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kommunale Wissenschaft und Praxis, Kommunalrecht und
Kommunalpolitik zusammen. Die Zeitschrift hat sich als
Diskussionsforum für neue Entwicklungen in der kommu-
nalen Welt einen Namen gemacht.

Die 1946 erstmals verlegte Fachzeitschrift Städte- und

Gemeinderat ist das offizielle Organ des Städte- und Ge-
meindebundes Nordrhein-Westfalen. Als Spitzenverband
kreisangehöriger Städte und Gemeinden repräsentiert
dieser rund 9 Mio. Bürger und Bürgerinnen sowie 86 
Prozent der Ratsmitglieder in Nordrhein-Westfalen.

Städte- und Gemeinderat enthält monatlich aktuelle 
Informationen aus den zentralen Interessengebieten der
Kommunalpolitiker und Verwaltungsbeamten:

• Finanzen, Wirtschaft, Soziales, Schule und Kultur
• Verwaltungsfragen und Neue Steuerung
• Kommunalrecht
• Kommunale Wirtschaftsunternehmen
• Tourismus und Freizeit

Darüber hinaus enthält Städte- und Gemeinderat Sonder-
seiten, die überregional über Produkte und Neuheiten für
den kommunalen Markt informieren. Der Leser erhält
somit einen Überblick über Aktuelles aus den Bereichen:

• Bürokommunikation
• Umweltschutz
• Nutzfahrzeuge im öffentlichen Dienst
• Müll- und Abfallbeseitigung
• Verkehrswesen
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• Wohnungswesen, Städtebau
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• Kommunale Energieversorgung
• Kreditwesen
• Raumplanung
• Krankenhausbedarf

Mit Städte- und Gemeinderat sind Sie 
abonniert auf Branchen-Information.

Schicken Sie den ausgefüllten Antwortcoupon an  
Frau Becker, Städte- und Gemeindebund NRW,
Kaiserswerther Straße 199-201, 40474 Düsseldorf

Wenn es schneller gehen soll, faxen Sie uns den 
unterschriebenen Coupon:

FAX: 02 11/45 87-292

Ja, ich möchte Städte- und Gemeinderat kennenlernen! Bitte senden Sie mir die

nächsten drei Aus gaben zum Vorzugspreis von nur € 10,25 (inkl. MwSt. und Versand).

Die Lie ferung  endet mit Zustellung des dritten Heftes und geht nicht automatisch in

ein Jahres abonnement über.

Ja, ich kenne Städte- und Gemeinderat bereits und möchte die Zeitschrift (10 Ausgaben)

im günstigen Jahresabonnement bestellen.

gedruckt (€ 78,- inkl. MwSt. und Versand)

elektronisch als Lese-PDF (€ 49,- inkl. MwSt. und Versand)

Vertrauens-Garantie: Das Abo können Sie innerhalb von 10 Tagen nach  Absendung des Bestell coupons 
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dr. bernd Jürgen schneider

Hauptgeschäftsführer

dr. eckhard ruthemeyer 

Präsident

er massive Zustrom von flüchtlingen und asylsuchenden im Jahr 2015 und die 

Herausforderung, diese menschenwürdig unterzubringen, waren das beherrschende

thema in den städten und gemeinden seit erscheinen des geschäftsberichts 2012-14. 

die daraus erwachsende aufgabe der integration wirkt sich auf alle lebensbereiche aus. 

ein mehrbedarf an Personal und ressourcen bei sprachförderung, Kinderbetreuung, 

schule und beruflicher eingliederung ist jetzt schon erkennbar. gleichzeitig lastet ein 

sanierungsstau bei der infrastruktur auf den Kommunen. Klar zeichnet sich ab, dass land

und bund die städte und gemeinden stärker unterstützen müssen.

auch 2017 bietet der geschäftsbericht des stgb nrW als themenschwerpunkt der 

Verbandszeitschrift stÄdte- und gemeinderat eine umfassende darstellung der politischen

und rechtlichen entwicklung in nordrhein-Westfalen aus dem blickwinkel der städte und

gemeinden sowie all der Personen, die dort Verantwortung tragen. 

Präsidium und geschäftsführung konnten in den vergangenen zweieinhalb Jahren auf eine

enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit mit den ehrenamtlichen und hauptamtlichen

Vertretern und Vertreterinnen aus den städten und gemeinden bauen. Wir danken allen

beteiligten für ihre wertvolle unterstützung. sie werden auch in Zukunft als begleiter 

unserer erfolgreichen Verbandsarbeit unverzichtbar sein. 

düsseldorf, im november 20�7

D
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BÜCHER / NACHRICHTEN

Good Morning Westphalia
Die Geschichte der Briten in Westfalen, hrsg. v.
Landschaftsverband Westfalen-Lippe, Regie v.
Daniel Huhn, Spielzeit 42 min., zu bestellen
über E-Mail medienzentrum@lwl.org oder im
Internet unter www.westfalen-medien.lwl.org,
ISBN 978-3-939974-59-8, 14,90 Euro

Seit Ende des Zweiten Weltkriegs sind briti-
sche Soldaten und Zivilbeschäftige der bri-
tischen Streitkräfte in Westfalen stationiert.
Vor wenigen Jahren begann ihr Rückzug
aus Deutschland, der 2020 abgeschlossen
sein soll. Der Film von Daniel Huhn zeichnet
die mehr als 70 Jahre währende Geschichte
der Briten in Westfalen nach - zwischen

Wiederaufbau und binationalen Ehen, zwischen Militärübungen
und kulturellem Austausch. Dafür wird Material aus deutschen
und internationalen Filmarchiven mit Privataufnahmen und Zeit-
zeugeninterviews kombiniert.

Lokale Bündnisse für bezahlbares 
Wohnen und Bauen
In ausgewählten Handlungsfeldern,
hrsg. v. Bundesinstitut für Bau-, Stadt-
und Raumforschung (BBSR), A4, 82 S.,
im Internet kostenlos herunterzuladen
unter www.bbsr.bund.de , ISBN 978-3-
87994-190-2

Die Studie bietet eine erste bundesweite
Bestandsaufnahme von 86 lokalen und
regionalen Bündnissen für bezahlbares
Wohnen und Bauen. Sie analysiert de-
ren unterschiedliche Maßnahmen und
Ziele. Im Ergebnis zeigt sich eine große
Bandbreite an Handlungsansätzen bis
hin zu konkreten Einzelmaßnahmen,
die sich vor allem auf der kommunalen Ebene realisieren lassen.
Neben den Ergebnissen nennt die Studie auch Handlungsempfehlungen
für bestehende und neue Bündnisse.

Schall und Rauch
Industriedenkmäler bewahren. Dokumen-
tation der Jahrestagung der Vereinigung
der Landesdenkmalpfleger Juni 2016 in
Oberhausen, Arbeitsheft der rheinischen
Denkmalpflege 84, hrsg. v. Dr. Andrea
Pufke, A4, 351 S., ISBN 978-3-7319-0564-
6, 39,95 Euro

Schwerpunkt der Jahrestagung der Ver-
einigung der Landesdenkmalpfleger
2016 war die Industriedenkmalpflege.
Die Dokumentation der Veranstaltung
stellt in mehr als 30 Artikeln unter-

schiedliche Nutzungsarten von Industriedenkmälern in ganz Deutschland
dar. Weitere Beiträge behandeln die Stadt- und Raumentwicklung
oder die Vermittlung von Industriekultur. Illustriert werden die Beiträge
von zahlreichen historischen und aktuellen Fotos.

Größere Chancen für Bahn-Ausbau 
zwischen Venlo und Odenkirchen 

Der Ausbau der Schienenstrecke von der deutsch-niederlän-
dischen Grenze über Kaldenkirchen und Viersen nach Rheydt-
Odenkirchen wurde als Vorhaben mit einem „vordringlichen 
Bedarf“ im Bundesverkehrswegeplan 2030 höhergestuft. Da-
durch und durch die gutachterliche Bestätigung der Wirt-
schaftlichkeit kann die Bahn nun mit der konkreten Planung
beginnen. Die Gesamtinvestitionen für das Projekt werden auf
210 Mio. Euro geschätzt. Langfristig soll der Ausbau der Stre-
cke den Schienenverkehr zwischen dem Ruhrgebiet und den
Nordseehäfen verbessern.

Auszeichnung durch die Agentur für 
Erneuerbare Energien

Die Stadt Gütersloh wurde für ihren vorbildlichen Klimaschutz
und ihre bürgernahen Energieprojekte ausgezeichnet. Basis
hierfür ist das 2013 beschlossene Klimaschutzkonzept der
Stadt, das neben der öffentlichen Förderung auch durch die
Stadtwerke Gütersloh finanziert wird. Da die geplanten Maß-
nahmen das Budget übersteigen, können sich die Einwohner/
innen von Gütersloh über Sparbriefe und Anteile an einer Ener-
giegenossenschaft an den Projekten beteiligen. Diese Form
der Bürgerbeteiligung wurde durch den Preis honoriert. 

Online-Karte zur Barrierefreiheit 
entlang der Römer-Lippe-Route

Auf der Internetseite www.roemerlipperoute.de steht eine in-
teraktive Karte bereit, die Hinweise zur Barrierefreiheit entlang
der Römer-Lippe-Route gibt. Das Projekt wurde von der Ruhr Tou-
rismus GmbH in Zusammenarbeit mit dem Regionalverband
Ruhr und der Nationalen Koordinationsstelle Tourismus für Alle
realisiert. Die Karte enthält beispielsweise Angaben zu Steigun-
gen sowie Gefahrenstellen und nennt Standorte von Parkplätzen 
sowie Toiletten für Behinderte. Weitere Angaben sollen in Kürze
ergänzt werden - etwa zur Erreichbarkeit der Strecke mit dem
ÖPNV. Parallel dazu wird die Befahrbarkeit der Römer-Lippe-
Route verbessert.

Preis für schwalbenfreundliches 
Rathaus 

Die Gemeinde Alpen hat künstliche Nester am Rathaus anbringen
lassen, um den Bestand einer Mehlschwalbenkolonie zu schützen.
Zahlreiche Vögel haben das Angebot angenommen. Daher wurde
das Alpener Rathaus als landesweit erstes mit der Plakette „Schwal-
benfreundliches Haus“ des NABU NRW ausgezeichnet. Mit diesem
Preis wird das Engagement von Privatpersonen und Institutionen
für die Lebensbedingungen von Schwalben gewürdigt.
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uch die 21. mitgliederversammlung
am 20. november 2014 fand in der

düsseldorfer stadthalle statt. ausschlag ge-
bend waren die positiven erfahrungen mit
der Veranstaltung zwei Jahre zuvor. dabei
spielten auch die gute erreichbarkeit des
messegeländes in flughafen- und auto-
bahnnähe sowie das ansprechende ambiente
der düsseldorfer stadthalle mit ihrem pro-
fessionellen service eine rolle. 
Zum auftakt von gemeindekongress und
mitgliederversammlung des städte- und
gemeindebundes nordrhein-Westfalen
(stgb nrW) eröffneten stgb nrW-Präsident
Roland Schäfer, 1. Vizepräsident Dr. Eckhard
Ruthemeyer und Hauptgeschäftsführer Dr.
Bernd Jürgen Schneider die begleitmesse
in der stadthalle düsseldorf. gemeinsam

verbinde zwei themen, welche die agenda
der Kommunen in den folgenden Jahren
noch stärker prägen würden als bisher. die
beteiligung der bürger und bürgerinnen wie
auch der ausbau der infrastruktur stünden
in einem engen Zusammenhang. bei dem
letzteren gehe es zudem um die frage, wie
die städte und gemeinden die Herausfor-
derungen meistern, die sich aus der demo-

grafischen entwicklung,
dem Klimaschutz und ei-
nem veränderten mobili-
tätsverhalten ergäben. 
stgb nrW-Präsident schä-
fer ging auf die angespann-
te finanzsituation der
nrW-Kommunen ein. mit
rund 26 mrd. euro entfalle
die Hälfte der bundeswei-
ten Kassenkredite auf Kom-
munen in nrW. allein in
den zurückliegenden zehn
Jahren seien die Kassen-

mit den weiteren Präsidiumsmitgliedern
des Verbandes informierten sie sich über
das vielfältige messeangebot. Zu den aus-
stellern gehören unter anderem die spar-
kassen in nrW, die Helaba, die nrW.bank,
die Wl bank, die bmW group, die rWe ag
deutschland, die gVV-Versicherung, die 
Provinzial und die telekom sowie die Kom-
munal agentur nrW und die einkaufs-
gemeinschaft der nrW-
Kommunen KoPart.
mehr als 1.100 delegierte
konnte roland schäfer,
bürgermeister der stadt
bergkamen und Präsident
des städte- und gemein-
debundes nrW, zum auf-
takt der mitgliederver-
sammlung des Verbandes
in der düsseldorfer Kon-
gresshalle begrüßen. das
motto „bürger beteiligen
- infrastruktur ausbauen“

A

Aus dem Städte- und 
Gemeindebund NRW

Der Städte- und Gemeindebund

Nordrhein-Westfalen (StGB NRW)

ist kommunaler Spitzenverband der

Städte und Gemeinden in Nord-

rhein-Westfalen. Ihm gehören 359

der 373 kreisangehörigen Städte

und Gemeinden in NRW an (siehe

Anhang A). Er repräsentiert damit

die Interessen von mehr als neun

Millionen Einwohnern in Nord-

rhein-Westfalen.

GEMEINDEKONGRESS 2014

„Bürger beteiligen - Infrastruktur 
ausbauen“

20. November 2014

Vollbesetzte Reihen bei der Rede
von StGB NRW-Präsident 
Roland Schäfer zur Lage der 
NRW-Kommunen beim 
Gemeindekongress in Düsseldorf
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vernetzten und digitalisierten Welt. Wie
der trend- und Zukunftsforscher ausführte,
seien weltweit drei mrd. menschen im in-
ternet aktiv und allein in deutschland seien
im Jahr 2013 bereits 33,1 mrd. euro online
umgesetzt worden. 
„der digitale rausch wird sich verstärken
und damit auch der Handel über das inter-
net“, so steinle. die forschung zeige aller-

dings, dass es auch zukünftig weder eine
absolute dominanz des online-Handels
noch ein aussterben des einzelhandels geben
werde. und gerade darin liege die Chance -
auch für die Kommunen. um leerstand in
innenstädten zu vermeiden, müssten Kom-
munen und einzelhandel neue zukunftsfä-
hige Konzepte entwickeln, die beide Welten
- ladenlokal und internet - miteinander 
verbinden. 

Zwei Fachforen

„Vitale lebensadern - infrastruktur der Zu-
kunft“ lautete das thema des ersten fach-
forums. Michael Groschek, nrW-minister
für bauen, Wohnen, stadtentwicklung und
Verkehr, betonte die bedeutung der unter-
schiedlichen Verkehrsmittel und Verkehrs-
träger für den Wirtschaftsstandort nrW.
die straßen- und brückeninfrastruktur sei
drastisch unterfinanziert, was aktuell bereits
durch straßensperrungen sichtbar werde.
sanierung sei daher an vielen stellen drin-
gend erforderlich. 
Prof. Dr. Klaus J. Beckmann, Präsident der
akademie für raumforschung und landes-
planung, plädierte dafür, den nahverkehrs-
räumen mehr beachtung zu schenken und

Städte- und Gemeindebund
Nordrhein-Westfalen

kredite um rund 270 Prozent gestiegen. es
stehe zu befürchten, dass bis ende 2015
fast 90 Prozent der stgb nrW-mitglieds-
kommunen keine ausgleichsrücklage mehr
hätten. den vom land initiierten stärkungs-
pakt stadtfinanzen bezeichnete schäfer als
richtige Weichenstellung zur richtigen Zeit,
die allerdings nicht ausreiche. nötig sei eine
finanzielle mindestausstattung der Kom-
munen durch land und bund. 
die ministerpräsidentin des landes nord-
rhein-Westfalen, Hannelore Kraft, hob in
ihrer rede das motto des gemeindekon-
gresses „bürger beteiligen - infrastruktur
ausbauen“ als kluge Prioritätensetzung her-
vor. lebensqualität sei nur mit guter infra-
struktur möglich. ihr ausbau könne aber
nur mit beteiligung der bürger und bürge-
rinnen gelingen. Klar sprach sich die minis-
terpräsidentin für eine stärkung der kom-
munalen Handlungsfähigkeit und damit
eine stärkung der bürgerbeteiligung vor ort
aus. 
in bezug auf die angespannte finanzlage
in vielen nrW-Kommunen verwies Kraft
auf den stärkungspakt stadtfinanzen. damit
sei es gelungen, die anzahl der nrW-Kom-
munen im nothaushalt von 61 auf vier zu
reduzieren. darüber hinaus erinnerte Kraft
an die schwierige finanzlage des landes.
nun sei der bund in der Pflicht, seine Zusagen
aus den Koalitionsverhandlungen zu erfüllen
und länder sowie Kommunen nachhaltig
zu entlasten.
als einstimmung auf die fachforen zur bür-
gerbeteiligung und zum ausbau der infra-
struktur gab der geschäftsführer des Zu-
kunftsinstituts frankfurt, Andreas Steinle,
einige denkanstöße zu den kommunalen
Herausforderungen in einer zunehmend

die straßen wieder als lebensraum zu be-
trachten sowie entsprechend zu planen.
anschließend diskutierten groschek und
beckmann mit den bürgermeistern der
städte bergisch gladbach, Lutz Urbach, und
rhede, Lothar Mittag, über die Herausfor-
derungen, vor denen die Kommunen ins-
besondere auf dem Hintergrund des bereits
spürbaren bevölkerungsrückgangs stehen.

◀ Zukunftsforscher Andreas 
Steinle bei seinem Vortrag 

▲ Großes Stelldichein am Stand der Provinzial
mit den StGB NRW-Präsidenten Roland Schäfer
(4.v.re.) und Dr. Eckhard Ruthemeyer (vorn 4.v.li.)

bürgerbeteiligung und neue medien war
thema des zweiten fachforums. der Vor-
sitzende des Vorstandes stiftung mitarbeit
bonn, Hanns-Jörg Sippel, wies auf die be-
deutung der direkten demokratie für die
Kommunen hin. bürgerbeteiligung sei aber
kein selbstläufer, sondern bedürfe des poli-
tischen Willens und gemeinsamer leitlinien,
in denen spielregeln und rahmenbedin-
gungen des dialogs festgelegt würden. an-
hand unterschiedlicher bürgerbeteiligungs-
modelle der stadt gütersloh zeigte der leiter
des dortigen fachbereichs Personal und or-
ganisation Dr. Markus Kremer Chancen,
aber auch Probleme des bürgerhaushalts
auf. an der anschließenden diskussion nah-
men zudem der leiter der geschäftsstelle
„dialog schafft Zukunft - fortschritt durch
akzeptanz.nrW“ beim nrW-ministerium
für Wirtschaft, energie, industrie, mittelstand 
und Handwerk, Arne Spieker, sowie Prof.
Dr. Katrin Möltgen von der fachhochschule
für öffentliche Verwaltung nrW teil.
die mitgliederversammlung wählte bürger-
meister Dr. Eckhard Ruthemeyer (soest)
zum neuen Präsidenten des städte- und
gemeindebundes nrW. bürgermeister 
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20. November 2014

NRW-Ministerpräsidentin Hannelore
Kraft mit StGB NRW-Präsident Roland
Schäfer (re.), 1. Vizepräsident Dr. Eckhard 
Ruthemeyer (li.) und Hauptgeschäftsfüh-
rer Dr. Bernd Jürgen Schneider (2.v.re.)
beim Gemeindekongress in Düsseldorf

Das Foyer der Soester
Stadthalle bietet
Raum für lockere Ge-
spräche zwischen den
Sitzungsblöcken beim
Hauptausschuss in
Soest
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flüchtlingsversorgung zu erläutern, berichtete
Rudi Bertram, bürgermeister der stadt
eschweiler. denn die anfänglich positive
grundstimmung könne rasch in sich zusam-
menbrechen. 
dies bestätigte Birgit Naujoks, geschäfts-
führerin des flüchtlingsrates nrW. noch
stehe eine mehrheit der bevölkerung den
flüchtlingen positiv gegenüber, aber die kri-
tischen stimmen würden lauter. angesichts
der weltweit ansteigenden flüchtlingsströme
werde eine Zuwanderungsquote die migra-
tion nicht stoppen. Bernhard Nebe, staats-
sekretär im nrW-ministerium für inneres
und Kommunales, betonte die gemeinsame
betroffenheit von Kommunen und land bei
der flüchtlingsversorgung. offenkundig reich-
ten die 620 mio. euro vom bund nicht aus. 
in der aussprache machte Werthers bürger-
meisterin Marion Weike geltend, man solle
angesichts des flüchtlingszustroms nicht
nur die Probleme benennen, sondern auch
die Chancen beleuchten. ratsmitglied Martin
Kraus aus der stadt bergisch gladbach be-
richtete aus seiner erfahrung als sportver-
einsvorsitzender, man habe flüchtlingen
trotz eines ungeklärten asylstatus das kos-
tenfreie mittrainieren angeboten.
Zu beginn des zweiten forums „die digitale
stadt“ beschrieb Wdr-fernsehdirektor Jörg
Schönenborn den einfluss der digitalisierung

Roland  Schäfer (bergkamen) wurde zum 
1. Vizepräsidenten gewählt. als weitere Vi-
zepräsidenten wurden Dietmar Heß (Cdu),
bürgermeister der gemeinde finnentrop,
sowie Walther Boecker (sPd), bürgermeister
der stadt Hürth, in ihrem amt bestätigt.
neu gewählt als Vizepräsidentin wurde
Beate Schirrmeister-Heinen (bündnis 90/
grüne), fraktionsvorsitzende im rat der
stadt erkelenz.

Präsidium

das Präsidium besteht satzungsgemäß aus
21 von der mitgliederversammlung gewähl-
ten mitgliedern, den Vorsitzenden der ar-
beitsgemeinschaften in den regierungsbe-
zirken, dem Vorsitzenden des arbeitskreises
mittelstadt sowie dem Hauptgeschäftsführer.
Zudem wird das gremium durch fünf stimm-
berechtigte kooptierte mitglieder - abge-
ordnete des nrW-landtags - sowie sechs
beratende mitglieder ergänzt (stand
01.05.2017). die Wahlzeit der Präsidialmit-
glieder entspricht der Wahlzeit des rates
in den Kommunen. bis zur nachwahl in
dem gremium bleiben die Präsidialmitglieder
im amt. Anhang C nennt die Mitglieder des
Präsidiums.

Hauptausschuss Soest

der Hauptausschuss besteht aus den von
der mitgliederversammlung gewählten Ver-
tretern und Vertreterinnen. Ein Verzeichnis
der Mitglieder des Hauptausschusses findet
sich in Anhang B. die 42. sitzung des Haupt-
ausschusses fand am 02./03.03.2016 wie-
derum in der stadthalle soest statt. neben
der Verabschiedung des stgb nrW-doppel-
haushalts 2016/2017 standen die themen
„flüchtlingspolitik aus kommunaler, natio-

naler und europäischer sicht“ sowie „die 
digitale stadt“ im mittelpunkt. 
Vor den beratungen gedachten die Haupt-
ausschuss-mitglieder des ehrenpräsidenten
Albert Leifert, der am 24.02.2016 verstorben
war. leifert war von 1979 bis 1999 ehren-
amtlicher bürgermeister der stadt drenstein-
furt sowie von 1986 bis 2005 mitglied des
stgb nrW-Präsidiums gewesen, dabei zwi-
schen 1992 und 2002 abwechselnd Präsident
und 1. Vizepräsident.
beim ersten forum „flüchtlingspolitik aus
kommunaler, nationaler und europäischer
sicht“ wies Ansgar Heveling MdB, Vorsitzender
des bundestags-innenausschusses, einleitend
darauf hin, dass die folgen von Krisen in
aller Welt in deutschland und nrW unmit-
telbar spürbar seien. angesichts der flücht-
lingszuwanderung stellten sich die aufgaben
begrenzung des Zustroms, rückführung sowie
integration. lippstadts bürgermeister Christof
Sommer berichtete, bei der flüchtlingsun-
terbringung werde man ständig mit Überra-

schungen konfrontiert
- so etwa 99 neuan-
kömmlinge an Heilig-
abend 2015. Von der
notwendigkeit, bür-
gern und bürgerinnen
die anforderungen derFO
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Der Vorsitzende des Bundestags-Innen-
ausschusses Ansgar Heveling MdB eröff-
net das Forum „Flüchtlinge“ am zweiten
Tag des Hauptausschusses in Soest
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zentrale themen der Kommunalpolitik. 
Anhang E enthält ein Verzeichnis der Arbeits-
gemeinschaften mit den Vorsitzenden und
deren Stellvertreter/innen.

Geschäftsstelle

nach rund 35 Jahren beim stgb nrW trat
am 30.07.2015 geschäftsführer Hans-Gerd
von Lennep in den ruhestand. Zum neuen
geschäftsführer wurde Horst-Heinrich Ger-
brand gewählt. die nachfolge als beigeord-
neter von dez. i trat der bisherige Hauptre-
ferent im finanzreferat Andreas Wohland
an. seine vorherige Position in dez. iV konnte
zum 01.07.2015 mit dem referenten Carl
Georg Müller besetzt werden. 
Zum 15.10.2015 wechselte Dr. Manfred
Wichmann, Hauptreferent in dez. i,  in die
freistellungsphase der altersteilzeit. Haupt-
referent Michael Becker, bisher im dez. ii
tätig, übernahm dessen Position im bereich

dienstrecht und flücht-
linge. als neuer bau- und
Vergabereferent in dez.
ii ist seit dem 01.09.2015
referent Dr. Johannes
Osing beim stgb nrW
beschäftigt. 
am 21.10.2015 hat Ro-

land Thomas, langjähriger Hauptreferent
in dez. iii, sein amt als bürgermeister der
stadt bad salzuflen angetreten. als nach-
folgerin ist seit dem 14.12.2015 referentin
Cora Ehlert im bereich Wirtschaft und Ver-
kehr tätig. 
ebenfalls in die freistellungsphase der al-
tersteilzeit trat am 01.04.2016 Hauptrefe-
rentin Annette Brandt-Schwabedissen. ihre
aufgabe im dez. ii, bereich kommunale
Wirtschaft, hat Hauptreferentin Anne Well-
mann, zuvor in dez. i tätig, übernommen.
Zum 01.04.2016 hat daher als nachfolgerin
im bereich Kommunalverfassungsrecht re-
ferentin Dr. Cornelia Jäger ihre tätigkeit
beim Verband aufgenommen. 
Zum 31.05.2015 verließ Robin Wagener,

referent in dez. iV, den Verband, um eine
aufgabe als sozialrichter zu übernehmen.
als seine nachfolgerin in dez. iV war zwi-
schenzeitlich referentin Imke Bukowski
tätig. seit 01.01.2017 ist Dr. Jan Fallack
beim stgb nrW als schulreferent in dez. iV
beschäftigt.
am 31.08.2016 ist Alexandra Langer aus der
elternzeit zurückgekehrt und seitdem wieder
in Vollzeit beim Verband als sekretärin tätig.
infolgedessen hat ihre Vertretung während
der elternzeit Claudia Oehm-Meseck zum
31.08.2016 den stgb nrW verlassen. 

Öffentlichkeitsarbeit

seit dem Jahreswechsel 2014/15 stand die
medienarbeit des stgb nrW ganz im Zeichen
der flüchtlingsproblematik. besonders der
massive Zustrom von menschen aus dem
balkan, aus nordafrika und dem nahen
osten im Herbst 2015 erzeugte den druck,
die drohende organisatorische und finanzielle
Überlastung der Kommunen an die Öffent-
lichkeit zu tragen. intensiv wurde die poli-
tische forderung nach massiver begrenzung
der einwanderung an die medien und die
regierenden in bund und land kommuniziert.
der stgb nrW kann dabei für sich in an-
spruch nehmen, die maßnahmen, die letztlich
zur eingrenzung des flüchtlingsproblems
geführt haben, als erster Kommunalverband
gefordert zu haben.
Wie seit längerem geplant wurde der 2004
ins leben gerufene erfahrungsaustausch
(ea) medien weiterentwickelt. erstmals wur-
de im Herbst 2016 eine eigenständige ge-
sprächsrunde von medienverantwortlichen
der kleinen und mittleren Kommunen ab-
gehalten. dabei stellte sich heraus, dass
dieser Personenkreis im Wesentlichen die-

auf die öffentlich-rechtlichen medien und
den dort praktizierten Qualitäts-Journalismus.
als beispiel nannte er die ausbildung eigener
Kommunikationsnetzwerke unter den flucht-
willigen und bereits geflüchteten im nahen
osten und in europa. Jens Fromm, Projektleiter
„digital public services“ beim fraunhofer
fokus-institut in berlin, setzte sich kritisch
mit der „e-government-euphorie“ des zu-
rückliegenden Jahrzehnts auseinander. Über
die reservierung von Kfz-Wunschkennzeichen
sei die online-gestützte Verwaltung vielerorts
nicht hinausgekommen. 
Von einer aktiven gemeinschaft kommunal
interessierter software-entwickler/innen be-
richtete Christoph Fleischhauer, bürgermeister
der stadt moers. für diese habe man 2015
im ratssaal den ersten moerser Hackday
veranstaltet. die bedeutung der digitalisie-
rung für den örtlichen tourismus nahm
Rainer Heller, bürgermeister der stadt det-
mold, in den blick. frühzeitig habe man sich
an den bedürfnissen der reisenden und
gäste orientiert und eine „app der apps“
programmieren lassen, die informationen
von touristischer bedeutung bündele. 

Fachausschüsse

im berichtszeitraum hat das Präsidium acht
fachausschüsse (Zusammensetzung siehe
Anhang D) eingesetzt, die sich wiederholt
zu beratungen trafen. die mitglieder und
stellvertretenden mitglieder der fachaus-
schüsse werden vom Prä-
sidium gewählt. die fach-
ausschüsse bereiten in
ihren arbeitsgebieten die
beschlüsse des Präsidi-
ums und die grundsätz-
lichen entscheidungen
der geschäftsstelle vor,
soweit sie nicht zur selbstständigen be-
schlussfassung ermächtigt sind.

Arbeitsgemeinschaften

in den fünf regierungsbezirken nordrhein-
Westfalens treffen sich abgesandte der
stgb nrW-mitgliedskommunen in arbeits-
gemeinschaften. die Zusammenkünfte 
dienen dem erfahrungsaustausch sowie
der Kontaktpflege mit der geschäftsstelle
des Verbandes. neben dem Hauptgeschäfts-
führer, den beigeordneten sowie den 
referenten und referentinnen der geschäfts-
stelle referieren fachleute aus der landes-
politik, den stgb nrW-tochtergesellschaften
sowie aus anderen organisationen über

seit 2015 stand die 
medienarbeit des stgb

nrW im Zeichen der
flüchtlingsproblematik
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schmuckbilder zum lesen. Zudem erhalten
die autor(inn)enporträts mehr Platz.
nicht zuletzt diente stÄdte- und gemeinderat
als transportmedium für zahlreiche son-
derveröffentlichungen. neben dem einleger
für ratsmitglieder be-
gleitend zum gemein-
dekongress im novem-
ber 2014 erschienen
im dezember 2015 ein
thesenpapier zu inno-
vativem Personalma-
nagement, im mai
2016 der umfangreiche
Handlungsleitfaden
flüchtlingsintegration sowie im Juni 2017
die forderungen an die neue nrW-landes-
regierung. als selbstständige Publikation
wurde zum gemeindekongress 2014 eine
broschüre über fahrradverkehr erstellt. 

Online-Medien

acht Jahre nach der umstellung des inter-
netangebots www.kommunen-in-nrw.de
des Verbandes auf das redaktionssystem
typo3 stand erneut eine technische und ge-
stalterische modernisierung an. seit anfang
2017 wird die online-Präsenz im bearbei-
tungsmodus auf eine zeitgemäße software
gebracht, in der live-ansicht luftiger gestaltet
sowie durch so genanntes responsive design
für mobilgeräte mit schmalerem bildschirm
nutzbar gemacht. damit erübrigt sich die
teure entwicklung einer eigenständigen app
für smartphones und tablet Computer. mit
der internet-neugestaltung wird auch die

2015 vorausschauend reservierte domain
www.kommunen.nrw aktiviert. 
intensiv genutzt werden auch die sozialen
netzwerke wie facebook und twitter. nach
dem Vorbild anderer Verbände geht der stgb

nrW dazu über, von sei-
nen eigenen Veranstal-
tungen direkt auf face-
book zu berichten. dabei
liegt der schwerpunkt auf
schnelligkeit vor ausführ-
lichkeit. grundlegende
Hinweise zu funktion und
nutzen sozialer netzwerke
für die kommunale Öf-

fentlichkeitsarbeit wurden auch auf den bür-
germeisterseminaren 2015 und 2016 gegeben. 
erstmals seit freischaltung des internetan-
gebots wurde der online-bereich auch per-
sonell aufgestockt. so wurde im mai 2016
der dinslakener online-Journalist Philipp
stempel auf Halbtagbasis eingestellt, um
ein Portal zur integrationsarbeit in den städ-
ten und gemeinden aufzubauen. aus prak-
tischen gründen kam dafür ein online-bau-
kastensystem des niedersächsischen soft-
wareanbieters grontmij/sweco zum einsatz. 
das Portal unter der internetadresse www.
kommunen.nrw/integration dient dem er-
fahrungsaustausch unter fachleuten der
flüchtlingsintegration und sammelt sowohl
empfehlungen als auch material für die
Praxis. seit Portalstart im Juni 2016 sind
rund 200 beiträge hochgeladen worden, und
es fanden zehn fachdiskussionen im on-
line-forum statt (stand Juli 2017). darüber
hinaus weist die online-redaktion auf ak-

tuelle studienergebnisse sowie
förderprogramme hin und ver-
schickt alle vier bis sechs Wo-
chen einen newsletter über
aktuelle entwicklungen im Por-
tal. die anzahl der empfänger/
innen lag im Juli 2017 bei 380
Personen. 

Fortbildung

nach wie vor besteht großes
interesse an einem Praktikum
in der Pressestelle des stgb
nrW. Zwischen februar 2015
und august 2017 nutzten  drei
studierende die möglichkeit,
die medien- und Öffentlich-
keitsarbeit eines kommunalen
spitzenverbandes im rahmen
einer vier- bis sechswöchigen
stage kennenzulernen. ◼

selben interessen und denselben informa-
tionsbedarf hat wie deren Kollegen und
Kolleginnen in den großen städten. daher
wurde die möglichkeit der mitarbeit im ea
medien auf sämtliche 359 stgb nrW-mit-
gliedskommunen ausgeweitet. der neue
Kreis der teilnehmenden umfasst etwa 55
Personen. der erste ea medien in größerer
runde fand am 10. mai 2017 auf einladung
des Kollegen Carsten morgenthal in der
stadt schwerte statt.
Konsequent fortentwickelt wurde die 2012
begonnene Produktion von Videos. nun-
mehr werden sämtliche großveranstal-
tungen des stgb nrW durch Videoclips
oder Wiedergabe der reden im internet
dokumentiert, zuletzt die bürgermeister-
tagung zum thema flüchtlings-integration
im september 2016. darüber hinaus hat
die Pressestelle mit einer Kölner Produkti-
onsfirma ein eigenständiges Video über
„flüchtlings-integration in nrW-Kommu-
nen“ gedreht. dieses wird den mitglieds-
kommunen für die örtliche Öffentlichkeits-
arbeit zur Verfügung gestellt. 

Publizistik

die Verbandszeitschrift stÄdte- und gemein-
derat mit den online-mitteilungen erfreut
sich weiterhin großer beliebtheit in der kom-
munalen Welt - sowohl bei den autoren
und autorinnen, die eine Plattform für ihre
inhalte suchen, als auch bei den kommunal
engagierten und interessierten. mehr und
mehr ratsmitglieder machen von der mög-
lichkeit gebrauch, die Zeitschrift kostenfrei
im internet herunterzu-
laden. das vor drei Jahren
eingerichtete elektroni-
sche abonnement - dabei
wird eine benachrichti-
gungs-mail mit einem
link versandt - hat sich
bewährt. 
entsprechend den neu-
esten trends der Print-
Publizistik wurde auch
stÄdte- und gemeinderat
in der gestaltung mo-
dernisiert. so werden 
artikel jetzt durch ein
formatfüllendes bild mit
suggestivem schlagwort
eingeleitet. ein größer-
es, bunt abgesetztes in-
haltsverzeichnis führt 
effektiver in den innen-
teil und animiert durch
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alle großveranstaltungen 
des stgb nrW werden
durch Videoclips oder 
redeausschnitte im 

internet dokumentiert
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er stgb nrW-ausschuss für recht,
Personal und organisation hat im be-

richtszeitraum halbjährlich getagt und sich
mit flüchtlings-, integrations-, kommunal-
verfassungsrechtlichen, ordnungspolitischen
und sonstigen rechtlichen fragestellungen
beschäftigt. ein schwerpunktthema war die
bewältigung des großen Zustroms von
flüchtlingen und asylsuchenden. Hier hat
es wiederholt diskussionen mit den zustän-
digen ansprechpartner/innen aus der lan-
desregierung gegeben. 
mehrfach war außerdem die abgrenzung
der aufgaben zwischen Polizei und örtlichem
ordnungsdienst und die personelle aus-
stattung der Polizei gesprächsgegenstand.
Hierzu gab es eine diskussion mit dem ab-
teilungsleiter Polizei aus dem nrW-minis-
terium für inneres und Kommunales. da-
neben standen die integration, das landes-
gleichstellungsgesetz, die umsetzung der
ergebnisse der ehrenamtskommission, das
dienstrechtsmodernisierungsgesetz, das
feuerwehrrecht, das e-government sowie
die öffentliche sicherheit in den städten
und gemeinden im Vordergrund. 

Interkommunale Zusammenarbeit

ein weiteres zentrales thema war die inter-
kommunale Zusammenarbeit. auch in diesem
bereich gab es kontinuierlich beratungsbedarf.
die kommunalen spitzenverbände nrW ha-
ben das internetportal www.interkommu-
nales.nrw geschaffen, das vom nrW-minis-
terium für inneres und Kommunales finanziert
und von der Kommunal agentur nrW, einem
tochterunternehmen des stgb nrW, tech-
nisch sowie inhaltlich betreut wird. in dem
Portal können sich Kommunen über den be-
reich der interkommunalen Zusammenarbeit
austauschen und mittels einer tauschbörse
andere Kommunen für eine Zusammenarbeit
in einem themenbereich gewinnen. 
aus den erfahrungen in der rechtsberatung
war deutlich geworden, dass die interkom-
munale Zusammenarbeit im regelfall nicht
an engen rechtlichen Vorgaben scheitert,
sondern ganz praktisch an der schwierigkeit,
einen geeigneten Partner für bestimmte
aufgaben zu finden und das ganze mit
einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung
abzusichern. im dezember 2016 hat eine
tagung zum auftakt des Portals und im
september 2017 eine iKZ-Jahrestagung
stattgefunden.

Gemeindeordnung

einen wesentlichen schwerpunkt der bera-
tungstätigkeit des stgb nrW bildeten wie-
derum die Kommunalverfassung und das
Kommunalwahlrecht. intensiver beratungs-
bedarf seitens der stgb nrW-mitglieds-
kommunen bestand im nachgang zur Kom-
munalwahl am 25. mai 2014, vorwiegend
im Hinblick auf die konstituierenden sit-
zungen der gemeinderäte sowie die beset-
zung der ausschüsse. im fokus standen ne-
ben dem Wahlverfahren die beachtung der
spiegelbildlichkeit und die damit verbun-
denen fragen der Zulässigkeit von listen-
verbindungen sowie die fraktionsbildung.
daneben lagen die beratungsschwerpunkte
im Kommunalverfassungsrecht insbesondere
im bereich der fraktions(um)bildung, aus-
schuss(um)besetzung, beanstandungspflicht
des bürgermeisters respektive der bürger-
meisterin und die Problematik der befan-
genheit. darüber hinaus bestand großer be-
ratungsbedarf bei den themen aufwands-
entschädigung und fraktionszuwendungen,
was durch die einführung des § 46 satz 1
nr. 2 go nrW zu beginn des Jahres 2017 -
zusätzliche aufwandsentschädigung für
ausschussvorsitzende - intensiviert wurde.

D

Recht, Personal, Organisation
Ausschuss für Recht, Personal und
Organisation
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Ordnungsrecht

im ordnungsrechtlichen bereich traten vor
allem fragen zum thema großveranstal-
tungen - stichwort: sicherheitskonzepte -,
zur abgrenzung der aufgaben zwischen Po-
lizei und ordnungsbehörden sowie zu den
regelungsmöglichkeiten in ordnungsbe-
hördlichen Verordnungen auf. 
dominierendes thema war seit mitte 2016
die ladenöffnung an sonntagen. Wegen
der landesweiten Klagen der dienstleis-
tungsgewerkschaft ver.di mussten viele
Kommunen auf der grundlage der recht-
sprechung von bundesverfassungsgericht
und bundesverwaltungsgericht ihre rechts-
verordnungen überarbeiten. der damalige
nrW-Wirtschaftsminister garrelt duin hatte
wegen der unsicherheit in der kommunalen
landschaft zu einem runden tisch einge-
laden, an dem die kommunalen spitzen-
verbände sowie Vertreter/innen von Handel,
gewerkschaften und Kirchen teilgenommen
haben. dazu kam eine informationsveran-
staltung mit richterinnen und richtern des
oberverwaltungsgerichts nrW. 
bei den treffen wurde vonseiten der kom-
munalen spitzenverbände angeregt, kurz-
fristig eine Handreichung herauszugeben,
damit es für die Kommunen einfacher ist,
rechtssichere rechtsverordnungen zu er-
lassen. außerdem hat der stgb nrW eine
Überarbeitung des gesetzes nach der nrW-
landtagswahl gefordert. laut Koalitions-
vertrag soll das gesetz komplett überarbeitet
werden. die Änderung des ladenöffnungs-
gesetzes ist bestandteil des sogenannten
entfesselungspakets i.

Feuerwehr

im dezember 2015 hat der nrW-landtag
das gesetz zur neuregelung des brandschut-
zes, der Hilfeleistung und des Katastrophen-
schutzes (bHKg) verabschiedet. damit ist
die novellierung des feuerschutzhilfegesetzes
(fsHg) umgesetzt worden. mit dem bHKg
werden die rahmenbedingungen für die tä-
tigkeit der feuerwehren zukunftssicher aus-
gestaltet. das gesetz trägt der demografi-
schen entwicklung - nachwuchsförderung
durch implementierung einer Kinderfeuer-
wehr -, der Verzahnung von Haupt- und eh-
renamt, dem optimalen Zusammenwirken
von feuerwehr, rettungsdienst, Zivilschutz
in Katastrophenfällen sowie den einsätzen
der feuerwehr außerhalb des brandschutzes
inklusive der möglich-
keit eines adäquaten Kos-
tenersatzes rechnung. 
Hinzu kommen spezielle
anliegen der Werkfeu-
erwehren wie die fest-
legung eines klar struk-
turierten bedarfsplans
und die festlegung von
Qualitätskriterien für „nicht öffentliche feu-
erwehren“. der stgb nrW hat die beratun-
gen konstruktiv begleitet. dabei ist es ge-
lungen, eine gemeinsame stellungnahme
zu dem gesetzentwurf seitens der kommu-
nalen spitzenverbände, der feuerwehrver-
bände, der komba gewerkschaft sowie der
Hilfsorganisationen abzugeben. dies war
auch deshalb möglich, weil während des
gesetzgebungsverfahrens eine enge ab-
stimmung mit den kommunalen spitzen-

verbänden und den beteiligten Verbänden
erfolgt ist.
im anschluss sind im berichtszeitraum auch
die laufbahnverordnung für die feuerwehr-
technischen beamten und beamtinnen sowie
die landesverordnung freiwillige feuerwehr
im Jahre 2017 aktualisiert worden. außerdem
hat der stgb nrW die mustersatzungen
für den Kostenersatz sowie für die gebühr
für die brandverhütungsschau an die neuen
gesetzlichen grundlagen angepasst. 
Hinsichtlich der beseitigung von Ölspuren
konnte in einer gemeinsamen arbeitsgruppe
mit dem Verkehrs- und dem innenministe-
rium erreicht werden, dass die mindestein-
satzstärke beim ersten ausrücken auf ein
vernünftiges maß reduziert worden ist und
das Verkehrsministerium respektive stra-

ßen.nrW als straßenbau-
lastträger eine rahmen-
vereinbarung ausschrei-
ben wird, um flächende-
ckend reinigungsunter-
nehmen als ansprech-
partner zur Verfügung zu
stellen. 
der erfahrungsaustausch

feuerwehrwesen des stgb nrW tagte im
berichtszeitraum halbjährlich. Hier wurden
aktuelle feuerwehrthemen in enger ab-
stimmung mit der ag der hauptamtlichen
feuerwachen und den ansprechpartner/in-
nen aus dem nrW-innenministerium dis-
kutiert. außerdem hat der stgb nrW das
gemeinsame Projekt des innenministeriums
und des Verbandes der feuerwehren in
nrW „feuerwehrensache“ unterstützt, um
die große mehrheit der Kommunen, in denen
der brandschutz rein ehrenamtlich organi-
siert ist, bei der nachwuchsgewinnung zu
unterstützen. daneben wurde ein von der
komba gewerkschaft, der unfallkasse nrW
und dem land nrW in auftrag gegebenes
gutachten zur untersuchung der gewalt
gegen einsatzkräfte organisatorisch sowie
durch mitwirkung in einem beirat unter-
stützt.
im berichtszeitraum wurde von den kom-
munalen spitzenverbänden gemeinsam mit
dem nrW-ministerium für inneres und
Kommunales eine Handreichung zur brand-
schutzbedarfsplanung erarbeitet. damit soll
verdeutlicht werden, was durch einen brand-
schutzbedarfsplan festgelegt wird und wel-
che aufgaben sowie einflussmöglichkeiten
bestehen. es sollte dabei auch unterstrichen
werden, dass angesichts der unterschiedli-
chen größe und der unterschiedlichen Ver-
hältnisse der nrW-Kommunen sich zwangs-
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läufig unterschiede in der erforderlichen
leistungsfähigkeit der feuerwehr ergeben.
eine an die jeweiligen Verhältnisse ange-
passte feuerwehr kann daher nur ortsbe-
zogen festgelegt werden.

Rettungsdienst

das rettungsgesetz nrW ist im frühjahr
2015 novelliert worden. in der neufassung
wurden unter anderem die gesetzlichen
grundlagen für die notfallsanitäterausbil-
dung geschaffen sowie das Qualitätsma-
nagement im nordrhein-westfälischen ret-
tungsdienst gestärkt. außerdem bringt das
neue rettungsgesetz nrW die einführung
einer ärztlichen leitung rettungsdienst,
eine stärkere berücksichtigung von Quali-
tätssicherung und einen wirksamen daten-
schutz. 
in dem neuen gesetz wurden die anregun-
gen der kommunalen spitzenverbände weit-
gehend aufgegriffen. aufgrund der sich über
mehrere Jahre hinziehenden Verhandlungen
war es gelungen, eine gemeinsame stel-
lungnahme der kommunalen spitzenver-
bände, der ag der berufsfeuerwehren, der
ag der hauptamtlichen feuerwachen, des
Verbandes der feuerwehren und der komba
gewerkschaft zu erarbeiten. 
der stgb nrW vertritt die interessen seiner
mitgliedskommunen in dem beim nrW-
gesundheitsministerium angesiedelten 
fachbeirat für den rettungsdienst. 

Glücksspiel

im berichtszeitraum ist der spielhallenerlass
des nrW-ministeriums für inneres und Kom-
munales veröffentlicht worden. in der folge
müssen alle spielhallenbetreiber zum
01.12.2017 eine neue Konzession für ihre
spielhallen beantragen. bereits während
der abstimmung über den spielhallenerlass
hat der stgb nrW zum ausdruck gebracht,
dass er eine weitere regulierung des glücks-
pielrechts vor dem Hintergrund des Jugend-
schutzes begrüßt. 
dementsprechend wurden das Verbot von
mehrfachkonzessionen sowie die einführung
eines mindestabstands zwischen den spiel-
hallen grundsätzlich gutgeheißen. allerdings
wurde vonseiten des stgb nrW kritisiert,
dass die Kommunen, die eine auswahlent-
scheidung treffen müssen, welche spielhallen
weiter betrieben werden können, durch den
erlass nur unzureichend Hilfestellung er-
halten. die von den kommunalen spitzen-
verbänden eingeforderten nachbesserungen

an dem erlass hat das land bislang nicht
realisiert. 

Datenschutz und Zensus

auch im datenschutz ergaben sich diverse
fragestellungen, teilweise in Verknüpfung
mit fragen zum auskunftsanspruch nach
dem informationsfreiheitsgesetz nrW. im-
mer mehr in den fokus rückte die neue eu-
datenschutzgrundverordnung, die zum
25.05.2018 ihre volle Wirkung entfalten
wird. Zu der thematik ist der stgb nrW
mit der landesdatenschutzbeauftragten
nrW in Kontakt getreten, um zu klären, in-
wieweit den Kommunen Hilfestellung ge-
geben werden kann.
aktuelle datenschutzrechtliche themen
wurden mit kommunalen datenschutzbe-
auftragten im datenschutz-arbeitskreis be-
sprochen. dabei spielten fragen aus dem
datenschutz im schul-, beschäftigungs- und
sozialbereich eine große rolle.
im Jahr 2016 hat der Kommunale daten-
schutzkongress, der gemeinsam mit der
Kommunal agentur nrW organisiert wird,
bereits zum zehnten mal stattgefunden.
daneben hat der stgb nrW gemeinsam
mit der Kommunal agentur nrW informa-
tionsveranstaltungen zur eu-datenschutz-
grundverordnung organisiert.
im Jahr 2016 wurde eine arbeitsgruppe bei
it.nrW zum Zensus 2021 unter beteiligung
der kommunalen spitzenverbände einge-
richtet. denn schon 2017 sollten die Kom-
munen bereits mit großem Vorlauf in die
entwicklungen eingebunden werden. auch
der stgb nrW ist mit sieben mitgliedskom-
munen in der arbeitsgruppe vertreten. 

Gesetzesvorhaben und Konnexität

im berichtszeitraum gab es zahlreiche ge-
setzgebungsverfahren mit Konnexitätsre-
levanz, deren Verfahren zur Kostenfolge-
abschätzung vonseiten des stgb nrW aktiv
begleitet wurden. allerdings gab es auch
immer wieder meinungsverschiedenheiten
mit dem land über die auslegung der grund-
regel, dass das land bei der Übertragung
neuer sowie bei ausweitung bestehender
aufgaben den Kommunen die erforderlichen
mittel zur Verfügung stellen muss. dabei
ist der stgb nrW im gespräch mit der
neuen nrW-landesregierung, um das Kon-
nexitätsprinzip umgehungssicher auszuge-
stalten. 
einen weiteren arbeitsschwerpunkt des
stgb nrW bildete die begleitung zahlreicher
gesetzesvorhaben durch stellungnahmen,
teilnahme an sachverständigenanhörungen
sowie gespräche mit ministerien und land-
tagsfraktionen sowie mit einzelnen abge-
ordneten. in der 16. Wahlperiode hat der
nrW-landtag anknüpfend an die landtags-
arbeitsgruppe kommunales ehrenamt eine
arbeitsgruppe „rahmenbedingungen für
das kommunale ehrenamt weiter verbes-
sern“ gebildet, an der der stgb nrW mit-
gewirkt hat. im fokus der ehrenamtskom-
mission stand, die freistellungsregelungen
an moderne formen der arbeit anzupassen. 
im anschluss an die ehrenamtskommission

Bei der Festveranstaltung zum 20-jährigen
Bestehen der Kommunal Agentur NRW 
würdigt NRW-Umweltminister 
Johannes Remmel die Arbeit des 
Beratungsunternehmens 

28. April 2016
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wurde der sozialwissenschaftler Prof. dr.
Jörg bogumil von der ruhr-universität bo-
chum beauftragt, den gesetzgeberischen
Handlungsbedarf bei der freistellungsre-
gelung durch abfrage bei ausgewählten
ratsmitgliedern zu ermitteln. daneben
waren Höhe und Vereinheitlichung der er-
stattung von Verdienstausfall sowie die
Weiterentwicklung der so genannten Haus-
haltsentschädigung zu
einer familienentschä-
digung thema der eh-
renamtskommission. 
mit dem gesetz zur stär-
kung der kommunalen
selbstverwaltung wur-
den einige ergebnisse
der ehrenamtskommis-
sion umgesetzt. so wur-
den etwa eine obergren-
ze und eine untergrenze für die erstattung
des Verdienstausfalls landeseinheitlich fest-
gelegt. ebenso wurde die regelung des §
46 satz 1 nr. 2 gemeindeordnung nrW ge-
ändert, sodass ausschussvorsitzende grund-
sätzlich eine zusätzliche aufwandsentschä-
digung erhalten - es sei denn, die Kommune
schließt einzelne ausschüsse in ihrer Haupt-
satzung von dieser regelung aus. diese
neuerung hat zu erhöhtem beratungsbedarf
geführt, da § 46 satz 2 go nrW den Kom-
munen freistellt, wie viele ausschüsse von
der regelung per Hauptsatzung ausgenom-
men werden. 
darüber hinaus wurde das gesetz über die
kommunale gemeinschaftsarbeit novelliert.
ebenso wurde stellung genommen zu den
neuen Quoren nach § 26 go nrW. darüber

hinaus wurden die bekanntmachungsver-
ordnung, das gefahrtiergesetz sowie die
entsprechende durchführungsverordnung
im berichtszeitraum geändert, wozu der
stgb nrW stellung genommen hat. 
Kritisch hat der stgb nrW gemeinsam mit
den Partnerverbänden das gesetzgebungs-
verfahren zur stärkung des Kreistages be-
gleitet. mit dem gesetz wurde eine beige-

ordnetenstruktur auf
Kreisebene ab dem Jahr
2020 eingeführt. ebenso
wurde die struktur der
Kreisordnung an die der
gemeindeordnung an-
gepasst. allerdings ist
davon auszugehen, dass
diese regelung nicht wie
geplant 2020 in Kraft
treten wird, da im Ko-

alitionsvertrag von Cdu und fdP bereits
angekündigt ist, die Änderung der Kreis-
ordnung teilweise wieder rückgängig zu
machen.
es wurden im berichtszeitraum jährlich
mehrere symposien zum Kommunalverfas-
sungsrecht durchgeführt. seit 2016 engagiert
sich der gesamte 15. senat des oVg nrW
im rahmen dieser reihe und referiert über
relevante kommunalrechtliche entschei-
dungen des senats aus dem abgelaufenen
Jahr. insgesamt haben jährlich knapp 300
Personen an den kommunalverfassungs-
rechtlichen symposien teilgenommen. da-
rüber hinaus wurden in Kooperation mit
der Kommunal agentur nrW seminare zu
den themen „bürgerbeteiligung“ und „ge-
walt gegen einsatzkräfte“ durchgeführt.

Gleichstellung

der stgb nrW-gleichstellungsausschuss hat
halbjährlich getagt und frauenpolitische
sowie gleichstellungsrelevante themen be-
raten - insbesondere solche, die in die Zu-
ständigkeit anderer ausschüsse fallen, jedoch
frauenpolitische relevanz haben. so wurde
über den Verlauf der gesetzgebungsverfahren
zum landesgleichstellungsgesetz und zum
Prostituiertenschutzgesetz in nrW durch
referentinnen aus den zuständigen minis-
terien berichtet. daneben waren die eu-
Charta für gleichstellung, frauen in der feu-
erwehr sowie die integration von flücht-
lingsfrauen in den arbeitsmarkt thema. ein
weiterer schwerpunkt war das thema „frauen
und gesundheit“ respektive „frauen in 
Pflegeberufen“. 
im bereich gleichstellung war der berichts-
zeitraum insbesondere von zwei großen
gesetzgebungsprozessen geprägt. Zum einen
wurde das landesgleichstellungsgesetz (lgg)
umfassend novelliert. es gab sowohl grund-
legende Änderungen im bereich des § 7
lgg (beförderungsregel) sowie § 12 lgg
(Quotierung so genannter wesentlicher gre-
mien). darüber hinaus wurde ein Klagerecht
für gleichstellungsbeauftragte eingeführt.
da die regelung des § 12 lgg viele fragen
aufgeworfen hat, soll von dem zuständigen
ministerium in abstimmung mit den kom-
munalen spitzenverbänden ein Handlungs-
leitfaden herausgeben werden. 
allerdings wurde bereits ein gesetzesentwurf
in den nrW-landtag eingebracht, um § 7
lgg wieder in den alten rechtszustand zu-
rückzuversetzen. Hintergrund ist das aktuelle

Kritisch hat der stgb 
nrW das gesetz-

gebungsverfahren zur
stärkung des 

Kreistages begleitet

DStGB-AUSSCHUSS ZU
GAST IN DÜSSELDORF

u seiner 43. Sitzung traf sich der DStGB-Aus-
schuss für Recht, Personal und Organisation 

Ende März 2015 in der Düsseldorfer Geschäftsstelle
des Städte- und Gemeindebundes NRW. Über zwei
Tage diskutierten die Vertreter/innen aus den Lan-
desverbänden des Deutschen Städte- und Gemein-
debundes über die Folgen der Glückspielregulie-
rung, Fragen der Zuwanderung, Tarifeinheit und
Streikrecht, Modellkommunen im E-Government,
Gesundheitsvorsorge für kommunale Beschäftigte,
die Wählbarkeit von kommunalen Beamt(inn)en 
sowie Angestellten in die Räte sowie Fragen der 
Sicherheit und des Krisenmanagements. 
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Verfahren beim Verfassungsgerichtshof nrW.
darin wird gestritten, inwieweit die formu-
lierung, dass frauen bereits bei „im Wesent-
lichen gleicher eignung“ zu bevorzugen sind,
mit den gesetzgebungskompetenzen und
mit art. 33 grundgesetz vereinbar ist. 
darüber hinaus war die umsetzung des
Prostituiertenschutzgesetzes in nrW ein
wichtiges thema. neben der Zuständig-
keitsproblematik wurde zwischen land und
kommunalen spitzenverbänden auch über
grundsatzfragen der Konnexität gerungen. 

Dienstrecht 

aufbauend auf dem dienstrechtsanpas-
sungsgesetz vom 16.05.2013 und der novelle
der laufbahn-Verordnung wurde zum
01.07.2016 das dienstrecht durch das dienst-
rechtsmodernisierungsgesetz weiterentwi-
ckelt. besoldungs-, Versorgungs- und dienst-
recht waren dabei Kernbereiche. Zentrale
inhalte im bereich des landesbeamtenge-
setzes waren unter anderem: 

• einführung einer bereichsspezifischen Ziel-
quote, mit der die beförderungsperspektiven
von frauen verbessert und damit ihre Kar-
rierechancen erhöht werden sollen

• Weitere Änderungen im laufbahnrecht
sollen der reduzierung der anzahl der
laufbahngruppen, einer stärkung der fle-
xibilität beim Wechsel der laufbahnfach-
richtungen sowie der erhöhung der bun-
desweiten mobilität dienen.

• regelungen zur Verbesserung der Verein-
barkeit von familie und beruf 

• Wiedereinführung einer Jubiläumszuwen-
dung als Wertschätzung gegenüber bamten
und beamtinnen

Zentrale inhalte im bereich des landesbe-
amtenbesoldungsgesetzes sind unter an-
derem die integration der jährlichen son-
derzahlung ab dem 01.01.2017 in die mo-
natlichen bezüge, die neuregelung des fa-
milienzuschlags der stufe 1 - insbesondere
für alleinerziehende -, die anpassung der
Wartefrist für die Zulage für die Wahrneh-
mung eines höherwertigen amtes von 18
monaten auf zwölf monate und die erhö-
hung des Zuschlags bei begrenzter dienst-
fähigkeit.

Zentrale inhalte im bereich des landesbe-
amtenversorgungsgesetzes sind unter an-
derem der anspruch auf Versorgungsaus-
kunft, die berücksichtigung ruhegehaltfä-
higer dienstzeiten vor Vollendung des 17. 
lebensjahres, die Vereinfachung von Kin-
dererziehungs- und Pflegezuschlägen sowie
die integration der regelungen zur Versor-
gungslastenteilung in das landesbeamten-
versorgungsgesetz sowie die bestimmung
einer finanziellen beteiligung früherer dienst-
herren an den Versorgungslasten des letzten
dienstherrn bei dienstherrenwechseln in-
nerhalb des landes. 
die kommunalen spitzenverbände hatten
den gesetzentwurf grundsätzlich begrüßt
und unter anderem die steigerung des frau-
enanteils auf höheren führungsebenen un-
terstützt. allerdings haben sie schon im ge-
setzgebungsverfahren deutlich gemacht,
dass sie das mittel dazu - eine bevorzugte
beförderung von frauen bei „im Wesentlich
gleicher eignung, befähigung und fachlicher
leistung“ (vgl. § 19 abs. 6 s. 3 lbg) - als ver-
fassungsrechtlich unzulässig ansehen. 
diese sichtweise wurde von den Verwal-
tungsgerichten düsseldorf, aachen und

arnsberg sowie nachfolgend vom oVg nrW
bestätigt. in der Konsequenz bedeutet dies
aber, dass bis zur rechtsverbindlichen fest-
stellung der Verfassungswidrigkeit dieser
norm beförderungen im einstweiligen
rechtsschutz erfolgreich verhindert werden
können. die folge ist ein weitgehender still-
stand bei den beförderungen und ein hohes
frustrationspotenzial. 
der stgb nrW hat von der neuen nrW-
landesregierung gefordert, so schnell wie 
möglich einen verfassungsgemäßen Zu-
stand wiederherzustellen. dem ist die
neue landesregierung gefolgt und hat im
Juli 2017 einen gesetzentwurf eingebracht,
der den bis zum 30.06.2016 geltenden
rechtszustand wiederherstellen soll. sollte
der landtag dieser Änderung entsprechen,
hätte sich das von der damaligen landes-
regierung vor dem landesverfassungsge-
richt eingeleitete normenbestätigungs-
verfahren des § 19 abs. 6 s. 3 lbg in der

seit dem 01.07.2016 geltenden fassung
erledigt.mit inkrafttreten des dienstrechts-
modernisierungsgesetzes wurde das lauf-
bahnrecht angepasst. später folgten noch
dienstrechtlich relevante gesetzesänderun-
gen unter anderem durch das gesetz zur
stärkung der Versorgung bei Pflege. damit
wurden regelungslücken im beamtenver-
sorgungsrecht aufgrund der neufassung
des Pflegeversicherungsrechts geschlossen.
schließlich erfolgten im rahmen dieses ge-
setzgebungsverfahrens auch Änderungen
bei der besoldung von teilzeitbeschäftigten
sowie die Übernahme rechtskräftiger
schmerzensgeldansprüche gegen Personen,
die nicht zahlungsfähig sind, durch den
dienstherrn für beamte und beamtinnen,
die im dienst opfer von gewalttaten ge-
worden sind.

Kommune als Arbeitgeber

der demografische Wandel, aber auch der
Wettbewerb um die besten fachkräfte stellt
die städte und gemeinden in nordrhein-
Westfalen als arbeitgeber vor große He-
rausforderungen. das Potenzial an guten
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Diskutieren beim Forum „Flüchtlinge“am 
zweiten Tag des Hauptausschusses in Soest
(v.links): Bürgermeister Rudi Bertram, 
Staatssekretär Bernhard Nebe, Bürgermeister
Christof Sommer, Moderator Michael Brocker,
Birgit Naujoks vom Flüchtlingsrat NRW sowie
Ansgar Heveling MdB

3. März 2016



der bundeskanzlerin und dem Vizekanzler
mitgeteilt - unterzeichnet von der mehrzahl
der bürgermeisterinnen und bürgermeister
der stgb nrW-mitgliedskommunen: ende
august 2015 wurde eine bürgermeister-
sonderkonferenz unter teilnahme des nrW-
innen- und Kommunalministers durchge-
führt, um die Verbandsforderungen zu ar-
tikulieren einen erfahrungsaustausch zu er-
möglichen.
Zunächst halfen die städte und gemeinden
gerade in der Hochphase der flüchtlingskrise
dem land bei der unterbringung von flücht-
lingen. dies geschah insbesondere durch
bereitstellung von unterkünften, aber auch
durch die Versorgung von flüchtlingen. der
enorme Zeitdruck vor ort führte dazu, dass

die städte und gemeinden zu-
nächst keine vertraglichen Ver-
einbarungen mit dem land über
die Kostenerstattung treffen
konnten. schnell haben aber
die kommunalen spitzenver-
bände mit dem land eine ent-
sprechende muster-Kostener-

stattungsvereinbarung abgeschlossen. auf
dieser grundlage wurden die abrechnungen
vorgenommen.
die flüchtlingskrise machte aber auch deut-
lich, dass eine auskömmliche finanzierung
der städte und gemeinden für die unter-
bringung und Versorgung von flüchtlingen
zwingend notwendig ist und die refinan-
zierung mittels des da-
maligen flüchtlingsauf-
nahmegesetzes nicht
mehr zeitgemäß war.
dementsprechend verein-
barten die kommunalen
spitzenverbände im de-
zember 2015 mit der da-
maligen landesregierung
und den sie tragenden
fraktionen im landtag ei-
ne neugestaltung dieses
gesetzes. dabei war man sich einig, dass
eine systemumstellung einen gewissen Vor-
lauf benötigte. 
auf der grundlage der Vereinbarung wurde
das Jahr 2016 als Übergangsjahr ausgestaltet
und die bisherige Pauschale für das Jahr
2016 von 7.578 euro auf 10.000 euro pro
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bewerbern und bewerberinnen nimmt ab,
und bereits heute zeigt sich in einigen be-
reichen des öffentlichen dienstes ein mangel
an fach- und führungskräften. die künftige
leistungsfähigkeit der Kommunen hängt
unter anderem davon ab, inwieweit es ge-
lingt, in einem schärferen Wettbewerb um
qualifizierte fachkräfte konkurrenzfähig zu
sein. 
gerade die kleinen und mittleren Kommunen
müssen hier besondere anstrengungen un-
ternehmen. Will eine Kommune für quali-
fizierte arbeitskräfte ein attraktiver arbeit-
geber sein, kann sie dies weniger wegen
der Verdienstmöglichkeiten sein als vielmehr
durch ihre vielfältigen betätigungsfelder
und eine flexible lebensphasengerechte ar-

beitsplatzgestaltung. dazu hat das stgb
nrW-Präsidium ende 2015 das Positions-
papier „Kreisangehörige Kommunen als at-
traktive arbeitgeber - anforderungen an
eine moderne Personalentwicklung“ be-
schlossen. 
das Positionspapier war im Vorfeld von
einer vom stgb nrW-gleichstellungsaus-
schuss eingesetzten arbeitsgruppe erstellt
worden. es deckt folgende themenbereiche
ab: anforderungen an ein modernes Perso-
nalmanagement, Personalmarketing, Per-
sonalentwicklung, ausbildung und nach-
wuchsentwicklung, führungskultur, gleich-
stellung von frauen und männern, Verein-
barkeit von familie/Pflege und beruf sowie
gesundheitsmanagement.

Flüchtlinge

der massive Zustrom von flüchtlingen aus
unterschiedlichen ländern seit sommer
2015 nach europa und vor allem nach
deutschland hatte auch für die städte und
gemeinden in nordrhein-Westfalen massive
auswirkungen in allen bereichen. in meh-
reren schreiben wurde dies nachdrücklich

flüchtling und Jahr angehoben. seit 2017
erfolgt nunmehr eine auf die einzelne Person
und den monat bezogene abrechnung von
867 euro pro monat. die damit verbundenen
umfangreichen umstellungsarbeiten wurden
zuvor in einer arbeitsgruppe von land, kom-
munalen spitzenverbänden und kommu-
nalen Praktiker /innen ausgearbeitet. Zu
beginn der umstellungsphase erfolgten
noch modifizierungen und eine intensive
beratung der mitgliedskommunen durch
den stgb nrW.
Vereinbart wurde im dezember 2015 auch
eine ist-Kosten-erhebung: land und Kom-
munen - vertreten durch die spitzenverbände
- ermitteln bis mitte 2018 gemeinsam die
tatsächlich in den Kommunen anfallenden
Kosten für die flüchtlingsaufnahme und -
unterbringung. diese werden dann ge-
sprächsgrundlage sein für die auskömmliche
ausgestaltung der flüchtlingspauschale mit
dem land. schließlich konnte erreicht werden,
dass das land die individuellen Krankheits-
kosten einzelner asylsuchender, die über
35.000 euro pro Jahr hinausgehen, über-
nimmt. Zuvor betrug der schwellenwert
70.000 euro pro fall. 
der sachgerechte Verteilungsschlüssel nach
dem flüchtlingsaufnahmegesetz - 90 Prozent
einwohnerzahl / zehn Prozent fläche - wurde
beibehalten. mit der Vereinbarung konnte
sichergestellt werden, dass die monatliche
Pauschale für asylsuchende, deren antrag
negativ beschieden wurde, nach Vorliegen
des rechtskräftigen bescheides respektive
nach abschluss des eilverfahrens für weitere
drei monate gezahlt wird. Jedoch hat sich
nach unterzeichnung der Vereinbarung he-
rausgestellt, dass sich - entgegen den ankün-
digungen der bundes- und landespolitik -

die anzahl der rück-
kehrwilligen oder die
anzahl der abgescho-
benen nicht annä-
hernd so erhöht haben
wie die anzahl ableh-
nender bescheide des
bundesamtes für mi-
gration und flücht-
linge. 
dementsprechend
wurde gegenüber dem

nrW-landtag von den kommunalen spit-
zenverbänden für diese flüchtlinge bis zu
ihrer tatsächlichen ausreise eine erstattung
nach dem flüchtlingsaufnahmegesetz ge-
fordert. denn die gründe für eine nicht er-
folgte ausreise liegen außerhalb des ein-
flussbereichs von städten und gemeinden

Beim Bürgermeisterseminar 
Integration in Düsseldorf erläutert
Rheines Bürgermeister Dr. Peter
Lüttmann die Möglichkeit der
Teilhabe von Flüchtlingen

9. September 2016
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die flüchtlingskrise 
machte deutlich, dass eine

auskömmliche finanzierung
der städte und gemeinden 

für die unterbringung 
von flüchtlingen 

notwendig ist
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und dürfen dort nicht zu finanziellen defi-
ziten erheblichen ausmaßes führen.

Zuweisung von Flüchtlingen

die unterbringung von flüchtlingen in den
städten und gemeinden ist häufig nur noch
mit erheblichen Kraftanstrengungen vor
ort möglich. Vor diesem Hintergrund ist es
zwingend notwendig, dass die landesweite
Zuweisung von flüchtlingen sachgerecht
erfolgt. für flüchtlinge, die noch keinen po-
sitiven bescheid des bundesamtes für mi-
gration und flüchtlinge haben, ist insoweit
die Verteilungsregelung nach dem flücht-
lingsaufnahmegesetz maßgeblich. erst auf

druck des stgb nrW gegenüber der dama-
ligen nrW-landesregierung hat das land
von einer reduzierung der Zuweisung ins-
besondere zugunsten kreisfreier städte ab-
stand genommen. nunmehr werden die
entsprechenden Zuweisungszahlen ein-
schließlich ihrer erfüllung transparent vom
land veröffentlicht. auch das ist folge einer
entsprechenden forderung des Verbandes.
die große anzahl anerkannter flüchtlinge
hat aber auch deutlich gemacht, dass eine
steuerung der Zuweisung auf einzelne orte
erforderlich ist. ansonsten besteht die gefahr
einer Konzentration von menschen anders-
artiger kultureller Prägung an wenigen
orten. im Übrigen ist auch Planungssicherheit
für die Kommunen notwendig, da andernfalls
die langfristige nutzung kostenträchtiger
kommunaler investitionen für die integration
nicht gewährleistet wäre. dementsprechend
hatte sich der stgb nrW für eine bundes-
weite Wohnsitzauflage ausgesprochen und
detaillierte anforderungen formuliert. 
der bundesgesetzgeber hat den ländern
die möglichkeit eingeräumt, eine Wohn-
sitzauflage zu erlassen. allerdings haben
nur wenige davon gebrauch gemacht. nord-
rhein-Westfalen hat ende 2016 die auslän-
der-Wohnsitzregelungsverordnung erlassen.
scharf kritisiert wurde vom stgb nrW bereits
während des gesetzgebungsverfahrens,
dass der gewählte Verteilungsschlüssel von
dem des flüchtlingsaufnahmegesetzes ab-
weicht. die derzeitige regelung sieht ab

einer gewissen prozentualen arbeitslosen-
quote einen Zuweisungsabschlag bei der
aufnahme von flüchtlingen vor. ein weiterer
abschlag wird Kommunen gewährt, die der
mietpreisbegrenzungsverordnung des landes
unterliegen. 
schließlich gibt es noch abschläge für Kom-
munen, die einen mindestens 50 Prozent
über dem landesdurchschnitt liegenden
anteil von Personen aus osteuropäischen
eu-mitgliedstaaten aufweisen, die leistun-
gen nach sgb ii erhalten. da jedoch die er-
mittlung und die grenzwerte dieser ab-
schläge selbst äußerst umstritten sind,
dürfen sie auch nicht zur grundlage dieses
Verteilungsschlüssels gemacht werden. Vor
dem Hintergrund, dass nach dem Koaliti-
onsvertrag von Cdu und fdP vom Juni 2017
insbesondere die mietpreisbegrenzungsver-
ordnung ersatzlos gestrichen werden soll,
ist damit die möglichkeit eröffnet, im rah-
men der dann notwendigen reform der
ausländer-Wohnsitzregelungsverordnung
nochmals die forderungen gegenüber der
landesregierung vorzutragen.

Integration 

das stgb nrW-Präsidium hat im märz 2016
einen Handlungsleitfaden zur flüchtlings-
integration beschlossen, der von der ge-
schäftsstelle erarbeitet und in allen aus-
schüssen des Verbandes beraten worden
war. dieser leitfaden soll den Kommunen

Städte- und Gemeindebund
Nordrhein-Westfalen
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ie Stadt Altena ist mit dem
erstmals ausgeschriebe-

nen Nationalen Integrations-
preis ausgezeichnet worden.
Wie Bundeskanzlerin Dr. Angela
Merkel bei der Preisverleihung
(Foto) am 17. Mai 2017 in Berlin
betonte, erhalte Altena die Aus-
zeichnung für seine Verdienste
um die Integration von Mi-
grant(inn)en. In der sauerländi-
schen Stadt arbeiten Haupt- und
Ehrenamtliche bei der Betreu-
ung von Flüchtlingen zusam-
men. Die geflüchteten Men-
schen werden in Wohnungen
statt in Massenunterkünften un-
tergebracht. Ehrenamtliche Lehrkräfte bringen ihnen Deutsch bei, und jede
Flüchtlingsfamilie hat eine eigene Ansprechperson. Zudem hat die Stadt

ein Integrationsbüro eingerichtet. Der Preis, um den sich insgesamt 33 
Institutionen beworben hatten, ist mit 10.000 Euro dotiert.

NATIONALER INTEGRATIONSPREIS FÜR ALTENA
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ausländerbehörden beseitigt werden. dies
wurde auch im rahmen einer von der nrW-
landesregierung 2016 eingesetzten arbeits-
gruppe zum rückkehrmanagement - die so
genannte schiek-Kommission - deutlich. 
der stgb nrW hat auch aufgrund dieser er-
kenntnisse gemeinsam mit dem landkreistag
nrW eine arbeitsgruppe der kreisangehörigen
ausländerbehörden eingerichtet und ein Po-
sitionspapier zum thema rückkehrmana-
gement beschlossen. der stgb nrW fordert,
dass der bund die rückführung der flüchtlinge
ohne bleibeperspektive direkt aus ankunfts-
und aufenthaltszentren heraus organisieren
muss. dieser Zielrichtung entspricht es, wenn
im Koalitionsvertrag von Cdu und fdP nun-
mehr von einer Zentralisierung der Zustän-
digkeiten für abschiebungen auf landesebene
die rede ist. 

Reichsbürger und Salafismus

im berichtszeitraum haben sicherheitsre-
levante Verhaltensweisen, aber auch straf-
taten so genannter reichsbürger und von
salafisten deutlich gemacht, dass Prävention
auch in städten und gemeinden notwendig
ist. Vor diesem Hintergrund finden nunmehr
regelmäßig treffen zwischen Verfassungs-
schutz und kommunalen spitzenverbänden
statt. ein ergebnis ist die durchführung von
informationsveranstaltungen zur Proble-
matik „reichsbürger“. 
reichsbürger zeichnen sich dadurch aus,
dass sie die existenz der bundesrepublik
deutschland nicht akzeptieren. ihre Hand-
lungsweisen sind äußerst vielschichtig. sie
reichen von der eingabe diffuser umfang-
reicher schriftsätze, beleidigungen und dro-
hungen bis hin zu tätlichen angriffen ge-
genüber kommunalen bediensteten. reichs-
bürger können sich aber auch selbst in den
Verwaltungen der Kommunen befinden. 
im rahmen von zwei Veranstaltungen des

einerseits einen aktuellen Überblick über
die derzeitigen Herausforderungen bei der
integration der großen anzahl zugereister
flüchtlinge bieten und zum anderen eine
Übersicht über die vielfältigen Herange-
hensweisen an das thema geben. dement-
sprechend sind darin erfahrungen aus der
kommunalen Praxis eingeflossen. der leit-
faden wird fortlaufend weiterentwickelt
und ist im Juni 2016 um eine internetbasierte
Plattform für den erfahrungsaustausch zwi-
schen städten und gemeinden ergänzt wor-
den. im september 2016 fanden zwei gut
besuchte bürgermeister-tagungen zum the-
ma integration statt.
städte und gemeinden verschließen sich
nicht der aufgabe der integration von flücht-
lingen mit bleibeperspektive in die örtliche
gemeinschaft. die Querschnittsaufgabe in-
tegration kann allerdings nur dann bewältigt
werden, wenn die Kommunen organisato-
risch und finanziell nicht überfordert sind.
Vor diesem Hintergrund wäre es am besten,
wenn nur diejenigen flüchtlinge in die Kom-
munen verteilt würden, die bereits über
einen aufenthaltstitel verfügen. in jedem
fall sollten aber zukünftig flüchtlinge ohne
bleibeperspektive nicht mehr auf die Kom-
munen verteilt werden. Vor diesem Hinter-
grund sind die ausführungen im Koaliti-
onsvertrag von Cdu und fdP vom Juni 2017
sachgerecht. 
schließlich fordert der stgb nrW seit ge-
raumer Zeit, dass das land die integrati-
onspauschale des bundes vollständig an
die städte und gemeinden weiterleitet.
denn die integration findet ausschließlich
dort statt. 

Rückkehrmanagement

mitte Juli 2017 hielten sich nach auskunft
des bundesamtes für migration und flücht-
linge rund 220.000 ausreisepflichtige in
deutschland auf, davon etwa 52.000 ohne
eine duldung. dieser hohen Zahl stehen
2017 nur knapp 11.500 abschiebungen ge-
genüber. daneben wird die freiwillige rück-
reise gefördert. aber auch dies führt nicht
dazu, dass sich die genannten Zahlen sig-
nifikant verringern. die ursachen für das
unterbleiben einer freiwilligen rückkehr
oder gar einer abschiebung sind vielschichtig
und können nicht von den kommunalen
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StGB NRW-Ehrenpräsident Albert Leifert (re. †)
im Gespräch mit den Präsidiumsmitgliedern
(v.li.) Lutz Urbach, Stefan Raetz und Dietmar Heß

20. November 2014

stgb nrW im frühjahr 2017 wurden die
Kommunen von Vertreter/innen des nrW-
ministeriums für inneres und Kommunales,
des Verfassungsschutzes, des landeskrimi-
nalamtes sowie eines kommunalen Prakti-
kers für dieses thema sensibilisiert, und es
wurden präventive Handlungsweisen wie
auch beamten- und arbeitsrechtliche mög-
lichkeiten der reaktion aufgezeigt. 
ein weiteres ergebnis der gespräche mit
dem Verfassungsschutz ist, dass dieser den
Kommunen auf anfrage bei der sensibili-
sierung von akteuren in flüchtlingsein-
richtungen Hilfe anbietet. dies gilt insbe-
sondere für betreiber von flüchtlingsein-
richtungen sowie deren beschäftigte und
ehrenamtliche Helfer. solche Veranstal-
tungen nehmen dabei den extremistischen
salafismus in den blick und geben einblick
in die Präventionsangebote „Wegweiser“
sowie das „aussteigerprogramm islamis-
mus“. auch kommunale mitarbeiter/innen
können so in die lage versetzt werden,
Personen besser einzuordnen und zu be-
werten, die mit geflüchteten menschen
intensiv in Kontakt stehen und ein auffäl-
liges Verhalten zeigen. so können mögliche
salafistische anwerbeversuche, aber auch
die radikalisierung von flüchtlingen früh-
zeitig erkannt werden. 

Kommunen und Europa

die europapolitischen interessen seiner mit-
gliedskommunen hat der stgb nrW über
die mitarbeit im europaausschuss des dstgb
und in persönlichem Kontakt mit dem brüs-
seler büro des dstgb wahrgenommen. au-
ßerdem wurde der förderwettbewerb des
nrW-europaministeriums „europaaktive
Kommune“ organisatorisch unterstützt. Hier
erfolgte eine mitarbeit in der Jury sowie in
einer arbeitsgruppe zur revision der aus-
wahlkriterien. ◼
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as e-governmentgesetz nrW, erset-
zendes scannen, open government

und öffentliches Wlan waren Kernthemen
der informationstechnologie der öffentlichen
Verwaltung seit Jahresmitte 2014. in seinen
sitzungen am 05.11.2015 und am 15.11.2016
beschäftigte sich der arbeitskreis (aK) infor-
mationstechnologie daher auch mit dem e-
governmentgesetz nrW, öffentlichem Wlan,
der rahmenvereinbarung open government
sowie der sicherheit kommunaler it-systeme,
der elektronischen rechnung und der lan-
desredaktion nrW. 

E-Governmentgesetz

nach jahrelangen Vorarbeiten unter mit-
wirkung des stgb nrW beschloss der nrW-
landtag am 06.07.2016 das e-government-
gesetz (egovg ) nrW. danach richtete sich
das interesse der stgb nrW-mitgliedskom-
munen vor allem darauf, was unmittelbar
operativ zu tun sei. stets wurde darauf hin-
gewiesen, dass das so genannte normen-
screening des landesrechts bis ende 2018

Kommunen wird zudem mit landesförde-
rung beim Knd dachverband kommunaler
it-dienstleister nrW ein Kompetenzzentrum
eingerichtet.
2012 hat der it-Planungsrat auf bundes-
ebende das Projekt „föderales informati-
onsmanagement (fim)“ ins leben gerufen.
damit sollen informationen zu Verwaltungs-
verfahren auf allen Verwaltungsebenen ein-
mal rechtlich korrekt, einheitlich sowie ver-
ständlich beschrieben werden, um den re-
daktionellen aufwand in der breite zu senken.
nach dem aufbau einer bundesredaktion
stand seit 2015 die einrichtung einer nrW-
landesredaktion an. nicht zuletzt soll diese
die Verwaltungen bei der umsetzung der
anforderungen nach § 6 abs. 2 egovg nrW
unterstützen. der stgb nrW hat an der
Konzeption der landesredaktion mitgear-
beitet und bei seinen mitgliedskommunen
um teilnahme an diesem Projekt geworben. 

Öffentliches WLAN - IT-Sicherheit

die so genannte störerhaftung beim betrieb
öffentlicher Wlan-netze hat viele anfragen
generiert. Wann genau störerhaftung eintritt,
ließ sich auch auf bundesebene rechtlich
nicht klären. der stgb nrW hat aber mehrere

abgeschlossen sein muss. dieses umfasst
die Prüfung sämtlicher gesetze und Ver-
ordnungen, ob darin die schriftform für
Verwaltungshandlungen explizit verlangt
wird und ob diese gegebenenfalls abge-
schafft oder durch elektronische Prozesse
wie de-mail oder die eid des neuen Perso-
nalausweises ersetzt werden kann. 
mit inkrafttreten des e-governmentgesetzes
nrW intensivierte sich der beratungsbedarf
zu den themen e-akte und ersetzendes
scannen. auch wenn das gesetz für die
Kommunen weder Verpflichtung noch frist
zur einführung der e-akte vorsieht, besteht
gleichwohl Konsens, dass die elektronische
akte grundvoraussetzung für jedes e-go-
vernment ist. große unsicherheit herrschte
in der frage, ob Papierdokumente rechts-
sicher eingescannt und archiviert werden
können. der stgb nrW hat dabei auf einen
leitfaden der Vitako bundesarbeitsgemein-
schaft Kommunaler it-dienstleister und
der Kgst Kommunale gemeinschaftsstelle
für Verwaltungsmanagement verwiesen.
Zur einführung der e-akte in den nrW-

D
Informationstechnologie

as Land NRW und die Kommunen wollen ihre Zusammenarbeit beim
Open Government vertiefen. Einen entsprechenden Open-Government-

Pakt für Nordrhein-Westfalen unterzeichneten NRW-Innenminister Ralf 
Jäger (Foto Mitte), der Beigeordnete des Städte- und Gemeindebundes
NRW, Andreas Wohland (2. v. li.), die stellvertretende Geschäftsführerin
des Städtetages NRW, Verena Göppert (2. v. re.), der Hauptgeschäftsfüh-
rer des Landkreistages NRW, Dr. Martin Klein (li.), sowie der Verbandsvor-
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D steher des KDN Dachverbandes kommunaler IT-Dienstleister, Guido 
Kahlen (re.), am 26. Oktober 2016 in Duisburg. Geplant sind die Gründung 
eines Open Government-Netzwerks, die Organisation von Open Govern-
ment-Veranstaltungen, der Aufbau eines Datenpools auf der Plattform
Open.NRW, die Entwicklung von Konzepten und Leitfäden zur Open 
Government-Praxis, die Förderung von Beteiligungsverfahren in NRW 
sowie die Gestaltung einer Beteiligungslandkarte im Internet. 

OPEN-GOVERNMENT-PAKT FÜR NRW
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modelle entwickelt, wie städte und gemein-
den rechtssicher leistungsfähige und benut-
zer/innenfreundliche Wlan-netze aufbauen
können. dabei wurde deutlich gemacht, dass
in so genannten freifunk-netzen die teil-
nehmenden grundsätzlich von störerhaftung
befreit sind. allerdings war die frage der stö-
rerhaftung bei öffentlichem Wlan angesichts
eines urteils des europäischen gerichtshofs
2016 trotz zweier Änderungen im teleme-
diengesetz bis august 2017 weiterhin offen. 
ausgelöst durch eine erhebung des nrW-
landesbeauftragten für datenschutz und in-
formationsfreiheit (ldi) zur it-sicherheit in
den nrW-Kommunen kam die idee auf,
gezielt für dieses thema zu sensibilisieren.
somit fanden unter mitwirkung des stgb
nrW zwischen februar und september 2016
sechs halbtägige Veranstaltungen statt. dabei
informierten fachleute über die bedrohung
öffentlicher it-systeme und gaben Hinweise
zum besseren schutz vor Cyber-angriffen. 

Open Government

das Projekt open government-Vereinbarung,
angestoßen von der nrW-landesregierung
im mai 2014, wurde im Herbst 2016 erfolg-
reich abgeschlossen. davor hatte eine ar-
beitsgruppe aus Vertreter(inne)n von land,
Kommunen sowie it-dienstleistern eine rah-
menvereinbarung erarbeitet. Kernstück war
die freiwillige Zusage der kommunalen seite,
am aufbau der drei open government-säulen
open data, Partizipation und Kollaboration
aktiv mitzuwirken. dies soll allerdings ohne
gesetzlichen Zwang, sondern nach den örtli-
chen gegebenheiten erfolgen. 
am 26.10.2016 wurde die rahmenverein-
barung feierlich unterzeichnet. auf initiative
der regierungsfraktionen sPd sowie bündnis
90/die grünen hat der nrW-landtag zudem
ein mit rund 2,5 mio euro jährlich dotiertes
förderprogramm open government beschlos-
sen. an der auswahl der schwerpunkte war
der stgb nrW maßgeblich beteiligt. bei
einem vom land ausgelobten modellprojekt
kommunales open government wurden
ende Juni 2017 Projekte unter anderem in
den städten Kerpen, moers und Paderborn
sowie in den gemeinden Kranenburg und
stemwede sowie zwei Projekte der it-dienst-
leister KdVZ Citkomm und KdVZ rhein-erft-
rur zur förderung ausgewählt.

Mitwirkung in Gremien

turnusgemäß ging die geschäftsführung des
gemeinsamen it-lenkungsausschusses der

kommunalen spitzenverbände im september
2015 vom stgb nrW auf den landkreistag
nrW über. Zum neuen Vorsitzenden wurde
der landrat des Kreises Viersen dr. andreas
Coenen gewählt. im berichtszeitraum hat
der it-lenkungsausschuss viermal - am
24.02.2015, 18.08.2015, 13.04.2016. und
10.01.2017 - getagt.
Vertreter der stgb nrW-geschäftsstelle ha-
ben an drei sitzungen des staatlich-kom-
munalen Kooperationsausschusses (Koopa)
aiV in nrW-innen- und Kommunalminis-
terium teilgenommen - die letzte am
20.04.2016. dabei wurde über gemeinsame
it-Projekte diskutiert, aber auch über Ver-
besserungen der it-infrastuktur im detail
entschieden. abgelöst wurde dieses gre-
mium nach e-governmentgesetz nrW am
10.07.2017 durch den it-Kooperationsrat.
dieser setzt sich aus Vertreter(inne)n der
landesregierung sowie sechs Vertreter(inne)n
der kommunalen spitzenverbände zusam-
men. beratend nehmen daran it.nrW sowie
der Kdn teil. aufgabe des halbjährlich 
tagenden gremiums ist es, empfehlungen
zu bedeutsamen it-entwicklungen auszu-
sprechen. 

Serviceportal NRW - d-nrw

seit einführung des neuen Personalausweises
mit der authentifizierungsfunktion eid er-
wuchs das Problem, dass für jeden einzelnen
Verwaltungsvorgang in jeder Kommune ein
eigenes Zertifikat gekauft werden muss. da-
raus entstand die Überlegung, die authenti-
fizierungsfunktion von den örtlichen elek-
tronischen Verwaltungsverfahren abzulösen
und in einem servicekonto zu bündeln. dieses
sollte nrW-weit für Verwaltungsvorgänge
sämtlicher behörden nutzbar sein. der stgb
nrW hat dieses Konzept stets unterstützt.
nach mehrjährigen Vorarbeiten ist das ser-
vicekonto nrW anfang september 2017 auf
dem ÖV-symposium in dortmund freige-
schaltet worden. 
seit mehr als zehn Jahren initiiert und realisiert
das staatlich-kommunale it-unternehmen
d-nrw Projekte für die öffentliche Verwaltung.
2016 wurde die notwendigkeit erkennbar,
die nicht mehr zeitgemäße unternehmens-
struktur zu modernisieren. der landtag nrW
hat dazu ein gesetz beschlossen, nach dem
d-nrw zum 01.01.2017 in eine anstalt öf-
fentlichen rechts umgewandelt worden ist.
der stgb nrW empfahl seine mitgliedskom-
munen, der neuen gesellschaft beizutreten,
um dadurch eine inhouse-Vergabe von auf-
trägen an d-nrw möglich zu machen. ◼

SCHULE
Gremien

er stgb nrW-ausschuss für schule,
Kultur und sport kam im berichts-

zeitraum viermal zusammen: am 11.03.
2015 in düsseldorf, am 03.09.2015 in mon-
schau, am 27.10.2016 in erwitte und am
30.03.2017 in rheinbach. Zudem nahmen
mitglieder, stellvertretende mitglieder und
gäste des ausschusses am 16.03.2016 an
einem arbeitsgespräch mit dem damaligen
staatssekretär ludwig Hecke in düsseldorf
teil. 
die runde der schulverwaltungsamtslei-
tungen tagte fünfmal - am 17.03.2015 in
lemgo, am 01.09.2015 in Velbert, am
17.03.2016 in telgte, am 08.09.2016 in selm
und am 29.03.2017 in Herzogenrath. im
berichtszeitraum hat sich zudem eine runde
der friedhofsverwaltungsamtsleitungen
etabliert. sie tagte fünfmal: am 11.02.2015
in soest, am 23.09.2015 in bad berleburg,
am 21.06.2016 in bergheim, am 18.01.2017
in Kamen und am 12.07.2017 in düsseldorf. 
die arbeitsgemeinschaft der stadt- und ge-
meindearchivarinnen und -archivare kam
fünfmal zusammen - am 19.05.2015 in bad
berleburg, am 01.12.2015 in düsseldorf, am
10.05.2016 in münster, am 15.11.2016 in
Köln und am 16.05.2017 in moers. 

D
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Schulische Inklusion

die inklusion erwies sich auch im berichts-
zeitraum als eine der größten Herausfor-
derungen für die bildungspolitik in nrW.
die transformation der Vn-behinderten-
rechtskonvention in das bundesrecht und
die umsetzung in nrW durch das 9. schul-
rechtsänderungsgesetz haben zu einem
weitreichenden Paradig-
menwechsel geführt.
Wo schülerinnen und
schüler mit besonderem
förderungsbedarf früher
selbstverständlich eine
auf ihre bedürfnisse ein-
gerichtete förderschule
besuchten, ist heute auf-
grund gesetzlicher Vor-
gaben der unterricht in einer regulären
schule gleichsam selbstverständlich. 
die Kommunen sind ihrer Verantwortung
als schulträger gerecht geworden und haben
im rahmen ihres Handlungsspielraums das
mögliche getan, um die institutionellen Vo-
raussetzungen für eine gelingende inklusion
zu schaffen. das land wäre allerdings infolge
des strengen Konnexitätsprinzips der nrW-
Verfassung verpflichtet gewesen, gleichzeitig
bestimmungen über die deckung der Kosten
zu treffen. dies geschah jedoch nur zögerlich
und aufgrund des drucks der kommunalen
spitzenverbände. mit dem inklusionsför-

dergesetz wurde zumindest bezüglich der
Kosten infolge baulicher  maßnahmen („Korb
1“) die ausgleichspflicht auf landesseite
anerkannt. 
die veranschlagten mittel waren aber nicht
auskömmlich. in ansehung der Kosten, die
durch den einsatz von Personal wie etwa
integrationshelfer/innen entstehen („Korb
2“), hat sich das land geweigert, eine aus-
gleichspflicht anzuerkennen. Vor dem Hin-
tergrund einer - in der sache nicht ent-
schiedenen - Kommunalverfassungsbe-
schwerde von 52 nrW-Kommunen vor
dem Verfassungsgerichtshof nrW und vier
verwaltungsgerichtlichen Verfahren im
nachgang erwartet der stgb nrW derzeit
weitere Verhandlungen auf der grundlage
der daten aus der vergangenen evaluati-
onsrunde.
der stgb nrW hat - wie zuvor insbesondere
im inklusionsfachbeirat des landes - auch
gegenüber den die neue landesregierung
tragenden Parteien nachdrücklich den voll-
ständigen ausgleich aller bereits entstan-
denen und noch entstehenden inklusions-
kosten gefordert und außerdem die erhal-
tung der bestehenden förderschulland-
schaft. beide forderungen sind im Koaliti-
onsvertrag vom 16.06.2017 berücksichtigt
worden. 

Bildungsintegration Geflüchteter

im Zuge der flüchtlingsbewegungen im be-
richtszeitraum, die ihren Höhepunkt im Jahr

2015 fanden, kamen mehr
als dreihunderttausend asyl-
suchende nach nrW, darun-
ter etwa einhunderttausend
Kinder und Jugendliche im
schulpflichtigen alter. inzwi-
schen sind rund neun Pro-
zent der schülerinnen und
schüler an den öffentlichen
schulen im land nichtdeut-

scher Herkunft. deren integration in das
schulsystem stellt die Kommunen vor große
Herausforderungen. 
der stgb nrW forderte auf der grundlage
eines Präsidiumsbeschlusses vom 19.11.
2014 in seinem notprogramm vom 19.08.
2015 die unterstützung des landes nrW
bei der schaffung der räumlichen, personellen
und finanziellen Voraussetzungen für den
sprachunterricht, die betreuung der Kinder
durch schulsozialarbeiter/innen und schul-
psychologen/-psychologinnen sowie für die
einbindung in den offenen ganztag. im
rahmen zweier bürgermeistertagungen am

Städte- und Gemeindebund
Nordrhein-Westfalen

inklusion erwies sich 
als eine der größten 
Herausforderungen 

für die bildungspolitik 
in nrW

09. und 14.09.2016 wurde das schwerpunkt-
thema bildungsintegration grundlegend
erörtert. 
aus den vielen wertvollen erfahrungen der
Verantwortlichen in den mitgliedskommu-
nen entwickelte der stgb nrW einen Hand-
lungsleitfaden für die flüchtlingsintegration,
der am 15.02.2016 veröffentlicht wurde.
dieser befasst sich in einem eigenen Kapitel
mit angeboten für Kinder und Jugendliche
insbesondere in der schule und in der ganz-
tagsbetreuung. 
gemeinsam mit den anderen kommunalen
spitzenverbänden und der ministerialver-
waltung konnte der stgb nrW die Voraus-
setzungen für die aufnahme geflüchteter
Personen in die berufs- und Weiterbildungs-
kollegs schaffen. 
die ausgaben Januar-februar 2015 sowie
Juli-august 2016 von stÄdte- und gemeinderat

beschäftigten sich schwerpunktmäßig mit
den themen „flüchtlinge“ und „integration“. 

Digitalisierung

der stgb nrW hat im berichtszeitraum in
Kooperation mit der medienberatung nrW
und den anderen kommunalen spitzen-
verbänden im rahmen der miCus-studie
maßgeblich zur schaffung einer validen
datenbasis für die ausstattung der öffent-
lichen schulen mit leistungsfähigen inter-
netanschlüssen beigetragen. das ergebnis
ist ernüchternd: derzeit verfügen lediglich
18 Prozent der schulen in nrW über einen
anschluss mit einer downloadgeschwin-
digkeit von mindestens 50 megabit pro
sekunde. 
Vor diesem Hintergrund setzte sich der stgb
nrW erfolgreich für eine landesförderung
insbesondere des ausbaus von breitband-
datennetzen an schulen ein, die mit einem
gesamtvolumen von zwei mrd. euro im
rahmen des Programms „gute schule 2020“
gewährt wurde. mit diesen mitteln sind al-
lerdings nur maßnahmen auf dem schul-
gelände realisierbar. derweil fehlt in vielen
Kommunen des ländlichen raums eine glas-
faserverbindung zwischen der Hauptleitung
des telekommunikationsanbieters und dem
schulgelände. 
der stgb nrW ist daher in einen konstruk-
tiven dialog mit den anderen beteiligten
zur lösung dieses Problems eingetreten und
hat insbesondere in Zusammenarbeit mit
dem dstgb die entwicklung des bundes-
programms „digitalPaktd“ mit einem ge-
planten gesamtvolumen von fünf mrd. euro
begleitet. dieser betrag soll so schnell wie
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möglich in den bunderhaushalt eingestellt
werden. 
des Weiteren unterstützte der stgb nrW
die entwicklung von logineo nrW, einer
basis-it-infrastruktur für schulen, durch die
medienberatung nrW und trieb die ab-
stimmung mit schulbuchverlagen zur ein-
führung digitaler lerninhalte in Pilotkom-
munen voran. 
die ausgabe november 2016 von stÄdte-
und gemeinderat beschäftigte sich schwer-
punktmäßig mit dem thema „breitband-
ausbau“.

Schule im Ganztag

der bedarf an schulischen ganztagsbetreu-
ungsangeboten nahm im berichtszeitraum
weiter zu. inzwischen nehmen mehr als
zwei mio. schülerinnen und schüler in nrW
ein ganztagsbetreuungsangebot in der schu-
le in anspruch. Zwei drittel der schulen
halten ein angebot vor. 
aufgrund der herausragenden sozial- und
bildungspolitischen bedeutung der ganz-
tagsbetreuung forderte der stgb nrW vom
land die schaffung eines verlässlichen
rechtsrahmens mit dem Ziel einer eindeu-
tigen Zuweisung als Pflichtaufgabe, mög-
lichst durch regulierung des gesamten 
bereichs der schulsozialarbeit per gesetz
oder Verordnung. erreicht werden konnten

stabile mittelzuweisungen sowie der anstoß
zur erarbeitung verbindlicher Qualitäts-
standards in der offenen ganztagsschule
unter beteiligung der freien träger. 
die ausgaben april 2016 und mai 2017 von
stÄdte- und gemeinderat beschäftigten 
sich schwerpunktmäßig mit den themen
„Kinderbetreuung“ und „ganztagsschule“. 

Gymnasium G 8 - G 9 

der stgb nrW begleitete die im berichts-
zeitraum intensiv geführte debatte um
die rückkehr zur neunjährigen gymnasi-
alzeit (g9) im konstruktiven dialog mit
allen beteiligten und engagierte sich nach
den hierzu gefassten beschlüssen seines
ausschusses für schule, Kultur und sport
für eine vorrangige untersuchung der re-
formfähigkeit der achtjährigen gymnasi-
alzeit auf der grundlage einer belastbaren
evaluation. 
nachdem sich mit der nrW-landtagswahl
im mai 2017 eine rückkehr zur neunjährigen
gymnasialzeit abgezeichnet hatte, betonte
der stgb nrW die notwendigkeit einer ge-
setzgeberischen leitentscheidung mit klarer
Kostenfolgeregelung und kündigte an, die
interessen seiner mitgliedskommunen in
den kommenden Verhandlungsrunden nach-
drücklich zu vertreten. dies betrifft vor
allem den umstand, dass eine Verlagerung

der entscheidung über g8/g9 auf die Kom-
munen abgelehnt wird.

Schulleitung und Schulaufsicht

mit dem 12. schulrechtsänderungsgesetz
hat der landesgesetzgeber das Verfahren
zur besetzung von schulleitungsstellen aus
beamtenrechtlichen gründen neu geregelt.
der stgb nrW setzte sich im gesetzgebungs-
verfahren gemeinsam mit den anderen kom-
munalen spitzenverbänden erfolgreich für
eine weitgehende beteiligung der schulträger
ein. diese können nach der aktuellen rechts-
lage nunmehr bewerberinnen und bewerber
zu einem Vorstellungsgespräch einladen und
der oberen schulaufsichtsbehörde einen be-
setzungsvorschlag unterbreiten, der berück-
sichtigt werden muss. 
das nrW-finanzministerium stellte mit
einem gutachten vom 18.07.2016 mehrere
modelle zur reform der schulaufsicht vor.
die Verfasser favorisierten die Konzentra-
tion der schulaufsicht bei den bezirksre-
gierungen, welche bereits heute die obere
schulaufsicht führen und zu diesem Zweck
mit 33 außenstellen ausgestattet werden
sollen. auch im Koalitionsvertrag der die
neue landesregierung tragenden Parteien
vom 16.06.2017 ist eine fortentwicklung
der schulaufsicht vereinbart. 
der stgb nrW setzte sich nach den be-

and und kommunale Spit-

zenverbände in NRW ha-

ben ihre Bildungspartnerschaft

erneuert. Die Ministerinnen

Sylvia Löhrmann für Schule

und Weiterbildung (Foto 1.

Reihe Mitte) und Christina

Kampmann für Familie, Kin-

der, Jugend, Kultur und Sport

(1. Reihe 3. v. r.) sowie Claus

Hamacher (1. Reihe 2. v. l.)

vom Städte- und Gemeinde-

bund NRW, Klaus Hebborn

(1. Reihe 3. v. l.) vom Städtetag

NRW und Dr. Martin Klein (1.

Reihe 2. v. r.) vom Landkreis-

tag NRW unterschrieben am

BILDUNGSPARTNERSCHAFT ERNEUERT
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27. März 2017 im Düsseldorfer Landtag die Erklärung „Kommunale 

Bildungs- und Kultureinrichtungen und Schulen sind Bildungspartner

NRW“. Sie betonten die positive Entwicklung der Initiative. Gemeinsam

wollen sie Bildungspartner NRW für das außerschulische Lernen bis

2025 voranbringen. Seit 2005 sind mehr als 1.300 NRW-Schulen sowie

375 Archive, Bibliotheken, Gedenkstätten, Medienzentren, Museen, 

Musikschulen, Sportvereine und Volkshochschulen Partner der Initiative

geworden. 
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schlüssen seines ausschusses für schule,
Kultur und sport für die beibehaltung einer
ortsnahen schulaufsicht ein - unter Wah-
rung der Kostenneutralität für die städte
und gemeinden des kreisangehörigen
raums.

Interkommunale Zusammenarbeit

aufgrund einer empfehlung der nrW-bil-
dungskonferenz bestand anlass, sich mit
den instrumenten der interkommunalen
Zusammenarbeit im schulbereich zu be-
fassen. der stgb nrW sprach sich gegen
verbindliche Vorgaben zu einer kreisweiten
schulentwicklungsplanung aus und setzte
stattdessen auf die Verbesserung des in-
strumentariums für freiwillige abstim-
mungsprozesse unter benachbarten schul-
trägern unter einbeziehung der Kreise. 
allerdings folgte der Verband nicht dem
Vorschlag des landkreistages nrW zur Über-
tragung der schulträgeraufgaben auf den
Kreis durch öffentlich-rechtliche Vereinba-
rung. insoweit ist es wegen der Kostenfolgen
bei der möglichkeit zur schaffung eines
Zweckverbandes geblieben. 
die kommunalen spitzenverbände gestal-
teten gemeinsam mit dem nrW-schulmi-
nisterium einen Handlungsleitfaden zur er-
folgreichen interkommunalen Zusammen-
arbeit bei der schulentwicklungsplanung.
dieser wurde am 18.03.2017 veröffent-
licht. ◼

nde 2014 ist das Kulturfördergesetz in
Kraft getreten. damit verwirklichte

nordrhein-Westfalen als erstes bundesland
ein gesetzgebungsverfahren zur regelung
der förderung und entwicklung von Kunst,
Kultur und kultureller bildung. 
der stgb nrW begleitete im berichtszeit-
raum den gebrauch der neu geschaffenen
instrumente des Kulturförderplans und des
landeskulturberichts durch das land im in-
teresse der kreisangehörigen städte und
gemeinden. am 15.12.2016 beschloss der
nrW-landtag den ersten Kulturförderplan
für die Jahre 2016 bis 2018 mit den schwer-
punkten individuelle förderung, kulturelle
bildung und digitalisierung. am 21.03.2017
wurde der erste landeskulturbericht für die
Jahre 2010 bis 2014 veröffentlicht. 

Musikalische Bildung

nach der vierjährigen einführungsphase
von „Jedem Kind ein instrument“ (JeKi) be-
endeten die Kulturstiftung des bundes und
die Zukunftsstiftung bildung in der gls
treuhand e. V. wie geplant die förderung
des Programms. das land nordrhein-West-
falen übernahm ab dem schuljahr 2011/12

mit zunächst rund
8,7 mio. euro jähr-
lich die förderung. 
um allen nrW-
Kommunen eine
teilnahme an dem
Programm zu er-
möglichen - dies ent-
spricht einer lang-
jährigen forderung
des stgb nrW -,
wird es seit dem
schuljahr 2015/16
mit neuem Konzept
unter dem namen
„JeKits - Jedem Kind
instrumente, tan-
zen, singen“ in nrW
fortgesetzt. die lan-
desförderung be-
trägt hierbei 10,74
mio. euro. Parallel
dazu wird der letzte
Jahrgang von „Je-
dem Kind ein instru-

ment“, der im schuljahr 2014/15 begonnen
hat, bis zum schuljahr 2017/18 auslaufen. 
im schuljahr 2016/17 nahmen 150 Kom-
munen in nrW mit 814 grundschulen am
JeKits-Programm teil. der stgb nrW vertritt
alle drei kommunalen spitzenverbände im
stiftungsrat der JeKits-stiftung.
die ausgabe märz 2015 von stÄdte- und

gemeinderat beschäftigte sich schwerpunkt-
mäßig mit dem thema „musik und bil-
dung“.

Weiterbildung und Bibliotheken

auch der alltag in den Weiterbildungsein-
richtungen und bibliotheken war im be-
richtszeitraum durch den flüchtlingszustrom
geprägt. der stgb nrW wirkte in Zusam-
menarbeit mit dem landesverband der
Volkshochschulen von nrW maßgeblich an
der gestaltung von sprachqualifikations-
maßnahmen mit. 
gemeinsam mit dem Verband der biblio-
theken des landes nrW konnte der stgb
nrW das gesetz zur angleichung des ur-
heberrechts an die aktuellen erfordernisse
der Wissensgesellschaft (urhWissg) erfolg-
reich durch den parlamentarischen Prozess
begleiten. 

Sport

die entwicklung des breitensports wurde
im berichtszeitraum durch die flüchtlings-
zuwanderung wesentlich beeinflusst. Viele
sportstätten mussten buchstäblich über
nacht in notunterkünfte umgewandelt
werden und wurden über monate hinweg
als solche genutzt. 
der stgb nrW setzte sich gemeinsam mit
dem landessportbund nrW dafür sein, ei-
nerseits die menschenwürdige unterbrin-
gung der schutzsuchenden sicherzustellen
und andererseits die sportstätten schnellst-
möglich ihrem bestimmungsgemäßen ge-
brauch wieder zuzuführen. in dem bewusst-
sein der herausragenden integrationskraft
des sports unterstützte der stgb nrW den
landessportbund nrW bei der umsetzung
seines sonderförderprogramms für geflüch-
tete durch einbindung in die kommunalen
netzwerke. 
die ausgabe oktober 2016 von stÄdte- und

gemeinderat beschäftigte sich schwerpunkt-
mäßig mit dem thema „sport-events“. ◼

E

Kultur und Sport
Kulturfördergesetz
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a viele nach deutschland einreisende
flüchtlingsfamilien Vorbehalte gegen-

über betreuungsangeboten haben, bieten
sich zunächst niedrigschwellige angebote
an, die den Kindern und ihren eltern den
Weg in die institutionelle tagesbetreuung
erleichtern - beispielsweise spielgruppen
oder eltern-Kind-gruppen. insgesamt sind
bis ende 2016 rund 1.000 maßnahmen mit
mehr als 10.000 Kindern gefördert worden.
die bemühungen des stgb nrW waren im
gesamten berichtszeitraum darauf gerichtet,
dass landesseitig bedarfsgerecht mittel zur
Verfügung gestellt werden. 
in diesem Zusammenhang wurde gegenüber
dem land stets betont, dass dieses sein
engagement beim ausbau der sprachför-
derung im regulären betreuungsbetrieb
deutlich verstärken müsse. es wurde auch
die forderung nach Übernahme der dol-
metscherkosten erhoben, soweit diese Kos-
ten notwendig sind, um überhaupt Kontakt

euro zur Verfügung. davon wurden 331
mio. euro genutzt, um den landesanteil an
der Kindpauschale ab 01.01.2016 um rund
7,5 Prozent anzuheben. bezogen auf die
gesamte Kindpauschale hat dies eine erhö-
hung von 2,5 bis 2,8 Prozent zur folge. 
darüber hinaus hat das land 99,9 mio. euro
für investive Zwecke zur unterstützung der
betreuung unter dreijähriger zur Verfügung
gestellt und damit erstmals eine langjährige
forderung der kommunalen spitzenverbände
aufgegriffen. ferner haben sich die kommu-
nalen spitzenverbände mit den damaligen
regierungsfraktionen darauf verständigt,
die in § 19 abs. 2 Kibiz enthaltene dynami-
sierung von 1,5 auf drei Prozent anzuheben.
dafür ist eine anteilige mitfinanzierung durch
die Kommunen erforderlich. für die Kind-
pauschale hatte dies für das Kindergartenjahr
2016/2017 einen aufschlag von 5,5 bis 5,8
Prozent zur folge. Über drei Kindergartenjahre
wird - einschließlich des faktors Zinseszins -
eine erhöhung des sockels der Kindpauschalen
um bis zu 11,6 Prozent erreicht. 

zu den flüchtlingsfamilien aufnehmen zu
können. 

Kinderbildungsgesetz

in den Jahren 2014 und 2015 wurden bereits
intensive gespräche über die Kibiz-finan-
zierung insbesondere zur auskömmlichkeit
der Kibiz-Pauschalen geführt. im november
und dezember 2015 fanden gespräche über
die notwendigkeit zusätzlicher mittel zur
erhöhung der Kindpauschalen und zur an-
hebung des dynamisierungsfaktors von da-
mals 1,5 Prozent statt. 
am 16.12.2015 trafen die kommunalen
spitzenverbände nrW mit den damaligen
regierungsfraktionen sPd und bündnis90/
die grünen eine Vereinbarung zur finan-
zierung der Kindertagesbetreuung. der stgb
nrW konnte erreichen, dass die frei wer-
denden mittel aus dem betreuungsgeld des
bundes vollständig in die Kindertagesbe-
treuung fließen. Hierfür stehen für drei
Jahre - 2016 bis 2018 - insgesamt 430 mio.

D

Jugend, Soziales, Gesundheit
Brückenprojekte
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trotz dieser maßnahmen fordern immer
mehr träger von tageseinrichtungen von
den Kommunen zusätzliche finanzierungs-
hilfen. nach einer umfrage der kommunalen
spitzenverbände bringen die städte und ge-
meinden hierfür rund 200 mio. euro pro Jahr
außerhalb der Kindpauschalen auf. gleich-
zeitig müssen auch vor dem Hintergrund
einer steigenden anzahl von Kindern mit
migrationshintergrund mindestens 40.000
zusätzliche Kitaplätze ge-
schaffen werden. Hinzu
kommt ein weiterer bedarf
aufgrund vielerorts stei-
gender geburtenzahlen. 
der stgb nrW hat daher
begrüßt, dass die neue
landesregierung schnellst-
möglich ein „trägerret-
tungsprogramm“ auf den Weg bringen möch-
te. gegen ende des berichtszeitraums fan-
den hierzu erste gespräche mit dem nrW-
Jugendministerium statt.
in den Jahren 2015 bis 2017 wurde sowohl
mit den trägervertretern als auch mit dem
land intensiv über eine reform der Kibiz-fi-
nanzierung verhandelt. die gespräche fanden
insbesondere im arbeitskreis tageseinrich-
tungen der landesarbeitsgemeinschaft für
öffentliche und freie Wohlfahrtspflege statt. 
Parallel hierzu haben die kommunalen spit-
zenverbände aus nrW ihre gemeinsamen
Vorstellungen zur reform der Kibiz-finan-
zierung in den „eckpunkten einer neuaus-
richtung der finanzierung der Kindertages-
betreuung“ dokumentiert. darin haben sich
die Kommunen insbesondere für folgende
aspekte ausgesprochen: 

• ausbau des pauschalen finanzierungssys-
tems 

• ausgleich des defizits bei den Kindpau-
schalen durch das land 

• entlastung der Kommunen und träger
durch reduzierung des eigenanteils 

• Überführung der Kindertagespflege in die
finanzierungsstruktur für tageseinrich-
tungen 

• Weiterentwicklung bestehender fachlicher
und personeller anforderungen 

• am Kindeswohl orientierte Öffnungszeiten 
• „entschlackung“ der fördertatbestände 
• Wegfall des interkommunalen belastungs-

ausgleichs
• entlastung der Kommunen insbesondere

von freiwilligen Zuschüssen an träger

in der bewertung des Koalitionsvertrages
2017 hat sich der stgb nrW kritisch dazu

geäußert, dass die neue landesregierung
offenbar das Kinderbildungsgesetz nicht
grundlegend überarbeiten will. Zudem 
wird sich der Verband dafür einsetzen, dass
- entsprechend dem beschluss seines Prä-
sidiums - im rahmen einer Kibiz-reform
wieder landesweit einheitliche elternbei-
träge eingeführt werden. 
im Hinblick auf die Verlängerung der tägli-
chen betreuungszeiten der Kinder in ta-

geseinrichtungen hat
der stgb nrW betont,
dass an vorderster
stelle das Kindeswohl
stehe. Kinder dürften
nur so lange in tages-
einrichtungen bleiben,
wie es mit dem Kin-
deswohl vereinbar sei.

im Übrigen müssten der Konnexitätsgrund-
satz und die personelle leistungsfähigkeit
der Kita strikt beachtet werden. 

Minderjährige Flüchtlinge

minderjährige unbegleitete flüchtlinge stell-
ten vor allem im Jahr 2015 einige Kommunen
vor große Herausforderungen, da die flücht-
linge weder deutschlandweit gleichmäßig
noch in nrW gerecht verteilt wurden. bis
ende 2015 waren nur wenige Jugendämter
betroffen, da für die Verteilung der unbe-
gleiteten minderjährigen flüchtlinge ein
standort der bundespolizei maßgeblich war. 
die betroffenen Kommunen haben in ge-
sprächen mit der nrW-landesregierung
mehrfach zum ausdruck gebracht, dass die
jugendhilferechtlichen standards in diesen
Kommunen nicht mehr eingehalten werden
könnten. der bund hat daher mit dem gesetz

zur Verbesserung der unterbringung, Ver-
sorgung und betreuung ausländischer Kinder
und Jugendlicher vom 28.10.2015 die Ver-
teilung neu geordnet. landesgesetzlich flan-
kiert worden ist diese regelung durch das
5. gesetz zur ausführung des Kinder- und
Jugendhilfegesetzes. beide gesetze haben
zur folge, dass die unbegleiteten minder-
jährigen flüchtlinge nunmehr nach stan-
dardisierten Kriterien landesweit gleichmäßig
verteilt werden. 
der stgb nrW hat sich im rahmen der ge-
setzgebungsverfahren dafür eingesetzt, dass
den Kommunen sämtliche Kosten aus der
betreuung unbegleiteter minderjähriger
flüchtlinge erstattet werden. die bundes-
rechtliche regelung hat zur folge, dass auf
der basis des § 89 d sgb Viii sämtliche an-
fallenden Kosten für Jugendhilfemaßnahmen
erstattet werden. mit dem land nrW fanden
frühzeitig Verhandlungen zur frage der Ver-
waltungskosten statt - mit dem ergebnis,
dass den Kommunen pro minderjährigem
flüchtling dafür 3.100 euro jährlich erstattet
werden. gegen ende des berichtszeitraums
wurde dieser betrag überprüft und es wurde
festgestellt, dass die tatsächlichen Verwal-
tungskosten in etwa doppelt so hoch sind.
dementsprechend wurde das land zur nach-
besserung aufgefordert.
Wegen der rasant steigenden anzahl un-
begleiteter minderjähriger flüchtlinge zwi-
schen september 2015 und märz 2016 hat
sich der stgb nrW dafür eingesetzt, dass
die Handlungsfähigkeit der Jugendämter
aufrechterhalten wird durch pragmatische
und gleichwohl den schutzauftrag der Ju-
gendhilfe berücksichtigende Verfahren sowie
regelungen im Hinblick auf die standards
für unbegleitete minderjährige flüchtlinge. 

Städte- und Gemeindebund
Nordrhein-Westfalen

der Verband wird sich 
dafür einsetzen, dass wieder

landesweit einheitliche 
Kita-elternbeiträge 
eingeführt werden
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JUGEND, SOZIALES, GESUNDHEIT

Vor diesem Hintergrund wurden mit dem
damaligen mfKJKs Verabredungen über brü-
ckenlösungen zur unterbringung, betreuung
und Versorgung unbegleiteter minderjähriger
flüchtlinge mit entsprechenden Hinweisen
getroffen. darüber hinaus wurde eine Über-
sicht über die mindestvoraussetzung für die
unterbringung in die vorläufige inobhutnah-
me (§ 42 a sgb Viii) und anschlussmaßnah-
men gemäß sgb X für nrW festgelegt. Hierbei
setzte sich der stgb nrW für möglichst kom-
munalfreundliche regelungen ein. 

SGB VIII-Reform

ursprünglich plante die bundesregierung
eine umfassende neugestaltung des Kin-
der- und Jugendhilferechts. die Kinder- und
Jugendhilfe sollte nach Koalitionsvertrag
auf einer fundierten empirischen grundlage
in einem sorgfältig strukturierten Prozess
zu einem inklusiven, effizienten und dauer-
haft tragfähigen und belastbaren Hilfesystem
weiterentwickelt werden. 
bezogen auf die struktur der Jugendämter
in nordrhein-Westfalen hätte die festlegung
eines inklusiven systems massive auswir-
kungen insbesondere auf die kreisangehö-
rigen Kommunen gehabt. daher hat sich
der stgb nrW in abstimmung mit dem
dstgb gegen die so genannte große lösung
ausgesprochen. in diesem Zusammenhang

wurde betont, dass eine inklusive lösung
neue schnittstellenprobleme schaffen würde.
gegen ende des berichtszeitraums wurde
deutlich, dass es in dieser legislaturperiode
nicht mehr zu einer weit reichenden reform
kommen würde. 

Unterhaltsvorschuss

bund und länder hatten sich am 14.10. 2016
darauf verständigt, die leistungen nach dem
unterhaltsvorschussgesetz zu verbessern. mit
Wirkung zum 01.01.2017 sollte die alters-
grenze von 12 auf 18 Jahre angehoben und
die bezugsgrenze von 72 monaten abgeschafft
werden. die kommunalen spitzenverbände
haben wegen der enormen Kostenbelastung
massiv gegen die ursprünglich beabsichtigte
Änderung protestiert. ausgegangen wurde
dabei von einer Vervierfachung der Kosten. 
der bund hat die forderungen der kommu-
nalen seite teilweise aufgegriffen. es bleibt
zwar bei der aufhebung der altersgrenze
und dem Wegfall der Höchstbezugsdauer
von 72 monaten. allerdings gibt es für Kinder
im alter zwischen zwölf und 18 Jahren in
Zukunft ebenfalls einen anspruch auf un-
terhaltsvorschuss. dieser wird aber in der
regel nur dann wirksam, wenn der alleiner-
ziehende elternteil neben dem sgb-bezug
ein eigenes einkommen von mindestens 600
euro brutto erzielt. 

die kommunalen spitzenverbände haben
sich bis zum ende des gesetzgebungsver-
fahrens dafür eingesetzt, dass doppelstruk-
turen zwischen unterhaltsvorschussstellen
und Jobcentern beseitigt werden. dies kann
erreicht werden, indem sgb ii-leistungen
stets vorrangig sind. eine entsprechende
regelung konnte bislang allerdings nicht
durchgesetzt werden. das land nrW be-
absichtigt rückwirkend zum 01.07.2017 statt
20 Prozent nunmehr 50 Prozent der leis-
tungsausgaben zu übernehmen, die der
bund nicht trägt. Hierzu fanden im Vorfeld
Verhandlungen mit dem nrW-familien-
ministerium statt.

Krankenhäuser

im berichtszeitraum unterstützte der stgb
nrW die investitionskampagne der Kran-
kenhausgesellschaft nrW „bündnis für ge-
sunde Krankenhäuser - investieren aus Ver-
antwortung mit dem Ziel einer Verbesserung
der Krankenhausinvestitionsfinanzierung“.
das rheinisch-Westfälische institut für
Wirtschaftsforschung (rWi) hatte einen in-
vestitionsstau von mehr als zehn mrd. euro
für nrW-Krankenhäuser festgestellt. 
bedingung hierfür ist allerdings die unter-
stützung der kommunalen forderungen durch
die Krankenhausgesellschaft nrW, dass die
bereitstellung zusätzlicher investitionsmittel

nicht zulasten der kommu-
nalen Haushalte gehen dürfe.
die Krankenhausförderung
des landes muss daher er-
heblich aufgestockt und der
kommunale förderanteil
deutlich vermindert werden. 

Auf der Präsidiumssitzung 
in Soest werden die 
ehemaligen Mitglieder 
Werner Becker-Blonigen (li.), 
Markus Schnapka (2.v.li.), 
Karl Ludwig Völkel (4.v.li.), 
Dr. Angelika Kordfelder
(5.v.li.), Maria Unger (Mitte),
Franz-Josef Moormann
(3.v.re.), Dr. Wolfgang 
Honsdorf (2.v.re.) und 
Heinrich Stommel (re.) 
verabschiedet mit Präsident
Dr. Eckhard Ruthemeyer
(4.v.re.), 1. Vizepräsident 
Roland Schäfer (3.v.li.) und
HGF Dr. Bernd Jürgen
Schneider (Mitte)
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Gesundheit im ländlichen Raum

eine ausreichende ärztliche Versorgung im
ländlichen raum ist auch im einwohnerstarken
bundesland nrW nicht mehr überall gewähr-
leistet. bereits heute gibt es orte, in denen
die Versorgung mit allgemeinmediziner/innen
nicht mehr ausreichend sichergestellt werden
kann. das Problem wird sich in den folgejah-
ren verstärken, da ein erheblicher teil der all-
gemeinmediziner/innen in den kommenden
Jahren aus altersgründen die Praxis aufgeben
wird, ohne einen nachfolger oder eine nach-
folgerin gefunden zu haben. 
der stgb nrW hat sich sowohl gegenüber
den beiden Kassenärztlichen Vereinigungen
als auch gegenüber der landesregierung
dafür eingesetzt, dass die bedarfsplanungs-
richtlinie zukünftig auf jede einzelne Kom-
mune bezogen umgesetzt wird. auf dieser
basis könnten in den einzelnen Kommunen
defizite bei der Ärzte-
versorgung erkannt und
behoben werden. darü-
ber hinaus hat sich der
stgb nrW dafür ausge-
sprochen, dass jede me-
dizinische fakultät das
fach allgemeinmedizin
anbieten muss. letztere
forderung ist in den Koalitionsvertrag der
neuen nrW-landesregierung aufgenommen
worden. 

Gesundheitskarte

nordrhein-Westfalen hat im august 2015
als erstes flächenland eine gesundheitskarte
für flüchtlinge eingeführt. grundlage hierfür
ist die rahmenvereinbarung zur Übernahme
der gesundheitsversorgung für nichtver-
sicherungspflichtige gegen Kostenerstat-
tung. der stgb nrW hat das Verfahren
konstruktiv begleitet. da allerdings einige
wesentliche forderungen des Verbandes
vor allem im Hinblick auf die Höhe der
Verwaltungskosten nicht berücksichtigt
wurden, hat der stgb nrW seinen mit-
gliedskommunen keine empfehlung zur
einführung der elektronischen gesund-
heitskarte für flüchtlinge gegeben. 
Zur abgeltung des Verwaltungsaufwands
sieht die Verabredung einen Kostenersatz
von acht Prozent der entstandenen leis-
tungsaufwendungen, mindestens jedoch
zehn euro pro angefangenem betreuungs-
monat und je leistungsberechtigtem vor.
im Jahr 2017 wurden die Verhandlungen
mit dem nrW-gesundheitsministerium und

mit den Kassen zur eva-
luation der gesundheits-
karte geführt. in der dis-
kussion ist aktuell eine
umstellung auf einen
festbetrag pro flüchtling
und monat als Verwal-
tungskostenersatz. 

Flüchtlinge und 
Arbeitsmarkt 

sprachliche Hürden so-
wie häufig eine geringe
fachliche Qualifikation
der geflüchteten erschweren eine zügige
integration in den arbeitsmarkt. erforderlich
sind neben sprachkursen vor allem berufliche
integrationsmaßnahmen, um die flüchtlinge
an den arbeitsmarkt heranzuführen. Zur
abstimmung dieser maßnahmen wirkte der

stgb nrW im beirat „in-
tegration von flüchtlin-
gen in den arbeitsmarkt“
der regionaldirektion
nrW der bundesanstalt
für arbeit mit. 
Positiv begleitet wur-
den insbesondere so ge-
nannte flüchtlingsinte-

grationsmaßnahmen (fim). gegen ende
des berichtszeitraums wurde allerdings
deutlich, dass die vom bund geförderten
maßnahmen in keinem bundesland auch
nur annähernd ausgeschöpft werden konn-
ten. der stgb nrW brachte daher den Vor-
schlag in die diskussion, diese mittel auch
für jene flüchtlinge ohne bleibeperspektive
zu nutzen, die sich über einen längeren
Zeitraum in deutschland aufhalten werden.
allerdings könne man dann nicht von einer
integrationsmaßnahme, sondern lediglich
von einer Qualifizierungsmaßnahme spre-
chen. 

Bundesteilhabegesetz

in den Jahren 2014 und 2015 wurde intensiv
über das bundesteilhabegesetz diskutiert,
mit dem das rehabilitations- und teilhabe-
recht für menschen mit behinderung sowie
die eingliederungshilfe neu geregelt werden.
die wesentlichen regelungen der eingliede-
rungshilfe, die bislang im sgb Xii enthalten
waren, werden in das sgb iX überführt. 
außerdem sind zahlreiche inhaltliche Än-
derungen vorgenommen worden - etwa
die anpassung des behindertenbegriffs an
die Vn-behindertenrechtskonvention und

die stärkung der selbstbestimmung von
menschen mit behinderungen sowie die
einführung eines budgets für arbeit. im
rahmen des gesetzgebungsverfahrens hat
der stgb nrW mehrfach darauf hingewie-
sen, dass das neue bundesteilhabegesetz
in erheblichem umfang zusätzliche Kosten
verursachen wird. da das land die Zustän-
digkeit für die eingliederungshilfe neu
regeln muss, ist die angelegenheit konne-
xitätsrelevant. gegen ende des berichts-
zeitraums wurde mit dem nrW-sozialmi-
nisterium über konkrete Zuständigkeitsre-
gelungen verhandelt.
im nrW-landtag ist mitte 2016 das „erste
allgemeine gesetz zur stärkung der sozialen
inklusion in nrW“ verabschiedet worden.
mit diesem inklusionsstärkungsgesetz wer-
den insbesondere die beteiligungsrechte
der behinderten nachhaltig gestärkt. so
trägt das gesetz durch eine gesetzliche re-
gelung sorge, dass behinderte zukünftig
an Kommunal- und landtagswahlen teil-
nehmen können. der stgb nrW hat sich
in diesem Zusammenhang für kommunal-
freundliche regelungen eingesetzt. 

Fortbildung

im berichtszeitraum wurden mehrere se-
minare zu sozialen themen in den räumen
der nrW.bank durchgeführt - etwa am
29.11.2016 das seminar „instrumente und
umsetzungsschritte der Quartiersentwick-
lung“. es wurden unterschiedliche aspekte
des Zusammenlebens im Wohnquartier be-
leuchtet und insbesondere maßnahmen zur
stärkung der Quartiere diskutiert. Hierzu
standen aus unterschiedlichen bereichen -
ministerien, Verbände und soziale organi-
sationen - referenten und referentinnen
zur Verfügung, sodass eine breite und gleich-
wohl vertiefte diskussion des themas er-
folgen konnte. ◼

Städte- und Gemeindebund
Nordrhein-Westfalen

Jede medizinische 
fakultät muss 

das fach allgemein-
medizin anbieten
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GESCHÄFTSBERICHT 2014-2017

er stgb nrW-ausschuss für struktur-
politik und Verkehr kam im berichts-

zeitraum fünfmal zusammen. themen-
schwerpunkte der letzten sitzungen waren
unter anderem breitbandfördermöglichkei-
ten in nrW, Perspektiven der Verkehrswe-
gefinanzierung und Zukunft der elektro-
mobilität. 
darüber hinaus richtete der stgb nrW an-
fang 2016 die arbeitsgruppe „straßen und
Verkehr“ ein, die seitdem regelmäßig tagt.
Ziel war es, verstärkt das Know-how kom-
munaler Praktiker/innen zu nutzen und de-
ren fachliche einschätzung zu gesetzesvor-
haben des landes einzuholen. die arbeits-
gruppe ist sowohl mit mitgliedern des stgb
nrW-fachausschusses als auch mit kom-
munalen Praktiker/innen, insbesondere aus
straßenbaubehörden und Verkehrsbehörden
besetzt. so hat sich die arbeitsgruppe intensiv
mit den nrW-förderprogrammen im kom-
munalen straßenbau beschäftigt und hierzu
gespräche mit dem nrW-Verkehrsminis-
terium geführt. 

ergebnisse hat der stgb nrW-ausschuss
für strukturpolitik und Verkehr am
06.04.2017 beschlossen, dass flächende-
ckende geschwindigkeitsüberwachung an
unfallbrennpunkten sinnvoll und notwen-
dig ist, um die Verkehrssicherheit in nrW
zu erhöhen. 
da eine hohe Kontrolldichte nicht in allen
landesteilen von nordrhein-Westfalen glei-
chermaßen gewährleistet ist, befürwortet

der ausschuss eine aus-
weitung der Zuständig-
keit für geschwindig-
keitsüberwachung im
straßenverkehr an ge-
fahrenstellen auf mitt-
lere kreisangehörige
städte. die im ausschuss
formulierte forderung
wurde an das nrW-in-

nenministerium sowie an das nrW-Ver-
kehrsministerium übermittelt. 

Wirtschaftsförderung

die seit längerem etablierte expertenrunde
Wirtschaftsförderung tagte regelmäßig zum
erfahrungsaustausch. schwerpunktthemen
waren die entwicklung und Vermarktung
von gewerbeflächen angesichts zunehmen-
der flächenknappheit im kreisangehörigen

ein weiterer diskussionspunkt in der ar-
beitsgruppe waren maßnahmen zur Ver-
besserung der Verkehrssicherheit in städten
und gemeinden. Kontrovers diskutiert wurde
über eine initiative des stgb nrW zur Än-
derung des § 48 abs. 2
obg nrW. derzeit sind
gemäß § 48 abs. 2 satz
2 obg nrW nur die
Kreisordnungsbehörden
und die großen kreisan-
gehörigen städte - un-
beschadet der Zustän-
digkeit der Polizeibehör-
den - zuständig für die
Überwachung von geschwindigkeitsbegren-
zungen und der befolgung von ampelsig-
nalen an gefahrenstellen im straßenverkehr. 
das für und Wider einer möglichen Zu-
ständigkeitserweiterung auf mittlere kreis-
angehörige städte wurde seitens der teil-
nehmerinnen und teilnehmer der arbeits-
gruppe abgewogen. darüber hinaus wurde
die thematik mit dem innenministerium
und dem Verkehrsministerium umfassend
erörtert. auf grundlage dieser gesprächs-

D

Wirtschaft und Verkehr
Fachausschuss und Arbeitsgruppen 

flächendeckende 
geschwindigkeits-

überwachung an unfall-
brennpunkten ist nötig, 

um die Verkehrssicherheit
zu erhöhen
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GESCHÄFTSBERICHT 2014-2017

raum sowie fragen zur Zukunft und zur
strategischen ausrichtung des einzelhandels
und der innenstädte angesichts des zuneh-
menden online-Handels und dem damit
steigenden Wettbewerbsdruck auf lokale
einzelhändler. 
Zu diesen themen hat die expert(inn)en-
runde zwei Positionspapiere erstellt. das
Positionspapier „gewerbeflächen der Zukunft
im kreisangehörigen raum“ soll Kommunen
für den umgang mit der knappen ressource
„fläche“ sensibilisieren und zeigt zahlreiche
Handlungsansätze auf, wie eine strategische
Vermarktungs- und Vergabeentscheidung
getroffen werden kann. aufgrund des wei-
terhin großen bedarfs an gewerbeflächen
ist es für die jeweilige Kommune zwingend
notwendig, den erweiterungsbedarf ihrer
unternehmen zu kennen und die Vergabe
ihrer knappen flächen passgenau vorzu-
nehmen. das Papier hat der stgb nrW-
ausschuss für strukturpolitik und Verkehr
am 26.10.2016 in erndtebrück beschlossen
und den mitgliedskommunen des Verbandes
zur Verfügung gestellt. 
das Positionspapier „innenstädte im Wandel
- Herausforderungen und Perspektiven für
Kommunen im digitalen Zeitalter“ beschäftigt
sich mit den auswirkungen des zunehmenden
online-Handels auf die innenstädte. Zahl-
reiche entwicklungen in den vergangenen
Jahren wie beispielsweise die Verlagerung
wichtiger Handelsfunktionen auf die „grüne

Wiese“, die eröffnung von factory outlet
Centern, die schließung von betrieben mit
ankerwirkung in den Zentren und nicht zu-
letzt der zunehmende online-Handel haben
sich auf die innenstädte negativ ausgewirkt
- durch wachsenden leerstand und trading
down-effekte.
Kommunen stehen deshalb vor der Heraus-
forderung, die funktion der innenstadt als
ort des kommunalen lebens und der nah-
versorgung aufrechtzuerhalten. Welche Per-
spektiven innenstädte auf dauer haben kön-
nen und wie es Kommunen im rahmen ihrer
Handlungsmöglichkeiten gelingen kann, die
Zentren attraktiv und lebendig zu erhalten,
ist gegenstand des Positionspapiers. 
der von den kommunalen spitzenverbänden
organisierte jährliche Kongress Kommunale
Wirtschaftsförderung fand in moers (2014),
mülheim an der ruhr (2015), dortmund
(2016) und münster (2017) statt und war
mit 100 bis 150 teilnehmerinnen und teil-
nehmern jeweils gut besucht. schwerpunkt-
themen waren digitalisierung, unterneh-
mensgründung, gewerbeflächen sowie in-
tegration von flüchtlingen in den arbeits-
markt. 
turnusgemäß kam auch der arbeitskreis
Kommunale Wirtschaftsförderung, der von
den drei kommunalen spitzenverbänden
sowie dem Verband der Wirtschaftsförde-
rungs- und entwicklungsgesellschaften nrW
getragen wird, zweimal jährlich zusammen.

neben wirtschaftspolitischen themen wie
zum beispiel ausbau der breitband-daten-
netze wurde mit blick auf die nrW-land-
tagswahl von den drei kommunalen spit-
zenverbänden ein Positionspapier erarbeitet. 
dieses fasst die wichtigsten Positionen und
forderungen aus sicht der kommunalen Wirt-
schaftsförderer zusammen und wurde vom
Vorstand der Kommunalen Wirtschaftsför-
derung am 12.05.2017 in düsseldorf be-
schlossen. Kernthesen des Papiers sind: mehr
Wirtschaftsfreundlichkeit, digitalisierung
und glasfaserversorgung stärker forcieren,
ausreichende Versorgung mit gewerbeflächen
sicherstellen, infrastruktur modernisieren
und fachkräftebedarf decken. 

Mobilität der Zukunft

anlässlich des stgb nrW-gemeindekon-
gresses im november 2014 hat der Verband
gemeinsam mit der agfs nrW und dem
adfC nrW eine broschüre zum thema nah-
mobilität erstellt. die Publikation befasst
sich mit der bedeutung der nahmobilität
in städten und gemeinden sowie wichtigen
aspekten der radverkehrsförderung. at-
traktive radwege, sichere fahrradabstell-
möglichkeiten und Pedelec-ladestationen
sind nur einige möglichkeiten, den anteil
des fahrradverkehrs zu steigern und so die
lebensqualität und das subjektive Wohl-
befinden in den Kommunen zu erhöhen. 

Städte- und Gemeindebund
Nordrhein-Westfalen

Beim Gemeinde-
kongress diskutieren
im Fachforum Infra-
struktur (v. rechts)
NRW-Verkehrs-
minister Michael 
Groschek, 
Bürgermeister 
Lutz Urbach, 
Geschäftsführer
Horst-Heinrich 
Gerbrand, 
Bürgermeister 
Lothar Mittag und
Prof. Dr.-Ing. 
Klaus J. Beckmann 

20. November 2014FO
TO

 : 
 F

IE
G

EL
 / 

St
G

B 
N

RW



30 STÄDTE- UND GEMEINDERAT 11/2017

Zur Weiterentwicklung dieser thematik be-
schäftigte sich der stgb nrW im berichts-
zeitraum intensiv mit dem thema „mobilität
der Zukunft“ und veranstaltete hierzu am
16.03.2017 einen Workshop mit kommu-
nalen Praktiker/innen in düsseldorf. teil-
nehmerinnen und teilnehmer diskutierten
über die frage, wie die mobilität von morgen
aussehen wird. 
Vor dem Hintergrund der vielfältigen an-
sprüche an mobilität und infrastruktur in
bezug auf Wohnverträglichkeit, subjektives
Wohlbefinden, gesundheit, barrierefreiheit
und Ökologie sind eine Verkehrswende und
damit eine transformation der infrastruktur
unumgänglich. gleichzeitig muss die Ver-
kehrsinfrastruktur leistungsstark und funk-
tionsfähig gehalten werden. die ergebnisse
des Workshops wurden gegen ende des 
berichtszeitraums zusammengefasst. 
rechtsanfragen bezogen sich unter anderem
auf die bereiche straßenrecht, straßenver-
kehrsrecht, straßenbaubeitragsrecht, stra-
ßenreinigungsrecht, Winterdienst und te-
lekommunikationsrecht. Hervorzuheben ist
eine geänderte obergerichtliche rechtspre-
chung im straßenreinigungsrecht, welche
eine anpassung der mustersatzung erfor-
derlich machte. dementsprechend lag ein
beratungsschwerpunkt in der bewertung
der rechtsfolgen für die kommunale Ver-
anlagungspraxis. 
fortbildungsseminare des stgb nrW wurden
im berichtszeitraum unter anderem zu den
themen breitbandversorgung und Verkehrs-
infrastruktur angeboten. so hat der stgb
nrW mit dem seminar „Hochwertige breit-

bandversorgung - unverzichtbar für bürger
und unternehmen“ dazu beigetragen, stra-
tegien und lösungsansätze für einen breit-
bandausbau aufzuzeigen. denn für Kom-
munen besteht die große Herausforderung,
unterversorgte gebiete zu erschließen und
gleichzeitig für den bau hochwertiger netze
zu sorgen. 

Kommunale Verkehrsinfrastruktur 

der stgb nrW hat im berichtszeitraum
nachdrücklich auf den fortschreitenden
substanzverlust der kommunalen Ver-
kehrsinfrastruktur hingewiesen. der mas-
sive investitionsstau der vergangenen Jahr-
zehnte und die immer stärkere Überlastung
der Verkehrsinfrastruktur sind zu einem
spürbaren Hemmnis für investitionen und
damit für Wachstum in nrW geworden. 
gerade in nordrhein-Westfalen ist über
Jahre hinweg zu wenig in die Verkehrswege
investiert worden. Zur instandhaltung der
kommunalen Verkehrswege fehlen in nrW
einschließlich des nachholbedarfs schät-
zungsweise 800 bis 1.000 mio. euro jährlich.
eine umfrage des stgb nrW ergab zudem,
dass rund die Hälfte der kommunalen
straßenbrücken sanierungsbedürftig ist. 
der stgb nrW machte gegenüber der
nrW-landesregierung wiederholt deutlich,
dass die dringend erforderliche sanierung
von brücken, straßen und der infrastruktur
des ÖPnV für viele Kommunen ohne staat-
liche förderung nicht zu bewältigen sei.
Vor diesem Hintergrund drängte der stgb
nrW darauf, die einigung im Herbst 2016

über die ausgestaltung der bund-länder-
finanzbeziehungen ab 2020 und die daraus
für nrW erwachsenden mehreinnahmen
dafür zu nutzen, der kommunalen unter-
finanzierung im bereich der Verkehrsin-
frastruktur entgegenzuwirken. 
die einigung sieht unter anderem vor,
dass die bisherige Zahlung der so genann-
ten entflechtungsmittel vom bund an die
länder ab 2020 durch die neuverteilung
der umsatzsteuer kompensiert wird. eine
zweckgebundene Verwendung für den
kommunalen straßenbau ist hiermit jedoch
nicht mehr vorgeschrieben. 
der stgb nrW hat an die neue landesre-
gierung appelliert, die mittel auch künftig
exklusiv für den kommunalen straßenbau
respektive den ÖPnV zu verwenden. laut
Koalitionsvertrag soll dieser forderung in
dieser legislaturperiode entsprochen werden.
die forderung des stgb nrW, den betrag
von 260 mio. euro aus den bundesentflech-
tungsmitteln, von dem 130 mio. euro auf
den kommunalen straßenbau entfallen,
deutlich aufzustocken, wird gegenstand
weiterer Verhandlungen sein. 
Zu begrüßen ist, dass bereits die rot-grüne
nrW-landesregierung im frühjahr 2017 die
förderung des kommunalen straßenbaus
wieder auf das niveau der früheren Jahre -
130 mio. euro - angehoben hat. schließlich
wurden in den Jahren 2014 bis 2016 kaum
neue Projekte gefördert, da die mittel durch
bereits laufende maßnahmen gebunden
waren. 

Digitalisierung und 
Breitbandausbau 

die digitalisierung verändert gesellschaft,
Wirtschaft und arbeitswelt. grundlage für
den digitalen Wandel bildet eine hoch leis-
tungsfähige, sichere und flächendeckend
verfügbare digitale infrastruktur. der stgb
nrW kritisierte im berichtszeitraum nach-
drücklich, dass es im ländlichen raum sowie
in industrie- und gewerbegebieten nach
wie vor an leistungsfähigen datennetzen
fehlt. so haben aktuell nur 50 Prozent der
Haushalte in ländlichen regionen von nord-
rhein-Westfalen und nur jedes zehnte ge-
werbegebiet flächendeckend das 50 mbit/s-
ausbauziel des bundes und der nrW-lan-
desregierung erreicht. 
der stgb nrW hat deshalb beim runden
tisch breitband respektive beim aktions-
bündnis gigabit gegenüber der nrW-lan-
desregierung sowie den Vertreter/innen der
telekommunikationsbranche deutlich ge-
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macht, dass die Versorgungsdefizite im
ländlichen raum nur durch große investi-
tionen und praxisgerechte, aufeinander ab-
gestimmte förderverfahren behoben werden
können. auf konkrete Hinweise des stgb
nrW sind einzelne förderrichtlinien ver-
einfacht und in ihren Voraussetzungen pra-
xisgerecht ausgestaltet worden. 
eine weitere zentrale forderung des Ver-
bandes an die neue landesregierung war,
eine verbindliche strategie zur flächende-
ckenden gigabit-Versorgung bis 2025 zu
erarbeiten. denn der zugesagte flächende-
ckende ausbau der breitbandversorgung
mit 50 mbit/s bis 2018 kann aus sicht des
stgb nrW nur ein Zwischenziel sein. für
strategisch wichtige bereiche sind heute
schon datenübertragungsraten im gigabit-
bereich notwendig, und die zu übertragende
datenmenge steigt stetig an. 
aus diesem grunde ist es zu begrüßen, dass
die neue landesregierung einen fokus auf
den gigabit-ausbau legen wird. Hierfür sieht
es der stgb nrW als unerlässlich an, die
Kommunikation mit den Partnern, insbe-
sondere den Kommunalen spitzenverbänden
und telekommunikations-unternehmen,
fortzuführen und die bestehenden förder-
programme auf grundlage des globalziels
„ausbau von glasfasernetzen“ praxisgerecht
weiterzuentwickeln. 

Novelle des ÖPNVG 

das 8. Änderungsgesetz zum ÖPnV-gesetz
(ÖPnVg-Ändg) nrW war im laufe des Jahres
2016 wiederholt gegen-
stand von beratungen.
der stgb nrW hat so-
wohl im ministeriellen
Verfahren als auch im
parlamentarischen Ver-
fahren vor dem nrW-
landtag umfangreich
zu dem gesetzentwurf
stellung genommen. 
dabei konnten die kommunalen spitzen-
verbände einige Änderungen im ursprüng-
lichen entwurf des ÖPnVg erreichen. ins-
besondere auf die Änderung des § 11a
ÖPnVg nrW - Wegfall der „soll-Vorgabe“
für eine allgemeine Vorschrift im rahmen
der förderung durch die ausbildungs- und
Verkehrspauschale - hatte der stgb nrW
gedrängt. nur so wird es nach auffassung
des stgb nrW auch in Zukunft rechtssicher
möglich sein, kommunale Verkehrsunter-
nehmen im rahmen einer direktvergabe
mit ÖPnV-leistungen zu beauftragen und

eine Zwangsprivatisierung des kommunalen
ÖPnV quasi durch die Hintertür zu vermeiden. 
Hintergrund ist, dass im berichtszeitraum
in mehreren Kommunen anträge privater
busunternehmen vorlagen, den busverkehr
anstelle eines kommunalen unternehmens
zu betreiben. dabei beriefen sich die privaten
busunternehmen auf den so genannten
Vorrang des eigenwirtschaftlichen Verkehrs
nach dem Personenbeförderungsgesetz des
bundes. diese regelung führt dazu, dass
private Verkehrsunternehmen in Konkurrenz
zu kommunalen Verkehrsunternehmen -
insbesondere im bussektor - treten. 
die folge ist im schlimmsten fall die liqui-
dierung des gesamten kommunalen Ver-

kehrsunternehmens, die
entlassung des Personals
sowie der Verlust der kom-
munalen lenkungs- und
gestaltungsmöglichkeiten.
durch die anpassung des
§ 11a ÖPnVg nrW wird
den Kommunen nun ein
größerer gestaltungsspiel-
raum eröffnet. so kann im

einzelfall verhindert werden, dass private
Verkehrsunternehmen mit steuerfinanzier-
ten ausgleichsleistungen nach dem ÖPnVg
nrW in Konkurrenz zu kommunalen Ver-
kehrsunternehmen treten. 

Straßen und Wege 

Kern der novellierung des straßen- und
Wegegesetzes (strWg) nrW 2016 war eine
Verankerung von radschnellverbindungen
als eigenständige straßenrechtliche Kate-
gorie, die weitgehend den landesstraßen

gleichgestellt wird - insbesondere durch
Zuweisung der straßenbaulast an das land
mit ausnahme der ortsdurchfahrten in
Kommunen mit einer einwohnerzahl von
mehr als 80.000 einwohner/innen. 
dieser aspekt wurde vom stgb nrW im
Wesentlichen begrüßt. als weitere Änderung
sollte die definition der ortsdurchfahrt um
einen Verknüpfungsbereich erweitert wer-
den. nach Kritik durch den stgb nrW wurde
davon jedoch abgesehen. eine erweiterung
der straßenbaulast der Kommunen „durch
die Hintertür“ ist damit vom tisch. 
aufgrund des strukturwandels in der land-
wirtschaft - bewirtschaftung immer größerer
flächen und einsatz schwerer fahrzeuge -
genügen zahlreiche ländliche Wege im au-
ßenbereich - so genannte Wirtschaftswege
-, zum großen teil nicht mehr den anforde-
rungen. sie müssen deshalb durch die Kom-
munen erneuert und modernisiert werden. 
eine finanzielle beteiligung der anlieger ist
unter anderem über straßenbaubeiträge
möglich. Hierzu hat der stgb nrW in zahl-
reichen fällen rechtsberatung gegeben.
eine weitere möglichkeit ist die refinan-
zierung über einen so genannten Wirt-
schaftswegeverband. ein solcher soll in ei-
nigen nrW-Kommunen gegründet werden.
dabei wurde das umfangreiche Verfahren
zur aufstellung einer satzung vom stgb
nrW intensiv begleitet. ◼

Städte- und Gemeindebund
Nordrhein-Westfalen

eine zentrale forderung 
ist eine verbindliche 

strategie zur flächen-
deckenden gigabit-
Versorgung bis 2025
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Wesels Bürgermeisterin Ulrike 
Westkamp berichtet über die Lage in 
ihrer Stadt bei der Sonderbürgermeister-
konferenz zur Flüchtlingsproblematik

28. August 2015
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it dem inkrafttreten des neuen lan-
desentwicklungsplans (leP) am 08.

02.2017 hat nordrhein-Westfalen nach 22
Jahren wieder einen aktuellen leP. die auf-
stellung dauerte fünf Jahre und erforderte
zwei beteiligungsverfahren, in denen sich
auch ein großteil der nrW-Kommunen mit
stellungnahmen zu Wort gemeldet hatte.
neuerungen betreffen insbesondere die
ausweisung neuer Wohnbau- und gewer-
beflächen, den schutz des freiraums sowie
den umgang mit dem thema fracking. 
Hinzu kommen neue festlegungen in den
bereichen Verkehr, Klimaschutz und erneu-
erbare energien. der stgb nrW hatte sich
dabei stets dafür eingesetzt, dass den Kom-
munen - angesichts der gestiegenen Woh-
nungsnachfrage - auch zukünftig eine vo-
rausschauende flächenpolitik möglich bleibt,
dass der ländliche raum gestärkt wird und
die kommunale bauleitplanung nicht durch
unbestimmte oder unverhältnismäßige Ziele
der raumordnung beeinträchtigt wird. 
obwohl in den beteiligungsverfahren zahl-
reiche forderungen des stgb nrW aufge-
griffen worden sind, weist der leP immer
noch defizite in bezug auf bauleitplanerische
reserven, die umsetzung der flächensparziele
und die festlegung konkreter ausbauziele
bei der Windenergie durch die regionalpla-
nung auf. die neue nrW-landesregierung
hat angekündigt, Hemmnisse zur ausweisung
von bauland aus dem leP zu entfernen, den

arbeitung des gesetzes zu gewinnen. auch
der Zeitraum für den erlass kommunaler
stellplatzsatzungen vor dem außerkraft-
treten der gesetzlichen stellplatzpflicht wird
um ein Jahr verlängert. die Überführung
der stellplatzregelungen in die gemeindliche
satzungshoheit ist ebenfalls ein novum in
der landesbauordnung. der stgb nrW hat
hierfür in einem expertenworkshop als pra-
xistaugliche Hilfestellung einen leitfaden
nebst satzungsmuster erarbeitet. 
aus gründen der rechts- und Planungssi-
cherheit für bauherren wie bauaufsichtsbe-
hörden hat sich der stgb nrW gegen ein
moratorium ausgesprochen. Zumindest bietet
die angekündigte novellierung erneut die
Chance, aus kommunaler sicht notwendige
Verbesserungen an der landesbauordnung
einzufordern. insofern wird sich der Verband
dafür einsetzen, dass es in diesem Zusam-
menhang nicht zu nachteiligen Änderungen
für die Kommunen kommt.

Wohnungsbauoffensive

durch die demografische entwicklung der
vergangenen Jahre und die große anzahl
zugewanderter menschen hat sich der man-
gel an bezahlbarem Wohnraum insbeson-
dere in Kommunen mit überdurchschnitt-
lichem Wohnraumbedarf verschärft. bis
zum Jahr 2020 besteht in nordrhein-West-
falen im freien und öffentlich geförderten
Wohnungsbau ein baubedarf von etwa
400.000 Wohnungen. 
bund und land reagierten hierauf jeweils
mit einer Wohnungsbauoffensive. auf bun-
desebene wurden insbesondere, wie von
kommunaler seite gefordert, die mittel für

Kommunen entscheidungskompetenzen bei
der flächenausweisung zurückzugeben und
die Pflicht zur ausweisung von Windvor-
rangzonen in regionalplänen zu streichen. 
dies wäre aus kommunaler sicht zu begrüßen.
die Koalition hat vereinbart, die landespla-
nerischen Vorgaben in einem gestuften Ver-
fahren zu ändern. dazu soll zunächst auf
dem erlass- und Verordnungswege sowie
durch ein investitionsbeschleunigungsgesetz
der leP praxisorientiert anwendbar gemacht
werden. in einem zweiten schritt soll dann
der weitere Korrekturbedarf im rahmen
eines Planänderungsverfahrens umgesetzt
werden.

Landesbauordnung

die neue landesbauordnung wurde am
15.12.2016 vom nrW-landtag beschlossen
und sollte am 28.12.2017 in Kraft treten.
mit dieser seit Jahren erwarteten novellierung
waren unter anderem Verbesserungen beim
bauaufsichtlichen Verfahren, eine stärkere
orientierung an der musterbauordnung und
die stärkung des barrierefreien bauens be-
absichtigt. besonders der letztgenannte
Punkt, aber auch die abschaffung des frei-
stellungsverfahrens waren unter dem ge-
sichtspunkt der baukostensteigerung von
den - seinerzeit in der opposition befindlichen
- fraktionen Cdu und fdP kritisiert worden. 
deswegen soll nummehr das inkrafttreten
der landesbauordnung  auf den 01.01.2019
verschoben werden, um Zeit für eine Über-
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Planen, Bauen, Vergabe
Landesentwicklungsplan
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den geförderten Wohnungsbau erhöht und
zwecks ausweisung von Wohnbauflächen
das beschleunigte Verfahren begrenzt auch
für bebauungspläne im außenbereich ge-
öffnet. das land nrW führte - neben der
aufstockung des fördervolumens auf 1,1
mrd. euro in den Jahren 2016 und 2017 -
umfangreiche tilgungsnachlässe auf alle för-
derdarlehen ein, um den öffentlich geförderten
Wohnungsbau trotz der niedrigzinsphase
attraktiv zu machen. 
Hinzu kamen unterstützungsangebote wie
die soziale baulandentwicklung, bei der Kom-
munen treuhänderisch nrW.urban mit dem
erwerb und der entwicklung geeigneter
grundstücke für den Wohnungsbau beauf-
tragen konnten. da das modell die Vorfi-
nanzierung der entwicklungskosten außerhalb
des kommunalen Haushalts ermöglicht hatte,
konnten auch Kommunen daran teilnehmen,
die eine dringend benötigte flächenentwick-
lung aus eigener Kraft nicht vornehmen
konnten. 
all dies hat dazu geführt, dass kommunale
und private Wohnungsunternehmen ihre in-
vestitionen im geförderten Wohnungsbau
deutlich erhöht haben. trotzdem bedarf es
weiterer anstrengungen, um den neubau-
bedarf in den kommenden Jahren zu decken.
der stgb nrW fordert unter anderem die
Verstetigung der landesmittel für den ge-
förderten Wohnungsbau und eine stärkere
eigentumsförderung.

Städtebauförderung

durch die erhöhung der finanzhilfen des
bundes stiegen die städtebaufördermittel
in nrW im Jahr 2017 auf mehr als 400 mio.
euro. obwohl die finanzielle ausstattung da-

mit ein rekordniveau erreicht, ließ sich in
den nordrhein-westfälischen Kommunen
über die vergangenen acht Jahre ein wach-
sender sockel nicht ausgegebener fördermittel
beobachten. auch aus diesem grund hatte
das nrW-bauministeri-
um bereits ende 2015 ein
speziell auf die nrW-
Kommunen ausgerichte-
tes gutachten beim deut-
schen institut für urba-
nistik ggmbH (difu) in
auftrag gegeben. 
inhaltlich wurde das Vor-
haben durch den stgb
nrW kontinuierlich begleitet. Ziel war es,
die erfolgsfaktoren und Hemmnisse des för-
dermittelprozesses zu identifizieren, wobei
die fördermittelbeantragung, -bewilligung
und -abrechnung besonders unter die lupe
genommen wurden. die ergebnisse der studie
sollen dazu beitragen, dass die mittel zur
städtebauförderung weiterhin allen Kom-
munen in nrW zur Verfügung stehen und
von diesen tatsächlich genutzt werden. au-
ßerdem sollen die bisher aufgelaufenen aus-
gabereste reduziert werden. die studie dient
darüber hinaus der identifizierung von Hand-
lungsmöglichkeiten zur Verbesserung des
förderinstrumentariums allgemein. 
nach einer befragung der nrW-Kommunen
im frühjahr 2016 und einem fachforum an-
fang 2017 verhinderte zunächst die nrW-
landtagswahl die Veröffentlichung des ab-
schlussberichts. aus sicht des stgb nrW
kann aber bereits der schluss gezogen werden,
dass der mittelabruf durch die Kommunen
flexibilisiert und Verfahrensschritte wie die
rechnungslegung und -prüfung so weit wie
möglich vereinfacht werden müssen. 

Zudem sollte die neue nrW-landesregierung
projektbezogen auch den personellen auf-
wand der Kommunen sowie generell externe
angebote zur fördermittelberatung und Pro-
jektbegleitung finanziell unterstützen, um

auch in kleinen städten
und gemeinden eine er-
folgreiche städtebauför-
derung zu gewährleisten.
flankierend zu den be-
stehenden förderpro-
grammen muss das land
durch sonderprogramme
mit vereinfachtem be-
willigungsverfahren ge-

zielt kleinere maßnahmen fördern, für die
die regulären gebietsanforderungen der
städtebauförderung zu umfangreich wären.

Quartiersentwicklung

die vom nrW-bauministerium ins leben
gerufene „Quartiersakademie nordrhein-
Westfalen“ stärkt seit Jahresbeginn 2016
zivilgesellschaftlich im Quartier engagierte
menschen sowie initiativen und qualifiziert
sie bei ihrer ehrenamtlichen arbeit. in diesem
auch vom stgb nrW unterstützten format
werden insbesondere Veranstaltungen vor
ort angeboten, in denen engagierte bürge-
rinnen und bürger aus Quartiersinitiativen
mit Verwaltungsvertreter/ innen ins ge-
spräch kommen - etwa zum thema „bürger
heißen willkommen: flüchtlinge im Quar-
tier“. aus der Quartiersakademie hervorge-
gangen ist ein modellprojekt „bürger ver-
netzen nachbarschaften: Quartiersentwick-
lung nutzt digitalen Wandel“. dieses soll
die Chancen der digitalisierung auch für
die Quartiersarbeit besser nutzbar machen.

der stgb nrW fordert 
die Verstetigung 

der landesmittel für 
den Wohnungsbau 
und eine stärkere 

eigentumsförderung
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ist nach drei Jahren langwieriger Verhand-
lungen zwischen der nrW-landesregierung
und den kommunalen spitzenverbänden zu
einem erfolgreichen abschluss geführt wor-
den. auf der grundlage der am 25.11.2016
von der nrW-landesregierung beschlossenen
Kostenausgleichsverordnung erhielten die
öffentlichen auftraggeber einen einmaligen
Kostenausgleich von 20.422.526 euro - für
die kreisangehörigen städte und gemeinden
7.902.340 euro - als ersatz der notwendigen
durchschnittlichen aufwendungen, die durch
Verteuerung der öffentlichen aufträge oder
durch zusätzliche rechtsverfolgung infolge
der anwendung des tVgg entstanden sind. 
dankenswerterweise hat die stadt euskirchen
stellvertretend für alle stgb nrW-mitglieds-
kommunen vor dem Verfassungsgerichtshof
nrW die musterverfahren gegen die rechts-
verordnungen des tVgg geführt. durch die
geltendmachung der ausgleichsansprüche
vor gericht wurden die Voraussetzungen für
konstruktive Konnexitätsverhandlungen ge-
schaffen, in deren rahmen der belastungs-
ausgleich für die Kommunen durchgesetzt
werden konnte.
Parallel dazu war das tVgg durch eine am
01.04.2017 in Kraft getretene neufassung
ersetzt worden, um insbesondere die ergeb-
nisse der evaluierung, die dem tVgg ein
schlechtes Zeugnis ausgestellt hatte, zu be-
rücksichtigen. Von unternehmen wie auf-
traggebern war vor allem der hohe, durch
das gesetz verursachte bürokratieaufwand
beklagt worden. 
trotz mancher Vereinfachungen sind die
einzelnen Kritikpunkte aus sicht des stgb
nrW mit der neufassung nur unzureichend
ausgeräumt worden. insofern ist es zu be-
grüßen, dass die neue nrW-landesregierung
das tVgg künftig auf die tariftreuerege-
lungen beschränken will und an den weiteren
gesetzlichen Vorgaben nicht mehr festhalten
wird. nachhaltige beschaffung können die
Kommunen heutzutage ohnehin - im rah-
men eigenen ermessens - leichter vorneh-
men, da mit der Vergaberechtsreform im
ober- und unterschwellenbereich die be-
rücksichtigung von sozial- und umwelts-
tandards gestärkt worden ist. Zusätzliche
komplizierte Vorschriften zum Verfahren
sind nicht mehr nötig.

Lkw-Kartell

die europäische Kommission hat festgestellt,
dass die nutzfahrzeughersteller man,
Volvo/renault, daimler, iveco und daf gegen
die eu-Kartellvorschriften verstoßen haben.
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Von den erfahrungen sollen künftig auch
andere Kommunen profitieren können. Vor
allem das aus der Quartiersakademie ent-
wickelte digitalprojekt, aber auch die von
der Quartiersakademie selbst angebotenen
Kolloquien im kreisangehörigen raum zeigen,
dass es sich um ein geeignetes instrument
handelt, um sowohl städtisch als auch dörf-
lich geprägte räume zu stärken. offen ist
allerdings, ob das neue nrW-ministerium
für Heimat, Kommunales, bau und gleich-
stellung an der Quartiersakademie in ihrer
jetzigen form festhält.

Vergaberecht

die unterbringung von flüchtlingen hat
seit dem sommer 2015 vielfach zu einem
akuten beschaffungsdruck in den Kommu-
nen geführt. auch auf forderung des stgb
nrW hatte die nrW-landesregierung daher
von august 2015 bis ende 2016 durch ent-
sprechende runderlasse für erleichterung
beim Vergaberecht gesorgt.
am 18.04.2016 ist das novellierte Vergabe-
recht im oberschwellenbereich in Kraft ge-
treten, das im Wesentlichen der umsetzung
der neuen eu-Vergaberichtlinien - etwa der
richtlinie 2014/24/eu über die öffentliche
auftragsvergabe - dient. reformiert wurden
insbesondere der vierte teil des geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen
(gWb) und die Vergabeverordnung (VgV),
aber auch die Vergabe- und Vertragsordnung
für bauleistungen teil a (Vob/a). das Ver-
gaberecht ist hierbei - auch aufgrund ent-
sprechender kommunaler forderungen -
unter anderem in bezug auf so genannte
inhouse-geschäfte und die Zusammenarbeit
öffentlicher auftraggeber deutlich flexibler
gestaltet worden. 

Während es im oberschwellenbereich seit
mehr als einem Jahr einige für die auftrag-
geber vorteilhafte neuerungen gibt - etwa
die Wahl zwischen offenem und nichtoffenem
Verfahren -, ließ die anpassung des unter-
schwellenvergaberechts für liefer- und dienst-
leistungsaufträge auf sich warten. in einer
bund-länder-arbeitsgruppe wurde unter be-
teiligung der kommunalen spitzenverbände
eine neue unterschwellenvergabeordnung
(uVgo) als nachfolgerin der Vol/a erarbeitet.
dabei sind auch viele forderungen des stgb
nrW berücksichtigt worden. 
die uVgo ist anfang 2017 im bundesanzeiger
bekannt gemacht worden. sie ist aber keine
rechtsverordnung des bundes, sondern zu-
nächst nur eine unverbindliche Verfahrens-
ordnung, die über einen Verweis in entspre-
chenden bundes- oder landesrechtlichen Vor-
schriften für verbindlich erklärt werden muss.
ein neuer runderlass über die kommunalen
Vergabegrundsätze, der die neue uVgo für
die Kommunen in nrW einführen wird,
wurde ab der zweiten Jahreshälfte 2017
erwartet. dabei hat der stgb nrW gefordert,
die nach den bisherigen Vergabegrundsätzen
geltenden erleichterungen - beispielsweise
Herausnahme kommunaler unternehmen
oder Wertgrenzen für Verfahrenserleichte-
rungen - beizubehalten. 
Zu den Vergaberechtsreformen wurden für
die stgb nrW-mitgliedskommunen ende
2015 eine fachtagung in düsseldorf sowie
in den Jahren 2016/2017 jeweils eine fach-
tagung in düsseldorf und in dortmund an-
geboten.

Tariftreue- und Vergabegesetz

das Konnexitätsfolgenausgleichsverfahren
zum tariftreue- und Vergabegesetz (tVgg)
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deswegen hat die Kommission am 19.07.2016
eine geldbuße in rekordhöhe von 2,927 mrd.
euro verhängt. die lkw-Hersteller hatten von
1997 bis 2011 im gesamten europäischen
Wirtschaftsraum Verkaufspreise für last-
kraftwagen abgesprochen und die mit der
einhaltung der strengen abgasemissionsvor-
schriften verbundenen
Kosten in abgestimmter
form weitergegeben. die
bundesvereinigung der
kommunalen spitzenver-
bände hatte sich an meh-
rere Hersteller gewandt,
um die bereitschaft einer
außergerichtlichen einigung zu sondieren.
diese wurde von den Kartellanten jedoch
einhellig abgelehnt. Zu berücksichtigen ist
dabei, dass anders als seinerzeit beim feuer-
wehrkartell die Kommunen nicht die Haupt-
beschaffenden von lkw sind und es sich
nicht nur um ein nationales Kartell mit einer
überschaubaren Zahl von Kartellanten, son-
dern um ein europaweites Kartell mehrerer
Konzerne mit einer Vielzahl von tochter-
unternehmen handelt.
um den Kommunen und kommunalen un-
ternehmen zumindest bei der Klärung der
frage behilflich zu sein, in welcher Höhe ein
schaden durch das lkw-Kartell entstanden
ist, hatten sich der VKu sowie die kommunalen
spitzenverbände darauf verständigt, wie schon
im feuerwehrkartell das büro lademann &
associates, Hamburg, mit einem ökonome-
trischen schadensgutachten zum lkw-Kartell
zu beauftragen. daran haben sich zahlreiche
stgb nrW-mitgliedskommunen beteiligt.

Geodaten 

aufgrund des gesetzes über den Zugang zu
digitalen geodaten nordrhein-Westfalen
(geoZg nrW), welches auch der umsetzung
der insPire-richtlinie (richtlinie 2007/2/eg)
dient, sind bestimmte daten bestandteil der
nationalen geodateninfrastruktur und sind
daher von den zuständigen stellen bereitzu-
stellen. die gemeinsame arbeitsgruppe „ag
geokom.nrW“ der kommunalen spitzen-
verbände und des landes nrW hat im märz
2016 die zweite Version einer Handlungs-
empfehlung vorgelegt, welche die städte
und gemeinden bei der umsetzung ihrer
Pflichten aufgrund der insPire-richtlinie un-
terstützen soll. die Handlungsempfehlung
wird seitdem kontinuierlich fort-geschrieben.
die jeweils aktuelle fassung kann im internet
über das geoportal nrW (www.geoportal.
nrw) heruntergeladen werden. 

angesichts von e-government- und open
data-bestrebungen erhalten geoinforma-
tionen eine immer größere bedeutung.
dabei ist allerdings festzustellen, dass mit
den bestehenden strukturen und ressourcen
auf kommunaler ebene die anforderungen
des geodatenzugangsgesetzes nrW oder

der europäischen in-
sPire-richtlinie auf
dauer nicht zu erfüllen
sind. daher bedarf es
dringend einer neuen,
vom land nrW und
den kommunalen spit-
zenverbänden gemein-

sam getragenen unterstützungsorganisation,
für die sich die kommunalen spitzenverbände
derzeit einsetzen.

Denkmalwesen

mit Änderung der denkmallistenverordnung
vom 13.03.2015 wurde die führung der
denkmalliste in digitaler form verpflichtend.
dies hatte zur folge, dass die denkmallisten
insPire-relevant werden. die digitale füh-
rung der denkmalliste bedeutet für die
Kommunen eine erhebliche personelle und
wirtschaftliche mehrbelastung. 
auf drängen der kommunalen spitzenver-
bände hat sich die nrW-landesregierung
bereit erklärt, für die städte und gemeinden
in enger abstimmung mit den Kommunal-
verbänden eine software zur erfassung der
denkmäler zu entwickeln und diese den
Kommunen zur Verfügung zu stellen. durch
eine einheitliche führung der denkmallisten
soll damit eine leichtere nutzbarkeit auch
langfristig sichergestellt werden. Zugleich
sollen die mit der software erfassten daten
durch das land in einen insPire-konformen

darstellungs- und downloaddienst über-
nommen werden.
das nrW-ministerium für bauen, Wohnen,
stadtentwicklung und Verkehr (mbWsV)
hat ende 2015 im auftrag des nrW-landtags
ein gutachten zur evaluation des denkmal-
schutzgesetzes und des Vollzugs von denk-
malschutz und denkmalpflege in nordrhein-
Westfalen in auftrag gegeben. der stgb
nrW begleitet den evaluationsprozess im
rahmen eines Projektbeirates.

Fachtagungen und 
Erfahrungsaustausch 

der stgb nrW bot Veranstaltungen zu wich-
tigen praxisrelevanten vergaberechtlichen
und wohnungspolitischen themen an. im
berichtszeitraum wurden fachtagungen zu
den themen gründung kommunaler Woh-
nungsbauunternehmen, städtebauförde-
rung, energieeffizientes bauen und sanieren,
Vergaberechtsnovelle sowie zur e-Vergabe
durchgeführt.
in den halbjährlich durchgeführten erfah-
rungsaustauschen „städtebauliche erneue-
rung“, „Vergabewesen“, „bauaufsicht“ und
„Vermessung, geoinformation und boden-
wirtschaft“ informierte der stgb nrW die
arbeitskreis-mitglieder über aktuelle ent-
wicklungen, nahm konkrete anregungen
für weitere initiativen oder die Positionierung
in laufenden gesetzgebungsverfahren ent-
gegen und förderte den erfahrungsaustausch
über anstehende kommunale aufgaben. ◼

Städte- und Gemeindebund
Nordrhein-Westfalen

mit der neufassung 
des tVgg sind 

die Kritikpunkte nur 
unzureichend ausgeräumt
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Angesichts des massiven Zustroms von
Flüchtlingen kommen Stadt- und 
Gemeindeoberhäupter aus ganz NRW 
zu einer Sonderbürgermeisterkonferenz
in Düsseldorf zusammen

28. August 2015
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ie aufgaben der städte und gemeinden
in nrW im bereich des umweltschutzes

sind vielfältig. die Kommunen sind seit Jahr-
zehnten ein garant für ordnungsgemäße so-
wie umweltgerechte abwasserbeseitigung,
abfallentsorgung sowie Wasserversorgung.
der stgb nrW hat sich auch in den Jahren
2014 bis 2016 dafür eingesetzt, diese ortsnahe
grundversorgung nachhaltig zu schützen
und neue Kostenspiralen zu vermeiden, die
einen anstieg der gebühren bei trinkwasser,
abwasser und abfall bewirken könnten.
Hierzu gehört auch, dass die hoheitliche ab-
wasserbeseitigung und abfallentsorgung
nicht der umsatzsteuer unterstellt wird.
denn dies hätte zwangsläufig einen anstieg
der abwasser- und abfallgebühren zum nach-
teil der bürgerinnen und bürger zur folge. 

EU-Wasserrahmenrichtlinie 

die umsetzung der eu-Wasserrahmenricht-
linie (eu-Wrrl) ist weiterhin ein zentrales
thema. Ziel der eu-Wrrl ist es unter ande-
rem, bei natürlichen gewässern - etwa flüs-
sen oder bächen - einen guten ökologischen
Zustand zu erreichen. auf der grundlage
eines bewirtschaftungsplans und eines maß-

es wird gleichzeitig der Hochwasser- und
Überflutungsschutz verbessert. denn ein
renaturierter fluss kann größere Wasser-
mengen aufnehmen, was in anbetracht im-
mer häufigeren starkregens besonders wich-
tig ist. in diesem Zusammenhang wurden
auch so genannte Wasserkörper-steckbriefe
- im internet abrufbar unter www.flussge-
biete.nrw - erarbeitet. aus diesen kann für
jeden fluss oder bach entnommen werden,
wo mit maßnahmen zur Verbesserung der
gewässergüte angesetzt werden kann. 
dabei ist es wichtig, nicht nur an den so
genannten Punktquellen - etwa dem ab-
laufstrom der Kläranlage, einleitung von
niederschlagswasser aus öffentlichen re-
genwasserkanälen - anzusetzen, sondern
auch diffuse schädliche stoffeinträge in
gewässer beispielsweise aus der landwirt-
schaft nachhaltig zu bekämpfen. 
Hierzu können etwa gewässerrandstreifen
gehören - gewissermaßen als schutzstreifen
vor unerwünschtem stoffeintrag. gleichwohl
sind umsetzungspläne nicht als statisch,
sondern als dynamisch anzusehen. denn es
ist nicht abzusehen, welche maßnahmen
sich tatsächlich verwirklichen lassen. insbe-
sondere ist es oftmals schwierig, die erfor-
derlichen grundstücke bereitzustellen. 
ebenso konnte erreicht werden, dass das
land nrW weiterhin maßnahmen zur um-
setzung der eu-Wasserrahmenrichtlinie

nahmenprogramms für nordrhein-Westfa-
len sind so genannte umsetzungsfahrpläne
zur Verbesserung der gewässergüte erstellt
worden. grundsätzlich gibt die eu-Wrrl
vor, bis zum Jahr 2015 einen guten Zustand
der gewässergüte zu erreichen. es besteht
aber die möglichkeit, das erreichen des Ziels
unter bestimmten Voraussetzungen bis
zum Jahr 2027 aufzuschieben. 
der stgb nrW hat die fortschreibung des
bewirtschaftungsplans und des maßnah-
menprogramms für den Zeitraum 2016 bis
2021 konstruktiv und kritisch begleitet. es
konnte erreicht werden, dass in erster linie
maßnahmen zur Verbesserung der gewäs-
sermorphologie im Vordergrund stehen. denn
ein ergebnis der bestandsaufnahme zur ge-
wässergüte war, dass im dicht besiedelten
nordrhein-Westfalen im bereich der abwas-
serreinigung bereits ein guter stand erreicht
worden ist und deshalb vor allem maßnahmen
zur Verbesserung der gewässerstruktur (ge-
wässermorphologie) dazu beitragen können,
die gewässergüte zu verbessern. Hierzu gehört
insbesondere die renaturierung begradigter
gewässer durch den Wiedereinbau von „links-
rechts-schleifen“. 

Gewässerqualität

Hierdurch wird nicht nur die selbstreini-
gungskraft des gewässers erhöht, sondern

D
Umwelt
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grundsätzlich mit bis zu 80 Prozent fördert.
es bleibt danach lediglich ein eigenanteil
von bis zu 20 Prozent, der - wenn nicht über
naturschutzrechtliche ersatzgelder oder aus
spenden zu finanzieren - im Zweifelsfall
durch allgemeine Haushaltsmittel abgedeckt
werden muss. außerdem wurde durch das
nrW-umweltministerium ende 2016 eine
gewässerberatung für die städte und ge-
meinden ins leben gerufen, welche durch
die Kommunal agentur nrW erfolgt. 

Wasserversorgung und Fracking

mit dem neuen landeswassergesetz (lWg)
nrW, das am 16.07.2016 in Kraft getreten
ist, wurde die Pflicht zur erstellung eines
Wasserversorgungskonzeptes eingeführt,
das von den städten und gemeinden erst-
malig zum 01.01.2018 vorzulegen ist. der
stgb nrW konnte erreichen, dass das Was-
serversorgungskonzept möglichst schlank
gehalten wird, um den Personal- und Ver-
waltungsaufwand zu begrenzen. der stgb
nrW hat anlässlich des neuen lWg nrW
eine neue muster-Wasserversorgungssat-
zung herausgegeben. 
bezogen auf das thema „fracking“ - ge-
winnung von gas aus unkonventionellen
lagerstätten - konnte erreicht werden, dass
durch eine Änderung des Wasserhaushalts-
gesetzes des bundes seit dem 11.02.2017
das so genannte fracking in Wasserschutz-
gebieten verboten ist und in allen übrigen
gebieten einer wasserrechtlichen erlaubnis
bedarf. es muss ausgeschlossen werden,
dass grundwasservorkommen schaden neh-
men und hierdurch auch die kommunale
trinkwasserversorgung gefährdet wird. eben-
so darf die bauliche und landwirtschaftliche
nutzung durch etwaige folgeschäden nicht
beeinträchtigt werden.

Abwasserbeseitigung

auch im bereich der abwasserbeseitigung
sind zur umsetzung der eu-Wrrl maßnah-
men zur Verbesserung der gewässergüte
vorgesehen. in diesem Zusammenhang wird
über die einführung einer vierten reinigungs-
stufe bei Kläranlagen nachgedacht. Ziel ist
die Verbesserung der reinigungsleistung von
Kläranlagen - etwa durch ozonierung oder
aktivkohlefilterung des abwassers. auf der
bundes- und landesebene hat sich der stgb
nrW nachhaltig dafür eingesetzt, dass zur
Verminderung der einträge so genannter
mikroschadstoffe - beispielsweise rückstände
von Pflanzenschutzmitteln - jeweils drei säu-

len gleichrangig betrachtet werden müssen:
die Produktherstellung - ersatz von gewäs-
serschädlichen inhaltstoffen -, die Produkt-
anwendung und erst dann nachgeschaltete
maßnahmen an Kläranlagen. 
dies gilt beispielsweise
für den einsatz so ge-
nannter mikroplastik-
teilchen mit schmir-
geleffekt in duschgels.
Hier sind in erster linie
die Hersteller gefor-
dert, die Produktzu-
sammensetzung im
interesse des gewäs-
ser- und umweltschutzes zu verändern. ins-
gesamt ist auf bundesebene dazu ein the-
senpapier entstanden. dieses sieht vor, dass
der bund zunächst eine stoffliste erarbeitet,
um diejenigen gewässerschädlichen stoffe
festzulegen, die in den blick genommen
werden sollen. maßnahmen an Kläranlagen
können wegen des damit verbundenen an-
stiegs der schmutzwassergebühr grund-
sätzlich erst dann in betracht kommen,
wenn nur dadurch die gewässergüte ver-
bessert und hingegen durch maßnahmen
bei den Produktinhaltsstoffen sowie der
Produktanwendung keine Verbesserung er-
zielt werden kann. 
daneben soll auch die reinigung verschmutz-
ten niederschlagswassers - etwa durch re-
genklärbecken oder bodenfilter - dazu bei-
tragen, die gewässergüte zu verbessern.
Jede maßnahme wirkt sich naturgemäß auf
die schmutzwasser-
und regenwasserge-
bühr aus. daher hat
der stgb nrW nach-
drücklich unter dem
gesichtspunkt der
Kosten- und gebüh-
renneutralität au-
genmaß bei solchen
maßnahmen gefor-
dert. es ist zu begrü-
ßen, dass abwasser-
technische maßnah-
men der städte und
gemeinden durch
das land nrW über
die förderrichtlinie
„ressourceneffizien-
te abwasserbeseiti-
gung ii“ gefördert werden, um in Pilotpro-
jekten weitere erkenntnisse zu gewinnen.
ein grundlegendes tätigkeitsfeld im bereich
der abwasserbeseitigung war in den Jahren
2014 bis 2016 die novellierung des lWg

nrW. der stgb nrW konnte erreichen, dass
eine Vielzahl von regelungen in das neue
lWg aufgenommen worden sind. Zugleich
hat der stgb nrW fünf neue mustersat-
zungen für den bereich der abwasserbe-

seitigung herausgegeben,
die den städten und gemein-
den bei der umsetzung des
neuen lWg Hilfestellung ge-
ben. Hierzu gehören unter
anderem die muster-abwas-
serbeseitigungssatzung, die
mustersatzung über die ent-
leerung des inhaltes abfluss-
loser gruben/Kleinkläranla-

gen sowie die mustersatzung zur erhebung
von Kanalanschlussbeiträgen, abwasserge-
bühren und Kostenersatz. 

Abfallentsorgung

im bereich der abfallentsorgung standen in
den Jahren 2014 bis 2016 die einführung
einer Wertstofftonne, die fortentwicklung
der erfassung und Verwertung gebrauchter
einwegverpackungen auf der grundlage der
Verpackungsverordnung sowie die anpassung
der gewerbeabfallverordnung im Vordergrund.
der stgb nrW hat sich gemeinsam mit dem
dstgb dafür eingesetzt, dass der betrieb
einer Wertstofftonne, in welcher stoffgleiche
nichtverpackungen aus Kunststoff und metall
gesammelt werden, in der Verantwortung
der städte, gemeinden und Kreise als öf-
fentlich-rechtliche entsorgungsträger erfolgt. 

Zugleich wurde gefordert, die Verpackungs-
verordnung auf den Prüfstand zu stellen.
das derzeitige privatwirtschaftliche system
- gelber sack/gelbe tonne - zur erfassung
gebrauchter einwegverpackungen mit mitt-

Städte- und Gemeindebund
Nordrhein-Westfalen

im dicht besiedelten 
nordrhein-Westfalen 

ist im bereich der 
abwasserreinigung 

bereits ein guter stand 
erreicht worden

Zwangloses Gespräch beim festlichen Abendessen des Hauptausschusses
in Soest am Präsidententisch mit Verbandschef Dr. Eckhard Ruthemeyer
(links) und seinem Stellvertreter Roland Schäfer (rechts)

2. März 2016
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lerweile zehn systembetreibern erzeugt
einen allzu hohen Verwaltungs- und Kos-
tenaufwand. es war deshalb Ziel, die Wert-
stofferfassung bei den Kommunen zu bün-
deln. Hinzu kam, dass im Jahr 2014 gut 44
Prozent des inhalts des gelben sacks oder
der gelben tonne energetisch verwertet -
sprich: verbrannt - worden sind. dies ist
eine ernüchternde bilanz für das seit 1991
bestehende privatwirtschaftliche system. 
dennoch war der bundesgesetzgeber nicht
bereit, diesen Weg zu beschreiten. das Wert-
stoffgesetz, welches weiterhin ein rein pri-
vatwirtschaftliches system vorsah, konnte
im bundesrat gestoppt werden. stattdessen
hat der bundesgesetzgeber nunmehr das
Verpackungsgesetz (Verpackg) verabschie-
det. dieses wird am 01.01.2019 in Kraft
treten und die Verpackungsverordnung ab-
lösen. allerdings perpetuiert es lediglich das
seit 1991 bestehende privatwirtschaftliche
system ohne gleichzeitige einführung einer
Wertstofftonne.
im Jahr 2016 wurde die bundes-gewerbe-
abfallverordnung novelliert, die am
01.08.2017 in Kraft getreten ist. der stgb
nrW hat sich nachhaltig dafür eingesetzt,
dass gewerbliche abfallbesitzer oder -er-
zeuger auch zukünftig eine Pflicht-rest-
mülltonne der stadt oder gemeinde nutzen
müssen und die sogenannte scheinverwer-
tung unterbunden wird. der stgb nrW hat
im Jahr 2017 zudem eine neue muster-ab-
fallsatzung herausgegeben. schließlich konn-
te bei der fortschreibung des abfallwirt-
schaftsplans für das land nrW - teilplan
siedlungsabfälle - erreicht werden, dass der
rechtsrahmen für die öffentliche abfall-
entsorgung im interesse stabiler abfallge-
bühren nicht weiter eingeschränkt wird.

Lärmschutz

lärm kann krank machen. deshalb ist der
so genannte umgebungslärm zu vermindern.
in §§ 47 a bis f bundesimmissionsschutz-
gesetz (bimschg) wird deshalb die eu-um-
gebungslärmrichtlinie in deutsches recht
umgesetzt. Zuständige behörden sind nach
§ 47 e abs. 1 bimschg die Kommunen oder
die nach landesrecht zuständigen behörden.
der stgb nrW konnte erreichen, dass das
land die lärmkarten aufstellt und diese den
städten und gemeinden kostenfrei zur Ver-
fügung stellt. 
für das land nordrhein-Westfalen geht das
nrW-umweltministerium davon aus, dass
eine lärmbelastung respektive lärmeinwir-
kung auf menschen von 70 db am tag und

60 db in der nacht grundsätzlich eine schwel-
le darstellt, ab der man sich mit der konkreten
lärmsituation auseinandersetzen muss. ob
eine solche lärmbelastung vorliegt, ergibt
sich aus der jeweiligen lärmkarte - im inter-
net unter www.umgebungslaerm.nrw.de
aufzurufen. ein lärmaktionsplan ist grund-
sätzlich dann aufzustellen, wenn die lärm-
situation komplex ist, indem beispielsweise
mehrere lärmquellen zusammenwirken. 
das Kernstück des lärmaktionsplans bildet
der maßnahmenteil. in betracht kommen
maßnahmen des aktiven lärmschutzes -
„aktiver“ schallschutz durch dämmung an
der lärmquelle -, maßnahmen zur Verrin-
gerung der schallübertragung - etwa schall-
schutzwände, lärmarmer asphalt -, maß-
nahmen der Verkehrsregelung und -be-
schränkung - beispielsweise geschwindig-
keitsbeschränkungen zur lärmminderung
- oder maßnahmen der Verkehrsplanung -
etwa der bau einer umgebungsstraße. 
die bisherigen erfahrungen haben gezeigt,
dass theorie und Praxis teilweise weit aus-
einander liegen. insbesondere fehlt den
städten und gemeinden ein rechtsinstru-
ment, um beispielsweise straßenbaulast-
träger zur umsetzung von lärmschutzmaß-
nahmen zu zwingen. insoweit hat der stgb
nrW das land nrW aufgefordert, sich auf
bundesebene dafür einzusetzen, dass das
bundesimmissionsschutzgesetz §§ 47 a bis
e in diesem Punkt ergänzt wird. anderenfalls
steht zu befürchten, dass die hohe erwar-
tungshaltung bei den lärmbetroffenen bür-
gerinnen und bürgern enttäuscht wird.
bei der Überarbeitung der freizeitlärm-richt-
linie für das land nrW konnte durch den

stgb nrW erreicht werden, dass ein sachge-
rechter interessenausgleich stattfindet zwi-
schen denjenigen, die sich durch lärm belästigt
fühlen, und denjenigen, die Veranstaltungen
durchführen oder besuchen möchten.

Klimaschutz

den städten und gemeinden kommt bei
der Verminderung des Co2-ausstosses eine
wichtige rolle zu. so können etwa der ener-
giebedarf, aber auch die betriebskosten öf-
fentlicher gebäude durch isolationsvergla-
sung, Wärmedämmung und effiziente Hei-
zungsanlagen erheblich vermindert werden.
energieeinspar-investitionen sind deshalb
als aktiver Klimaschutz voranzubringen -
nicht zuletzt, weil hierdurch auch arbeits-
plätze im mittelständischen Handwerk ge-
sichert und geschaffen werden. 
der stgb nrW setzt sich deshalb dafür ein,
dass auch städten und gemeinden im Haus-
haltssicherungskonzept nicht verwehrt wird,
rentierliche investitionen in den Klimaschutz
zu tätigen. denn refinanziert sich eine in-
vestition beispielsweise in eine neue Heizung
oder neue fenster in einem städtischen
gebäude durch einsparung bei den be-
triebskosten, trägt dies auch zur Haushalts-
konsolidierung bei. der stgb nrW hat des-
halb konstruktiv an der erarbeitung des
Klimaschutzplans für das land nrW mit-
gewirkt, der vielfältige maßnahmen zum
Klimaschutz und zur anpassung an den
Klimawandel vorsieht. 
der stgb nrW hat aber ebenso eingefordert,
dass keine Pflicht zur erstellung kommunaler
Klimaschutzkonzepte landesgesetzlich ver-

in Internetportal informiert über die wich-
tigsten Angebote und Aktivitäten gegen

Rechtsextremismus und Rassismus in Nord-
rhein-Westfalen. Bei www.nrweltoffen.de
finden Interessierte viele Beratungs- und
Weiterbildungsangebote sowie Informatio-
nen zu Projekten und Programmen. Vorge-
stellt werden unter anderem die Mobilen Be-
ratungsstellen gegen Rechtsextremismus,
die Beratungseinrichtungen für Opfer rechts-
extremer und rassistischer Gewalt sowie An-
gebote für Aussteiger/innen aus der rechts-
extremistischen Szene. Die Online-Informa-
tionsplattform ist Bestandteil des geplanten
integrierten Handlungskonzepts gegen
Rechtsextremismus und Rassismus für NRW
durch die Landesregierung. 

E
PORTAL GEGEN EXTREMISMUS UND RASSISMUS
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ankert wird. Vielmehr sollen städte und ge-
meinden durch beratung und Hilfestellung
auf dem Weg zu einem kommunalen Kli-
maschutzkonzept begleitet werden, welches
dann auch praktiziert wird. mit diesem an-
spruch wurde bereits im Jahr 2009 gemein-
sam mit dem umweltministerium nrW ein
„Klimanetzwerk“ ins leben gerufen und über
einen Zeitraum von drei Jahren betrieben.
dieses wurde ab 2012 als „Plattform Klima-
schutz nrW“ fortgeführt und wird nunmehr
mit unterstützung des nrW-umweltminis-
teriums in der „PlattformKlima“ der Kom-
munal agentur nrW - internet: www.platt-
form-klima. de - fortgesetzt. 
diese Plattform hat die aufgabe, insbesondere
kreisangehörige städte und gemeinden in
nrW in fragen des Klimaschutzes sowie der
anpassung an den Klimawandel zu unter-
stützen. dies geht nicht nur dahin, dass kom-
munale Klimaschutzkonzepte aufgestellt
werden, sondern ebenso, dass Hilfe angeboten
wird, maßnahmen konsequent umzusetzen.

Luftreinhaltung

mit der umsetzung der eu-luftqualitäts-
rahmenrichtlinie und ihrer tochterrichtlinien
durch die 39. Verordnung zum bundesim-
missionsschutzgesetz  ist die schadstoff-
belastung der luft im gebiet von nordrhein-
Westfalen regelmäßig durch messung oder
modellrechnung zu ermitteln und zu beur-
teilen. Wird eine unzulässig hohe belastung
festgestellt, ist ein so genannter luftrein-
halteplan (lrP) aufzustellen. Zuständig hier-

für sind in nordrhein-Westfalen die bezirks-
regierungen. 
der stgb nrW hat die einrichtung flächen-
deckender umweltzonen - auch für das ge-
samte ruhrgebiet - konstruktiv und kritisch
begleitet. Welche Kraftfahrzeuge in so ge-
nannten umweltzonen nicht mehr oder nur
ausnahmsweise fahren dürfen, wird unter
anderem in der 35. Verordnung zum bun-
desimmissionsschutzgesetz, der so genannten
Kfz-Kennzeichnungs-Verordnung, geregelt. 
Zur Vermeidung der feinstaub (Pm 10)-be-
lastung kommt es insbesondere zum einsatz
von dieselfahrzeu-
gen mit rußfilter
(euro 5-norm). der
stgb nrW hat in
der aktuellen dis-
kussion über die
stickstoffdioxid-
emissionen von
dieselfahrzeugen
(euro 5- und euro
6-norm) deutlich gemacht, dass in erster
linie die autohersteller gefordert sind, den
schadstoff-ausstoß durch nachrüstbare tech-
nik (Hardware-lösungen) zu senken. daher
stellen auch fahrverbote in umweltzonen
keine nachhaltige lösung dar.

Nachhaltigkeitsstrategie NRW

mit der neuauflage der nachhaltigkeits-
strategie des bundes im Jahr 2016 sowie
der Verabschiedung der 2030-agenda der
Vereinten nationen ist in der jüngeren Ver-

gangenheit auf na-
tionaler und inter-
nationaler ebene ein
neuer referenzrah-
men für die umset-
zung einer nachhal-
tigen entwicklung
entstanden. nord-
rhein-Westfalen hat
sich mit der Verab-
schiedung der nrW-
nachhaltigkeitsstra-
tegie am 14.06.2016
eigene Ziele gesetzt,
um die globalen
nachhaltigkeitsziele
umzusetzen. 
Kernstück der neu-
en strategie ist ein
Ziel- und indikato-
rensystem für 19
zentrale Handlungs-
felder, mit dem die

nrW-landesregierung meist bis zum Jahr
2030 ambitionierte Ziele für wichtige poli-
tische themen festlegt. den zentralen Hand-
lungs- und schwerpunktfeldern sind 70
Ziele zugeordnet, mit denen die nachhal-
tigkeitsstrategie umgesetzt werden soll. sie
reichen vom anteil erneuerbarer energien
bis zur einkommensverteilung sowie von
der recyclingquote bis zum anteil der Kom-
munen mit nachhaltigkeitsbeschlüssen.
der entwicklungsprozess der nrW-nach-
haltigkeitsstrategie wurde von zahlreichen
akteuren aus Zivilgesellschaft, Kommunen,

Kirchen, Verbänden, Wirtschaft
und Wissenschaft konstruktiv be-
gleitet. Kreise, städte und gemein-
den sowie die kommunalen spit-
zenverbände haben im „dialog
Chefsache nachhaltigkeit“ Verbes-
serungsvorschläge eingebracht.
dies hat unter anderem bewirkt,
dass die nachhaltigkeitsstrategie
nunmehr die leistungen der Kom-

munen würdigt sowie deren interessen
besser berücksichtigt. 
durch regelmäßige berichterstattung mit-
tels vorgegebener indikatoren soll die um-
setzung gemessen werden. mit der Veröf-
fentlichung der nachhaltigkeitsstrategie
sollte zudem ein erster indikatoren-bericht
vorgelegt werden. der stgb nrW konnte
darin zahlreiche kommunale Vorschläge
durchsetzen. so wurde beim indikator „Zu-
nahme der siedlungs- und Verkehrsfläche“
eine differenzierende darstellung der 
flächen-inanspruchnahme erreicht. ◼

Städte- und Gemeindebund
Nordrhein-Westfalen
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er stgb nrW-ausschuss für finanzen
und Kommunalwirtschaft kam zwi-

schen november 2014 und april 2017 ins-
gesamt siebenmal zusammen: am 12.11.

die ergebnisse der umfrage sind im sinne
aktiver Öffentlichkeitsarbeit genutzt wor-
den, um auf die gefahren für die kommu-
nale selbstverwaltung aufmerksam zu ma-
chen. 
fast 90 Prozent der stgb nrW-mitglieds-
kommunen gleichen ihren Haushalt aus,
indem sie eigenkapital - in gestalt der aus-

gleichsrücklage oder der allgemeinen
rücklage - abbauen. somit ist der ra-
sante Verzehr des eigenkapitals ein
weiteres indiz für die kommunale fi-
nanzmisere. bis ende 2017 werden 233
stgb nrW-mitgliedstädte und  -ge-
meinden ihre ausgleichsrücklage voll-
ständig aufgebraucht haben. Zwar hat
der stärkungspakt stadtfinanzen bei
den teilnehmenden Kommunen zu
einer gewissen entspannung beigetra-
gen. die gesamtlage bleibt dennoch
alarmierend. 19 stgb nrW-mitglieds-

kommunen haben bereits jetzt das eigen-
kapital vollständig aufgezehrt, eine weitere
Kommune erwartet die Überschuldung bis
2020.
auf der ertragsseite profitierte die gewer-
besteuer im berichtszeitraum von der guten
wirtschaftlichen entwicklung, wobei dies
bei den einzelnen städten und gemeinden
unterschiedlich ausgeprägt war. die stei-
genden gewerbesteuererträge in den zu-
rückliegenden Jahren zeigen, dass es ver-
bandspolitisch richtig war, für den erhalt
der gewerbesteuer zu kämpfen.
die strukturelle unterfinanzierung der kom-
munalen ebene spiegelt sich auch in den
steigenden Krediten zur liquiditätssicherung
wider. Zum Jahreswechsel 2016/2017 ver-
zeichneten die nrW-Kommunen einen neu-
en rekordstand an Kassenkrediten von 26,8
mrd. euro. Zudem ist seit 2012 die Ver-
schuldung durch anleihen und sonstige
Wertpapiere stetig gestiegen - auf rund
1,4 mrd. euro ende 2016. dies wird im
stand der Kassenkredite nicht abgebildet.
entscheidende ursache für die zunehmende
strukturelle unterfinanzierung der städte
und gemeinden ist der - seit langem nicht
mehr steuerbare - anstieg der sozialkosten.
die jährlichen aufwendungen für soziale
leistungen beliefen sich für die nrW-Kom-
munen im Jahre 2016 auf gut 19,4 mrd.
euro. dies entspricht gegenüber 2015 einem
Zuwachs von fast acht Prozent.

Mindestfinanzausstattung

die forderung nach einer angemessenen fi-
nanziellen mindestausstattung für die Kom-
munen steht seit vielen Jahren auf der
agenda des Verbandes. im berichtszeitraum
hat sich der stgb nrW auf allen ebenen
dafür eingesetzt, dass das land diesen an-
spruch erfüllt. anlässlich der beratungen
der Verfassungskommission des nrW-land-
tages, die sich unter anderem mit der kom-
munalen selbstverwaltung im rahmen der
landesverfassung und der umsetzung der
schuldenbremse in nordrhein-westfälisches
landesrecht befasste, veröffentlichten die
kommunalen spitzenverbände ein juristisches
gutachten des Verfassungsrechtlers Prof.
em. dr. Klaus lange zur frage der finanziellen
mindestausstattung für die Kommunen. 
lange kommt unter anderem zu dem er-
gebnis, dass die Kommunen aufgrund art.
28 abs. 2 grundgesetz gegenüber ihrem
bundesland einen anspruch auf finanzielle
mindestausstattung haben und dass dieser
anspruch nicht durch den Hinweis, dass die
Haushaltslage des landes schwierig sei, ein-
geschränkt werden kann.
das gutachten enthält die empfehlung, die
grundgesetzliche garantie einer finanziellen
mindestausstattung für die Kommunen in
der landesverfassung (lV) nrW zu verankern.
die kommunalen spitzenverbände haben
dementsprechend eine streichung des so
genannten leistungsfähigkeitsvorbehalts in
art. 79 abs. 3 lV gefordert, auf den sich die
Kommission indes nicht verständigen konnte.
inzwischen hat der Verfassungsgerichtshof
nrW in seinem urteil zum gfg 2011 seine
rechtsauffassung bekräftigt, wonach unge-
achtet der selbstverwaltungsgarantie des
art. 28 abs. 2 gg die Kommunen keinen -
nicht weiter relativierbaren - anspruch auf
finanzielle mindestausstattung haben.

Kommunaler Finanzausgleich

die finanzausgleichmasse ist wegen der gu-
ten einnahmen aus den Verbundsteuern
seit 2014 auf ein rekordvolumen angestiegen.
im gfg 2017 standen rund 10,64 mrd. euro
zur Verfügung. Zum Vergleich: im gfg 2015
waren es rund 9,67 mrd. euro. dabei sind
die strukturen der Verteilung im Wesentli-
chen unangetastet geblieben. aber es ergaben
sich zum teil deutliche Verschiebungen zwi-
schen den einzelnen Parametern aufgrund
der mittlerweile jährlich stattfindenden re-
gressionsrechnung, welche die gewichtung
der bedarfsparameter im kommunalen 

Finanzen und Steuern 
Ausschuss für Finanzen und 
Kommunalwirtschaft

D

2014 in Pulheim, am 29. und 30.04.2015
in Coesfeld, am 09.11.2015 in Paderborn,
am 03.02.2016 in düsseldorf als gemein-
same sondersitzung der finanzausschüsse
des städte- und gemeindebundes nrW
und des landkreistages nrW, am 24.05.
2016 in stolberg, am 29.09.2016 in gü-
tersloh und am 04.04.2017 in overath. 
ferner fanden sitzungen der arbeitsgruppe
„gfg“ und der arbeitsgruppe „nKf-evalu-
ierung“ statt. darüber hinaus gab es ad-
hoc-arbeitsgruppen und erfahrungsaus-
tausche zum Verfahrensstand in sachen
Westlb respektive rechtsnachfolger und
derivatgeschäfte sowie zu kommunalen
rWe-beteiligungen.

Finanzsituation

Während des berichtszeitraums gab es
trotz guter entwicklung der steuereinnah-
men und gestiegener schlüsselzuweisun-
gen keine grundlegende trendwende bei
den Kommunalfinanzen. insbesondere we-
gen ständig steigender soziallasten kann
keine entwarnung für die kommunalen
Haushalte gegeben werden. so zeigte die
Haushaltsumfrage des Verbandes für das
Jahr 2017, dass nur 41 mitgliedskommunen
einen strukturellen Haushaltsausgleich
schaffen. das bedeutet, dass den gesetzlich
geforderten normalzustand nur rund elf
Prozent der mitgliedskommunen erreichen.

Haushaltwirtschaftliche Lage 2017
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hältnismäßige Volumen des von den an-
geblich reichen Kommunen aufzubringenden
finanzierungsanteils sowie unter Würdigung
der tatsache, dass auch unter den abun-
danten Kommunen viele sind, die den Haus-
haltsausgleich nicht schaffen und zu einem
abbau des eigenkapitals gezwungen sind.
nach informationen der kommunalen spit-
zenverbände waren 2017 immerhin 21 der
80 zur solidaritätsumlage verpflichteten
städte und gemeinden - mehr als 25 Prozent -
verpflichtet, ein Haushaltssicherungskonzept
aufzustellen. 
durch das nachhaltige engagement des Ver-
bandes konnte zumindest bewirkt werden,
dass der Koalitionsvertrag von Cdu und fdP
vorsieht, die solidaritätsumlage ab 2018
abzuschaffen. im august 2016 war eine
Klage gegen die umlage vor dem nordrhein-
westfälischen Verfassungsgerichtshof ge-
scheitert.
auf der anderen seite ist aber zu betonen,
dass die befrachtung des jährlichen gfg bis
2020 alle finanzschwachen Kommunen be-
lastet - nicht zuletzt auch die stärkungs-
pakt-Kommunen. die beschlüsse des stgb
nrW-finanzausschusses wie auch des -Prä-
sidiums zu diesem thema haben sich deshalb
stets sowohl auf die solidaritätsumlage als
auch auf den finan-
zierungsanteil bezo-
gen, der von den
schlüsselzuweisungs-
berechtigten Kom-
munen im Wege des
Vorwegabzugs im
gfg aufzubringen ist. 
auf dieser linie lag
auch die formulie-
rung des stgb nrW-
forderungspapiers an
den neuen landtag
und die neue landes-
regierung, wonach
„die kommunale fi-
nanzierungsbeteili-
gung an möglichen Hilfen so gering wie
möglich gehalten werden“ muss. Vor diesem
Hintergrund fordert der stgb nrW die strei-
chung des Vorwegabzugs im gfg.
die auswirkungen des stärkungspakts stadt-
finanzen wurden für die erste stufe im sep-
tember 2014, für die zweite stufe im no-
vember 2015 und zuletzt für beide stufen
im dezember 2016 evaluiert. an der erstel-
lung der evaluierungsberichte wurden die
kommunalen spitzenverbände beteiligt. die
evaluierung kommt zu dem ergebnis, dass
die Konsolidierung im Wesentlichen plan-

finanzausgleich aus den tatsächlichen aus-
gaben ableitet. so hat in den vergangenen
Jahren die bedeutung des soziallastenan-
satzes stark zugenommen. 
der stgb nrW sieht allerdings seit langem
mängel im Verteilungssystem, die sich seit
Jahren zulasten der kreisangehörigen Kom-
munen auswirken. gemeinsam mit dem
landkreistag nrW tritt der Verband deshalb
nicht nur für eine anhebung der Verbund-
quote, sondern auch für fiktive Hebesätze
gestaffelt nach gemeindegrößenklasse für
die realsteuern sowie für eine stärkung der
schlüsselmasse der Kreise ein. dies würde
zur Verringerung von umlagelast und ge-
meindlicher schlüsselmasse führen, bei der
sich die Kommunen aber per saldo besser
stehen.

Stärkungspakt Stadtfinanzen

nachdem der nrW-landtag am 08.12.2011
das stärkungspaktgesetz verabschiedet hatte,
war auf die erste stufe mit 34 städten und
gemeinden ab dem Jahr 2012 eine zweite
stufe mit 27 Kommunen gefolgt. mit gesetz
vom 15.11.2016 wurde ab dem Jahr 2017
eine dritte und letzte stärkungspaktstufe
für fünf Kommunen zur freiwilligen teil-
nahme geschaffen. für den teilnehmerkreis
der dritten stufe wird letztmalig im Jahr
2022 eine Konsolidierungshilfe ausgezahlt. 
finanziert wird der stärkungspakt von land
und Kommunen gemeinsam. Zu einem fixen
landesbeitrag von 350 mio. euro jährlich
kommen die so genannten Komplementär-
mittel, die größtenteils von den Kommunen
aufgebracht werden. Von 2014 bis 2020 be-
tragen diese fast 300 mio. euro jährlich. seit
2016 sind rund 93 Prozent davon kommunal
finanziert worden - über einen abzug bei
der finanzausgleichsmasse des jährlichen
gfg in Höhe von 185 mio. euro und die so
genannte solidaritätsumlage nachhaltig
abundanter Kommunen in Höhe von rund
90 mio. euro. 
das land hat dagegen seinen anteil an den
Komplementärmitteln zulasten der Kom-
munen von rund 90 mio. euro jährlich in
den Jahren 2014 und 2015 auf rund 20 mio.
euro für die Jahre 2016 bis 2020 zurückge-
fahren. die ursprüngliche „spiegelung“ der
solidaritätsumlage im landeshaushalt ist
seit 2016 passé.
der stgb nrW hat stets betont, dass er die
solidaritätsumlage für überaus problematisch
und unter gesichtspunkten der gerechtigkeit
auch nicht für begründbar hält. dies gilt ins-
besondere mit blick auf das völlig unver-

mäßig verläuft. auch der aktuelle sachstand
weist in diese richtung.

Entlastung durch den Bund

beim thema entlastung durch den bund
hat sich im berichtszeitraum einiges getan.
im bereich der Kosten der unterkunft und
Heizung (Kdu) sowie bildung und teilhabe
entlastet der bund nach eigenen angaben
die Kommunen in den Jahren 2015 bis 2017
um mehr als 15 mrd. euro. Hinzu kommt
die vollständige Übernahme der Kdu für an-
erkannte asylsuchende in den Jahren 2016
bis 2018. in den zurückliegenden Jahren hat
der bund über verschiedene Kanäle außerdem
massiv in den ausbau und die Qualitäts-
steigerung der Kindertagesbetreuung inves-
tiert. in der grundsicherung im alter und
bei erwerbsminderung entlastet der bund
die Kommunen bis 2017 jährlich insgesamt
um sechs bis sieben mrd. euro. 
daneben wurden die Kommunen im Vorgriff
auf eine allgemeine bundesentlastung in
Höhe von fünf mrd. euro jährlich, die ab
2018 greifen wird, durch die so genannte
Übergangsmilliarde in den Jahren 2015 und
2016 um eine mrd. euro jährlich entlastet.
die so genannte aufgestockte Übergangs-

milliarde führt 2017 ferner zu einer entlastung
um 2,5 mrd. euro.
außerdem hat der bund 2015 einen mit 3,5
mrd. euro ausgestatteten Kommunal -
investitionsförderungsfonds zur stärkung
der investitionstätigkeit finanzschwacher
Kommunen und gemeindeverbände in den
bereichen infrastruktur und bildungsinfra-
struktur aufgelegt. gefördert werden inves-
titionen in den Jahren 2015 bis 2020. der
förderzeitraum wurde ende 2016 auf ini-
tiative der kommunalen spitzenverbände
hin verlängert. 

Verzehr der Ausgleichsrücklage



42 STÄDTE- UND GEMEINDERAT 11/2017

GESCHÄFTSBERICHT 2014-2017

vertikal über sonderbedarfsergänzungszu-
weisungen (sobeZ) des bundes erfolgen.
Zur berechnung der finanzkraft eines landes
wird künftig die kommunale finanzkraft zu
75 Prozent einbezogen. dies ist als tragfähiger
Kompromiss zu werten. insgesamt stehen
künftig alle bundesländer finanziell besser
da als in dem jetzigen modell.

Umsatzsteuer

ebenfalls viel bewegung gab es im bereich
der umsatzbesteuerung der öffentlichen
Hand. angesichts europäischer und nationaler
rechtsprechung sah sich der gesetzgeber
gezwungen, die umsatzbesteuerung der ju-
ristischen Personen des öffentlichen rechts
- und damit auch der Kommunen - grund-
legend neu zu fassen. ergebnis war ein seit
anfang 2017 geltender neuer § 2b umsatz-
steuergesetz. 
trotz erster erläuterungsansätze des bundes-
finanzministeriums ist noch vieles unklar.

entschärft wurde die si-
tuation aber dadurch, dass
auf antrag die geltung
der alten rechtslage bis
einschließlich 2020 gesi-
chert werden konnte - die
so genannte optionser-
klärung. Von dieser mög-
lichkeit haben beinahe
alle stgb nrW-mitglieds-

kommunen gebrauch gemacht.
der stgb nrW hat 2016 erfolgreich vier se-
minare durchgeführt, in denen neben der
alten auch die neue rechtslage erläutert
sowie insbesondere die spezifischen, mit
der rechtsumstellung zusammenhängenden
Übergangsprobleme diskutiert wurden. auf
bundesebene steht der dstgb in ständigem
Kontakt mit dem bundesfinanzministerium
und ist nachhaltig bemüht, neue rechts-
fragen zu klären und kommunalfreundliche
lösungen für problematische fälle zu fin-
den.

Kleine Kommunalsteuern

die örtlichen aufwandsteuern bildeten im
berichtszeitraum wiederum einen schwer-
punkt der beratungstätigkeit. anträge auf
genehmigung von steuersatzungen mit ei-
nem neuen steuergegenstand - sie bedürfen
nach Kommunalabgabengesetz nrW einer
genehmigung der landesregierung - sind
im berichtszeitraum nicht gestellt worden.
Wohl wurde angesichts der allseits ange-
spannten finanzlage in manchen räten über

der für nrW äußerst günstige anteil von
fast einem drittel der gesamtmittel wird
analog zu den schlüsselzuweisungen des
gfg verteilt. damit wird einerseits dem Kri-
terium der finanzschwäche rechnung ge-
tragen, zumal die Verteilung eines großteils
der mittel stark konzentriert wird. anderer-
seits wird der empfängerkreis nicht unver-
hältnismäßig eingeschränkt. der stgb nrW
konnte durchsetzen, dass eine orientierung
an anderen Kriterien wie etwa dem stand
der Kassenkredite oder Ähnlichem unterbleibt.
denn dies hätte einen erheblichen teil der
mittel dem kreisangehörigen raum entzogen. 
anfang Juni 2017 haben bundestag und
bundesrat beschlossen, den fonds um 3,5
mrd. euro zur investitionsstärkung finanz-
schwacher Kommunen und gemeindever-
bände bei der bildungsinfrastruktur aufzu-
stocken. nordrhein-Westfalen erhält abermals
fast ein drittel der gesamtmittel. die um-
setzung der förderung, insbesondere im
Hinblick auf die Verteilung innerhalb der
länder, ist dabei mit dem
abschluss einer Verwal-
tungsvereinbarung zwi-
schen bund und ländern
verknüpft. 
der stgb nrW hat zum 
einen verhindert, dass 
lediglich die Hälfte der
nrW- Kommunen mittel
aus dem Programm er-
halten würde. Zum anderen hat er sich 
mit blick auf die Zweckbindung dafür ein-
gesetzt, dass sich die Verteilung der mittel
am Programm „gute schule 2020“ orientiert
- hälftig nach schlüsselzuweisungen und
hälftig nach der bildungspauschale. insge-
samt ist festzuhalten, dass durch die Zu-
wendungen des bundes der dramatische
anstieg der sozialkosten durchaus gedämpft
wird. eine nachhaltige senkung der kom-
munalen belastung ist damit jedoch nicht
verbunden.

Bund-Länder-Finanzausgleich

nach langem ringen konnte ein Kompromiss
gefunden werden in der frage, wie es mit
dem bis 2020 geregelten bund-länder-fi-
nanzausgleich weitergeht. Künftig wird es
keinen direkten ausgleich der finanzkraft
zwischen den ländern mehr geben. auch
fällt der umsatzsteuervorwegausgleich weg. 
eine angleichung der unterschiedlichen fi-
nanzkraft der länder soll ab 2020 zum einen
horizontal über Zu- und abschläge bei der
umsatzsteuerverteilung und zum anderen

die einführung einer Katzensteuer oder Pfer-
desteuer diskutiert. 
die 2014 eingeführte Wettbürosteuer er-
heben bislang immerhin 34 stgb nrW-mit-
gliedskommunen. seit Juni 2017 sind auch
die durch gegenläufige entscheidungen meh-
rerer obergerichte verursachten Zweifel über
den zulässigen steuermaßstab ausgeräumt.
das bundesverwaltungsgericht hat den viel-
fach verwendeten flächenmaßstab verworfen
und sich stattdessen für den Wetteinsatz
als steuermaßstab ausgesprochen. 
im berichtszeitraum überarbeitet wurden
die mustersatzungen für die Hundesteuer,
für die Vergnügungssteuer und für die Zweit-
wohnungssteuer. im letzteren fall knüpft
der satzungsrechtliche Zweitwohnungsbegriff
nicht mehr an die tatsächlichen, sondern
an die melderechtlichen gegebenheiten an.
dies soll helfen, die Verwaltung zu entlas-
ten.

NKF - Haushaltsrecht

die nrW-landesregierung ist - dem vier-
jährigen Überprüfungsturnus unter mitwir-
kung der kommunalen spitzenverbände 
gemäß § 10 abs. 1 nKf-einführungsgesetz
folgend - verpflichtet, dem nrW-landtag
bis ende 2017 einen evaluationsbericht zum
nKf vorzulegen. Hierzu hat der stgb nrW
im laufenden Jahr wiederum eine umfang-
reiche stellungnahme abgegeben, die im
Vorfeld im arbeitskreis Haushaltsrecht er-
arbeitet worden war, und hat eine Vielzahl
von Vorschlägen unterbreitet - etwa zur be-
freiung von der Pflicht der aufstellung eines
gesamtabschlusses. bei der diskussion der
Vorschläge mit der landesregierung wurde
der stgb nrW von Praktiker/innen aus der
mitgliedschaft unterstützt.
Hervorzuheben ist überdies das thema ge-
samtabschlüsse. Wie Jahre zuvor schon für
Jahresabschlüsse hat der nrW-landtag 2015
ein gesetz zur beschleunigung der aufstellung
kommunaler gesamtabschlüsse erlassen.
dieses ermöglicht, dem gesamtabschluss
2015 die gesamtabschlüsse der Jahre 2011
bis 2014 lediglich als von bürgermeister
oder bürgermeisterin bestätigten entwurf
beizufügen. ursprünglich sollte das gesetz
mitte 2017 außer Kraft treten. dem stgb
nrW ist es jedoch gelungen, mit blick auf
diejenigen Kommunen, die wegen Überlas-
tung ihrer Verwaltung - vor allem im rahmen
der flüchtlingskrise - die genannten ab-
schlüsse nicht vorlegen konnten, ein Wei-
terbestehen des gesetzes bis mitte 2019 zu
erreichen. ◼

durch die Zuwendungen
des bundes wird 

der dramatische anstieg 
der sozialkosten 

durchaus gedämpft
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er stgb nrW begleitete im berichts-
zeitraum mehrere gesetzgebungsver-

fahren durch stellungnahmen, teilnahme an
sachverständigenanhörungen sowie gesprä-
che mit ministerien und landtagsfraktionen.
mit dem gesetz zur Änderung der gemein-
deordnung vom 03.02.2015 (gV. nrW. s.
208) wurde das Verfahren zur Wahl der ar-
beitnehmervertreter/innen durch die beschäf-
tigten neu geregelt. die im Kontext mit dieser
Änderung ebenfalls erlassene Verordnung
über das Verfahren für die Wahl der Vor-
schlagsliste der beschäftigten für die bestellung
von arbeitnehmerinnen- und arbeitnehmer-
vertretern in fakultative aufsichtsräte (avar-
WahlVo) vom 17.02.2015 (gV. nrW. s. 223)
regelt das Wahlverfahren im einzelnen. 
des Weiteren wurde die option eröffnet,
unter bestimmten Voraussetzungen auf-
sichtsratsmandate für arbeitnehmer/innen
mit externen Vertreter/innen zu besetzen.
durch den neu eingefügten § 108 b go wurde
darüber hinaus die möglichkeit geschaffen,
für einen befristeten Zeitraum anstelle der
drittelparität eine vollparitätische besetzung
des fakultativen aufsichtsrates bei der zu-
ständigen aufsichtsbehörde zu beantragen.
aus kommunaler sicht wichtig ist, dass durch
die gesetzesänderungen nur neue Hand-
lungsoptionen eröffnet wurden, von denen

aber kein gebrauch gemacht werden muss.
mit dem gesetz zur beschleunigung der auf-
stellung kommunaler gesamtabschlüsse und
zur Änderung kommunalrechtlicher Vor-
schriften vom 25.06.2015 wurde § 114 a
abs. 8 go dahingehend geändert, dass künftig
alle mitglieder des Verwaltungsrates einer
anstalt öffentlichen rechts (aör) vom rat
für die dauer der Wahlperiode gewählt wer-
den. damit wurde ein gleichklang der Wahl-
zeiten für die Verwaltungsratsmitglieder, die
dem rat angehören, und solche, die dem
rat nicht angehören, hergestellt.
ein schwerpunkt der tätigkeit war die rechts-
beratung der stgb nrW-mitgliedskommunen
sowie ihrer eigenbetriebe, aörs und gmbHs
in kommunalwirtschaftlichen fragen. der
stgb nrW tauscht sich zudem regelmäßig
zu allgemein interessierenden fragestellungen
mit der Kommunalabteilung des nrW-mi-
nisteriums für inneres und Kommunales,
jetzt ministerium für Heimat, Kommunales,
bau und gleichstellung, aus. 

Europäisches Beihilferecht

auch das europäische beihilferecht nimmt
in der rechtsberatung eine zunehmend wich-
tige rolle ein. die Kommunen stehen vor
der Herausforderung, sich mit den Problemen
des beihilferechts zu befassen. neben den
Vorgaben des Vertrages über die arbeitsweise

der europäischen union (aeuV) wurden von-
seiten der eu-Kommission mitteilungen und
Verordnungen zu einzelnen beihilfethemen
erlassen sowie leitfäden veröffentlicht. 

Umsetzung der Energiewende

aus kommunaler sicht sind akteursvielfalt
sowie klare und verlässliche rahmenbedin-
gungen grundvoraussetzung für die weitere
umsetzung der energiewende. stadtwerke
sind dabei unverzichtbare akteure beim
umbau der energieversorgungssysteme, da
sie eine dezentrale Versorgung garantieren.
gerade mit blick auf die anstehenden auf-
gaben der modernisierung und digitalisie-
rung der energienetze müssen daher inves-
titionssicherheit und gleiche Wettbewerbs-
bedingungen gewährleistet werden. 
eine leistungsfähige netzinfrastruktur ist
aus kommunaler sicht der schlüssel zur in-
tegration der rasch wachsenden erneuer-
baren energien in das gesamtsystem und
damit zum gelingen der energiewende ins-
gesamt. Zudem müssen die ausbauvorhaben
für Wind, solarenergie und biomasse mit
der bundesweiten netzausbauplanung in
einklang gebracht werden. für den ausbau
und umbau von Verteilnetzen besteht ein
erheblicher investitionsbedarf, da hier etwa
90 Prozent der erneuerbaren energien ein-
gespeist werden. auch werden weiterhin
konventionelle Kraftwerke zur sicherstel-
lung der Versorgung aufgrund des schwan-
kenden angebots an erneuerbaren energien
benötigt.

Kommunalwirtschaft
Wirtschaftliche Betätigung
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um bürger/innen und Kommunen besser in
die Planung der stromtrassen einzubinden,
bedarf es einer frühzeitigen beteiligung und
information durch die netzbetreiber über
die gesetzlich vorgesehenen Verfahren hinaus
- zu einem Zeitpunkt, in
dem noch einfluss auf
den trassenverlauf ge-
nommen werden kann.
so hat sich der stgb nrW
dafür eingesetzt, dass der
Übertragungsnetzbetrei-
ber amprion, der zusam-
men mit transnetbW den
teilweise durch nrW ver-
laufenden so genannten Korridor a plant,
die betroffenen städte und gemeinden 
frühzeitig in die Planung einbezieht. 
mit der novellierung des erneuerbare-ener-
gien-gesetzes (eeg 2017), der anreizregu-
lierungsverordnung (aregV), des Kraft-Wär-
me-Kopplungsgesetzes (KWKg), des strom-
marktgesetzes (strommarktg) und des 
gesetzes zur digitalisierung der energie-
wende (gdeW) respektive des messstellen-
betriebsgesetzes (mesbg) hat der gesetz-
geber im berichtszeitraum grundlegende
Weichen für den zukünftigen energiemarkt
gestellt. 
als wichtige neue instrumente hervorzuheben
sind die ausschreibungsverfahren zur er-
mittlung der Vergütung von erneuerbaren
energien, um die marktintegration der er-
neuerbaren energien voranzutreiben, sowie
der einbau intelligenter messsysteme und
moderner messeinrichtungen ab 2017 (smart
meter-rollout). der stgb nrW begleitet in
enger abstimmung mit dem dstgb und des-
sen übrigen mitgliedsverbänden den gesetz-
gebungs- und umsetzungsprozess zur ener-

giewende kritisch und konstruktiv durch stel-
lungnahmen zu den einzelnen gesetzesvor-
haben sowie Positionspapieren. 
steuern, abgaben und umlagen machen
2017 gut 54 Prozent des strompreises aus.

Hinzu kommen 24 Pro-
zent für netzentgelte. an-
gesichts dieser Zahlen
muss in der nächsten le-
gislaturperiode des bun-
destages diskutiert wer-
den, wie die energiewen-
de sinnvoll finanziert wer-
den kann, ohne die ener-
giepreise immer mehr zu

belasten. dazu gehört eine Überprüfung
der gesamten netzentgelt-systematik. 

Energiewirtschaftsgesetz

mit der novellierung der §§ 46 ff. energie-
wirtschaftsgesetz (enWg) durch das gesetz
zur Änderung von Vorschriften zur Vergabe
von Wegenutzungsrechten zur leitungs-
gebundenen energieversorgung vom
27.01.2017 wurde das Verfahren zur Vergabe
von strom- und gaskonzessionen auf eine
neue rechtsgrundlage gestellt. die kommu-
nalen spitzenverbände haben das gesetz-
gebungsverfahren eng begleitet. 
der stgb nrW hatte bereits im Vorfeld in
einer arbeitsgruppe der energiekartellbehörde
nrW mitgewirkt, die Vorschläge zu gesetz-
geberischen Änderungen erarbeitet hat. einige
forderungen des stgb nrW sind in dem ge-
setz berücksichtigt worden. Zu nennen sind
die Konkretisierung des auskunftsanspruchs
der Kommune gegenüber dem altkonzes-
sionär auf Herausgabe der relevanten netz-
daten, die festschreibung des ertragswert-

es bedarf einer 
frühzeitigen beteiligung
und information durch 
die netzbetreiber über 

die gesetzlichen 
Verfahren hinaus

verfahrens für die bewertung des netzes,
die Verpflichtung zur Weiterzahlung der Kon-
zessionsabgabe bis zur Übertragung des net-
zes auf den neukonzessionär sowie die so
genannte Präklusionsregel. nicht ausreichend
ist hingegen die gesetzliche ergänzung, dass
bei der auswahlentscheidung angelegen-
heiten der örtlichen gemeinschaft berück-
sichtigt werden können. Hier wäre eine deut-
liche stärkung der angelegenheiten der ört-
lichen gemeinschaft bei den auswahlkriterien
und deren gewichtung wünschenswert ge-
wesen. dies war aber nicht durchsetzbar. 

Erfahrungsaustausch und
Fortbildung

der erfahrungsaustausch „anstalt des öf-
fentlichen rechts“ hat im berichtszeitraum
sechsmal mit guter resonanz getagt. städte
und gemeinden, die eine aör gegründet
haben oder gründen wollen, diskutieren in
diesem erfahrungsaustausch Praxis- und
rechtsfragen dieser rechtsform. 
der erfahrungsaustausch „rekommunali-
sierung“, der im Herbst 2010 ins leben ge-
rufen worden war, hat im berichtszeitraum
viermal getagt. da die zunächst gute reso-
nanz seit dem Jahr 2015 zurückging, wird
der erfahrungstausch nicht weitergeführt. 
der stgb nrW bot zudem Veranstaltungen
zu wichtigen praxisrelevanten kommunal-
und energiepolitischen themen an. im be-
richtszeitraum wurden fachtagungen zu
den themen europäisches beihilferecht,
modernisierung der straßenbeleuchtung,
energieaudit nach §§ 8 ff. energiedienst-
leistungsgesetz, erneuerbare-energien-ge-
setz sowie novellierung des energiewirt-
schaftsgesetzes durchgeführt. ◼

ie von der Stadt Gütersloh initiier-
te Europäische Praktikumsbörse

ist vom Institut für europäische Part-
nerschaften und internationale Zusam-
menarbeit (IPZ) mit dem Europapreis
für das beste Jugendprojekt 2014 aus-
gezeichnet worden. IPZ-Vorstandsmit-
glied Josef Poqué (Foto 4. v. links)
übergab den Preis am 5. Mai 2015 an
Bürgermeisterin Maria Unger (5. v.
links) und EU-Referent Jörg Möllenbrock (links).
Dabei waren auch Vertreter/innen und Schüler/in-
nen der beteiligten Schulen aus Gütersloh sowie
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der französischen Partnerstadt Châteauroux. Im Rah-
men der Europäischen Praktikumsbörse haben Schü-
ler/innen ab 15 Jahre die Möglichkeit, den beruflichen

und gesellschaftlichen Alltag im Ausland kennenzu-
lernen. An dem Netzwerk beteiligen sich Partner-
städte und Schulen in sieben Ländern.
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Anhang A

Mitglieder des Städte- und Gemeindebundes NRW
359 Städte und Gemeinden mit 9,148 Millionen Einwohnern
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Eitorf
Elsdorf
Emmerich
Emsdetten
Engelskirchen
Enger
Ennepetal
Ennigerloh
Ense
Erftstadt
Erkelenz
Erkrath
Erndtebrück
Erwitte
Eschweiler
Eslohe
Espelkamp
Euskirchen
Everswinkel
Extertal

Finnentrop
Frechen
Freudenberg
Fröndenberg

Gangelt
Geilenkirchen
Geldern
Gescher
Geseke
Gevelsberg
Goch
Grefrath
Greven
Grevenbroich
Gronau
Gütersloh
Gummersbach

Haan
Halle
Hallenberg
Haltern
Halver
Hamminkeln
Harsewinkel
Hattingen
Havixbeck
Heek
Heiden
Heiligenhaus
Heimbach
Heinsberg
Hellenthal
Hemer
Hennef
Herdecke
Herscheid
Herten
Herzebrock-Clarholz
Herzogenrath
Hiddenhausen
Hilchenbach
Hilden
Hille
Hörstel
Hövelhof
Höxter
Holzwickede

Hopsten
Horn-Bad Meinberg
Horstmar
Hückelhoven
Hückeswagen
Hüllhorst
Hünxe
Hürtgenwald
Hürth

Ibbenbüren
Inden
Isselburg
Issum

Jüchen
Jülich

Kaarst
Kalkar
Kall
Kalletal
Kamen
Kamp-Lintfort
Kempen
Kerken
Kerpen
Kevelaer
Kierspe
Kirchhundem
Kirchlengern
Kleve
Königswinter
Korschenbroich
Kranenburg
Kreuzau
Kreuztal
Kürten

Ladbergen
Laer
Lage
Langenberg
Langenfeld
Langerwehe
Legden
Leichlingen
Lemgo
Lengerich
Lennestadt
Leopoldshöhe
Lichtenau
Lienen
Lindlar
Linnich
Lippetal
Lippstadt
Löhne
Lohmar
Lotte
Lübbecke
Lüdinghausen
Lügde
Lünen

Marienheide
Marienmünster
Marsberg
Mechernich
Meckenheim
Medebach

Meerbusch
Meinerzhagen
Menden
Merzenich
Meschede
Metelen
Mettingen
Mettmann
Möhnesee
Moers
Monheim
Monschau
Morsbach
Much

Nachrodt-Wiblingwerde
Netphen
Nettersheim
Nettetal
Neuenkirchen
Neuenrade
Neukirchen-Vluyn
Neunkirchen
Neunkirchen-Seelscheid
Nideggen
Niederkassel
Niederkrüchten
Niederzier
Nieheim
Nörvenich
Nordkirchen
Nordwalde
Nottuln
Nümbrecht

Ochtrup
Odenthal
Oelde
Oer-Erkenschwick
Oerlinghausen
Olfen
Olpe
Olsberg
Ostbevern
Overath

Paderborn
Petershagen
Plettenberg
Porta Westfalica
Preußisch Oldendorf
Pulheim

Radevormwald
Raesfeld
Rahden
Ratingen
Recke
Rees
Reichshof
Reken
Rheda-Wiedenbrück
Rhede
Rheinbach
Rheinberg
Rheine
Rheurdt
Rietberg
Rödinghausen
Rösrath
Roetgen

Velbert
Velen
Verl
Versmold
Vettweiß
Vlotho
Voerde
Vreden

Wachtberg
Wachtendonk
Wadersloh
Waldbröl
Waldfeucht
Waltrop
Warburg
Warendorf
Warstein
Wassenberg
Weeze
Wegberg
Weilerswist
Welver
Wenden
Werdohl
Werl
Wermelskirchen
Werne
Werther
Wesel
Wesseling
Westerkappeln
Wetter
Wettringen
Wickede
Wiehl
Willebadessen
Willich
Wilnsdorf
Windeck
Winterberg
Wipperfürth
Wülfrath
Würselen

Xanten

Zülpich

Außerordentliche Mitglieder 
des Städte- und Gemeindebundes
Nordrhein-Westfalen

Ahaus
Ahlen
Aldenhoven
Alfter
Alpen
Alsdorf
Altena
Altenbeken
Altenberge
Anröchte
Arnsberg
Ascheberg
Attendorn
Augustdorf

Bad Berleburg
Bad Driburg
Bad Honnef
Bad Laasphe
Bad Lippspringe
Bad Münstereifel
Bad Oeynhausen
Bad Salzuflen
Bad Sassendorf
Bad Wünnenberg
Baesweiler
Balve
Barntrup
Beckum
Bedburg
Bedburg-Hau
Beelen
Bergheim
Bergisch Gladbach
Bergkamen
Bergneustadt
Bestwig
Beverungen
Billerbeck
Blankenheim
Blomberg
Bönen
Borchen
Borgentreich
Borgholzhausen
Borken
Bornheim
Brakel
Breckerfeld
Brilon
Brüggen
Brühl
Bünde
Büren
Burbach
Burscheid

Coesfeld

Dahlem
Datteln
Delbrück
Detmold
Dinslaken
Dörentrup
Dormagen
Dorsten
Drensteinfurt
Drolshagen
Dülmen

U

Rommerskirchen
Rosendahl
Rüthen
Ruppichteroth

Saerbeck
Salzkotten
Sankt Augustin
Sassenberg
Schalksmühle
Schermbeck
Schieder-Schwalenberg
Schlangen
Schleiden
Schloß Holte-Stukenbrock
Schmallenberg
Schöppingen
Schwalmtal
Schwelm
Schwerte
Selfkant
Selm
Senden
Sendenhorst
Siegburg
Simmerath
Soest
Sonsbeck
Spenge
Sprockhövel
Stadtlohn
Steinfurt
Steinhagen
Steinheim
Stemwede
Stolberg
Straelen
Südlohn
Sundern
Swisttal

Tecklenburg
Telgte
Titz
Tönisvorst
Troisdorf

Übach-Palenberg
Uedem
Unna

STÄDTE- UND GEMEINDERAT 11/2017   45

GESCHÄFTSBERICHT 2014-2017

Städte- und Gemeindebund
Nordrhein-Westfalen

Landschaftsverband 
Rheinland
Kennedy-Ufer 2, 50679 Köln

Landschaftsverband 
Westfalen-Lippe
Freiherr-vom-Stein-Platz 1
48133 Münster

Regionalverband Ruhr
Kronprinzenstraße 35 
45128 Essen

Erftverband
Paffendorfer Weg 42 
50126 Bergheim

Landesverband Lippe
Schlossstraße 18 
32657 Lemgo

Rheinische 
Versorgungskassen
Mindener Straße 2 
50679 Köln

ASTO Abfall-Sammel- 
und Transportverband
Moltkestraße 2 
51643 Gummersbach



     Mitglieder der CDU                                                                        AG                           Stellvertretende Mitglieder der CDU
1.   Fraktionsvorsitzender             Flüshöh, Schwelm                                     Arn                             Bürgermeister                           Dahlhaus, Breckerfeld
2.   Bürgermeister                         Böckelühr, Schwerte                                 Arn                             Bürgermeister                           Dahlhoff, Bad Sassendorf
3.   Bürgermeister                         Clemens, Wenden                                     Arn                             Fraktionsvorsitzende                 Dröge-Middel, Lünen
4.   Bürgermeister                         Nesselrath, Meinerzhagen                        Arn                             Bürgermeisterin                        Voßloh, Werdohl
5.   Bürgermeister                         Ewers, Burbach                                         Arn                             Bürgermeister                           Wessel, Erwitte
6.   Bürgermeister                         Grossmann, Werl                                      Arn                             Stv. Bürgermeisterin                  Mackensen, Soest
7.   Bürgermeister                         Halbe, Schmallenberg                               Arn                             Fraktionsvorsitzender                Kaiser MdL, Arnsberg
8.   Bürgermeister                         Kersting, Eslohe                                        Arn                             Stv. Bürgermeister                     Lausmann, Holzwickede
9.   Bürgermeister                         Hollstein, Dr., Altena                                 Arn                             Bürgermeister                           Fischer, Olsberg
10. Bürgermeister                         Péus, Bestwig                                           Arn                             Bürgermeister                           Weber, Olpe
11. Bürgermeister                         Deppe, Bad Driburg                                  Det.                            Bürgermeister                           Berger, Salzkotten
12. Bürgermeister                         Berens, Hövelhof                                       Det.                            Ratsmitglied                              Mertens, Paderborn
13. Bürgermeister                         Erichlandwehr, Schloß Holte-StukenbrockDet.                            Bürgermeister                           Mettenborg, Rheda-Wiedenbrück
14. Bürgermeister                         Schulz, Gütersloh                                      Det                             Bürgermeister                           Liebrecht, Lage
15. Bürgermeister                         Koch, Bünde                                              Det.                            Bürgermeister                           Honsel, Dr., Rahden
16. Bürgermeister                         Esken, Verl                                                Det.                            Bürgermeister                           Vieker, Espelkamp
17. Bürgermeister                         Meier, Kirchlengern                                  Det.                            Ratsmitglied                              Führing, Lemgo
18. Bürgermeister                         Temme, Brakel                                          Det.                            Bürgermeister                           Vidal-Garcia, Nieheim
19. Bürgermeister                         Wulf, Dr., Augustdorf                                Det.                            Bürgermeister                           Torke, Steinheim
20. Bürgermeister                         Gerwers, Rees                                           Düs                             1. Beigeordneter                       Semmler, Kaarst
21. Bürgermeister                         Rübo, Kempen                                          Düs                             Bürgermeister                           Görtz, Xanten
22. Bürgermeister                         Schultz, Erkrath                                         Düs                             Fraktionsvorsitzender                Elsemann, Sonsbeck
23. Bürgermeister                         Heyes, Willich                                           Düs                             Bürgermeister                           Pesch, Schwalmtal
24. Bürgermeister                         Goßen, Tönisvorst                                     Düs                                                                             N.N.
25. Bürgermeister                         Kaiser, Geldern                                         Düs                             Bürgermeister                           Weber, Uedem
26. Bürgermeisterin                      Mielke-Westerlage, Meerbusch                Düs                             Beigeordnete                             Kaspar, Voerde
27. Stv. Bürgermeister                  Mölleken, Voerde                                      Düs                             Bürgermeister                           Francken, Weeze
28. Bürgermeister                         Schneider, Langenfeld                               Düs                                                                             N.N.
29. Bürgermeister                         Lukrafka, Velbert                                      Düs                             Bürgermeister                           Schmidt, Sonsbeck
30. Bürgermeisterin                      Preiser-Marian, Bad Münstereifel             Köln                            Stv. Bürgermeister                     Büscher, Rösrath
31. Bürgermeister                         Corsten, Selfkant                                       Köln                            Ratsmitglied                              Kraus, Bergisch Gladbach
32. Bürgermeister                         Frantzen, Titz                                            Köln                            Bürgermeister                           Schrammen, Waldfeucht
33. Bürgermeister                         Büscher, Much                                          Köln                            Ratsmitglied                              Weck, Königswinter
34. Bürgermeister                         Krybus, Lohmar                                         Köln                            Bürgermeister                           Wirtz, Königswinter
35. Bürgermeister                         Helmenstein, Gummersbach                     Köln                            Bürgermeister                           Spilles, Meckenheim
36. Bürgermeister                         Jungnitsch, Übach-Palenberg                    Köln                            Ratsmitlied                                Grün, Linnich
37. Bürgermeister                         Dieder, Heinsberg                                     Köln                            Bürgermeister                           Jansen, Hückelhoven
38. Bürgermeister                         Koester, Waldbröl                                     Köln                            Ratsmitglied                              Voussem, Euskirchen
39. Bürgermeister                         Mombauer, Rösrath                                  Köln                            Bürgermeisterin                        Ritter, Monschau
40. Bürgermeisterin                      Kalkbrenner, Swisttal                                Köln                            Bürgermeister                           Vehreschild, Niederkassel
41. Bürgermeister                         Loskill, Ruppichteroth                               Köln                            Fraktionsvorsitzender                Schölgens, Alfter
42. Bürgermeister                         Redenius, Nümbrecht                                Köln                            1. Beigeordneter                       Knauber, Dr., Rheinbach
43. Bürgermeister                         Schick, Dr., Mechernich                             Köln                            Bürgermeister                           Hermanns, Simmerath
44. Bürgermeister                         Schumacher, Dr., Alfter                             Köln                            Bürgermeister                           Huhn, Siegburg
45. Bürgermeister                         Schumacher, St. Augustin                         Köln                            Ratsmitglied                              Peters, Eschweiler
46. Bürgermeister                         Kellermeier, Recke                                    Mün                            Bürgermeister                           Krabbe, Metelen
47. Bürgermeister                         Borgmann, Lüdinghausen                         Mün                            Bürgermeister                           Risthaus, Dr., Ascheberg
48. Bürgermeister                         Holtwisch, Dr., Vreden                              Mün                            Bürgermeister                           Vedder, Südlohn
49. Bürgermeister                         Kleweken, Legden                                     Mün                            Bürgermeister                           Deitert, Reken
50. Bürgermeister                         Klimpel, Haltern                                        Mün                            Bürgermeister                           Kerkhoff, Gescher
51. Bürgermeister                         Stockhoff, Dorsten                                    Mün                            Bürgermeister                           Könning, Stadtlohn
52. Bürgermeister                         Wenking, Horstmar                                   Mün                            Bürgermeister                           Annen, Ostbevern
53. Bürgermeister                         Öhmann, Coesfeld                                    Mün                            Bürgermeister                           Uphoff, Sassenberg
54. Bürgermeister                         Streffing, Sendenhorst                              Mün                            Beigeordneter                           Robers, Dr., Coesfeld
55. Ratsmitglied                           Steffers, Ochtrup                                       Mün                            Bürgermeister                           Linke, Warendorf
Mitglieder der SPD                                                                              AG                           Stellvertretende Mitglieder der SPD
1.   Bürgermeister                         Hupe, Kamen                                            Arn                             Bürgermeister                           Bartsch, Dr., Brilon
2.   Fraktionsvorsitzende              Ibrom, Altena                                            Arn                             Bürgermeister                           Brosch, Halver
3.   Bürgermeister                         Pospischil, Attendorn                                Arn                             Ratsmitglied                              Schmidt, Meinerzhagen
4.   Ratsmitglied                           Kaufung, Arnsberg                                    Arn                             Stv. Bürgermeister                     Möller, Lünen
5.   Bürgermeister                         Kolter, Unna                                              Arn                             Ratsmitglied                              Zaremba, Lippstadt
6.   Bürgermeister                         Hasenberg, Wetter (Ruhr)                         Arn                             Ratsmitglied                              Heidler, Kamen
7.   Stv. Bürgermeister                  Stache, Werl                                              Arn                             Stv. Fraktionsvorsitzender         Sieren, Marsberg
8.   Fraktionsvorsitzender             Bruschke, Möhnesee                                 Arn                             Bürgermeister                           Kiß, Kreuztal
9.   1. Beigeordneter                     Hoffmann, Hilchenbach                            Arn                             Bürgermeister                           Löhr, Selm
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10. Bürgermeister                        Schemmel, Leopoldshöhe                         Det                             Bürgermeister                           Poggemöller, Löhne
11. Bürgermeister                        Fischer, Höxter                                          Det                             Bürgermeister                           Heller, Detmold
12. Bürgermeister                        Schweiß, Hille                                           Det                             Bürgermeister                           Thomas, Bad Salzuflen
13. Bürgermeister                        Meyer, Enger                                             Det                             Bürgermeister                           Dumcke, Spenge
14. Bürgermeister                        Rolfsmeyer, Hiddenhausen                       Det                             Bürgermeister                           Vortmeyer, Rödinghausen
15. Bürgermeisterin                     Rodenbrock-Wesselmann, Halle               Det                             Bürgermeisterin                        Amsbeck-Dopheide, Harsewinkel
16. Bürgermeister                        Wessels, Altenbeken                                 Det                             Ratsmitglied                              Henze, Paderborn
17.                                                N.N.                                                          Düs                             Stv. Bürgermeister                     Eimer, Meerbusch
18. Bürgermeisterin                     Alkenings, Hilden                                      Düs                             Fraktionsvorsitzender                Lorenz, Uedem
19. Bürgermeister                        Lierenfeld, Dormagen                               Düs                                                                              N.N.
20. Bürgermeister                        Hinze, Emmerich                                       Düs                             Stv. Bürgermeister                     Störmer, Hamminkeln
21. Ratsmitglied                          Hornemann, Wesel                                    Düs                             Bürgermeister                           Heidinger, Dr., Dinslaken
22. 1. Beigeordneter                    Müllmann, Dr., Kamp-Lintf.                       Düs                             Stv. Bürgermeister                     Jungbluth, Issum
23. Vorstand AöR                        Rötters, Moers                                          Düs                             Bürgermeister                           Haarmann, Voerde
24. Ratsmitglied                          Böse, Dr., Swisttal                                     Köln                            Ratsmitglied                              Leonhardt, Eschweiler
25. Bürgermeister                        Solbach, Bedburg                                      Köln                            Bürgermeister                           Klauss, Roetgen
26. Bürgermeister                        Karthaus, Dr., Engelskirchen                     Köln                            Fraktionsvorsitzender                Meyer, Kerpen
27.                                                N.N.                                                          Köln                            Bürgermeister                           Esser, Wesseling
28. Bürgermeister                        Henseler, Bornheim                                  Köln                            Bürgermeisterin                        Sander, Neunkirchen-Seelscheid
29. Ratsmitglied                          Kehren, Erkelenz                                       Köln                            Stv. Fraktionsvorsitzender         Schlömer, Overath
30. Bürgermeister                        Lehmann, Windeck                                   Köln                            Fraktionsvorsitzender                Renner, Hürth
31. Ratsmitglied                          Kupich, Rösrath                                         Köln                            Kämmerer                                 Kaever, Eschweiler
32. Bürgermeister                        Stock, Wegberg                                         Köln                            Ratsmitglied                              Stenger, Windeck
33. Bürgermeister                        Nelles, Würselen                                       Köln                            Ratsmitglied                              Katzenberger, Bad Honnef
34. Ratsmitglied                          Holz-Schöttler, Bergisch Gladbach            Köln                            Ratsmitglied                              Köster, Roetgen
35. Bürgermeister                         Lülf, Ennigerloh                                         Mün                            Bürgermeister                           Streit, Tecklenburg
36. Bürgermeister                         Pohlmann, Hopsten                                  Mün                            Bürgermeister                           Geukes, Isselburg
37. Fraktionsvorsitzende              Seitz-Dahlkamp, Sendenhorst                   Mün                            Fraktionsvorsitzende                 Raupach, Reken
38. Fraktionsvorsitzender             Sievert, Metelen                                        Mün                            Bürgermeister                           Lammers, Lotte
39. Fraktionsvorsitzender             Fragemann, Dorsten                                 Mün                            Stv. Fraktionsvorsitzender         Baune, Dorsten
40. Fraktionsvorsitzender             Gausebeck, Nottuln                                  Mün                            Ratsmitglied                              Fender, Nottuln
Mitglieder der FDP                                                                               AG                           Stellvertretende Mitglieder der FDP AG
1.   Ratsmitglied                           Engelking, Porta Westfalica                      Det                             Ratsmitglied                              Heimel, Wilnsdorf Arn
2.   Fraktionsvorsitzende              Wolf-Kluthausen, Korschenbroich             Düs                             Fraktionsvorsitzender                Rauw, Hellenthal Köln
3.   Fraktionsvorsitzender             Ruppert, Haan                                           Düs                             Techn. Beigeordneter                Krantz, Goch Düs
4.   Fraktionsvorsitzende              Hanning, Ratingen                                    Düs                             Fraktionsvorsitzender                Gerrath, Halver Arn
5.                                                  N.N.                                                          Köln                            Bürgermeisterin                        Bögel-Hoyer, Steinfurt Mün
6.   Fraktionsvorsitzende              Pitz, Brühl                                                 Köln                            Fraktionsvorsitzender                Erkes, Kerpen Köln
7.   Fraktionsvorsitzender             Walter, Nottuln                                         Mün                                                                             N.N. Arn
Mitglieder von Bündnis 90/Die Grünen                                               AG                           Stellvertretende Mitglieder von Bündnis 90/Die Grünen AG
1.   Ratsmitglied                           Wolf-Sedlatschek, Lichtenau                     Det                             Ratsmitglied                              Scheerer, Bergisch Gladbach Köln
2.   Fraktionsvorsitzender             Pohl, Dr., Lemgo                                       Det                             Fraktionsvorsitzende                 Niemann-Hollatz, Gütersloh Det
3.   Fraktionsvorsitzender             Schröder, Spenge                                      Det                             Ratsmitglied                              Messing, Rhede Mün
4.   Ratsmitglied                           Lamprecht, Grefrath                                  Düs                             Fraktionsvorsitzende                 Konias, Mechernich Köln
5.   Fraktionsvorsitzender             Gaumitz, Kaarst                                        Düs                             Ratsmitglied                              Altenhein, Sprockhövel Arn
6.   Fraktionsvorsitzender             Schollmeyer, Rheinbach                            Köln                            Ratsmitglied                              Brendieck, Goch Düs
7.   Fraktionsvorsitzender             Windhuis, Alfter                                        Köln                            Ratsmitglied                              Henrichs, Stadtlohn Mün
8.   Fraktionsvorsitzender             Löhring, Ahaus                                          Mün                            Ratsmitglied                              Küffner, Lohmar Köln
9.   Ratsmitglied                           Bay, Kleve                                                 Mün                            Beigeordneter                           Fritz, Wesel Düs
10. Ratsmitglied                           Blümer, Drensteinfurt                                Mün                            Ratsmitglied                              Reinert, Dülmen Mün
11. Ratsmitglied                           Honold-Ziegahn, Erkelenz                         Köln                            Fraktionsvorsitzender                Heinz-Fischer, Schwerte Arn
12. Fraktionsvorsitzender             Krüger, Neuenkirchen                               Mün                            Ratsmitglied                              Effkemann, Gescher Mün
Mitglieder Freie Wähler                                                                       AG                           Stellvertretende Mitglieder Freie Wähler AG
1.   Fraktionsvorsitzende              Dietz, Gevelsberg                                      Arn                             Fraktionsvorsitzender                Linde, Bad Berleburg Arn
2.   Bürgermeisterin                      Mittag, Langenberg                                  Det                             Ratsmitglied                              Sieker, Spenge Mün
3.   Fraktionsvorsitzender             Rehse, Wermelskirchen                             Köln                            Ratsmitglied                              Herring, Mechernich Köln
4.   Fraktionsvorsitzender             Stinner, Wiehl                                           Köln                            Ratsmitglied                              Niederhäuser, Würselen Köln
Mitglieder Die Linke                                                                            AG                           Stellvertretende Mitglieder Die Linke AG
1.   Ratsmitglied                           Napp, Moers                                             Düs                             Ratsmitglied                              Huff, Sundern Arn
2.   Ratsmitglied                           Jungblut, Baesweiler                                 Düs                             Ratsmitglied                              Fenzlein, Soest Düs
Außerordentliche Mitglieder
1.   Direktorin                               Lubek, Ulrike                                             Landschaftsverband Rheinland, Köln
2.   Direktor                                  Löb, Matthias                                            Landschaftsverband Westfalen-Lippe, Münster
3.   Vorstand                                 Engelhardt, Norbert                                  Erftverband, Bergheim
4.   Regionaldirektorin                  Geiß-Netthöfel, Karola                              Regionalverband Ruhr, Essen
5.   Verbandsvorsteherin              Peithmann, Anke                                      Landesverband Lippe, Lemgo
6.   Stv. Geschäftsführer               Freund, Miguel                                          Rheinische Versorgungskassen für Gemeinden  
                                                                                                                     und Gemeindeverbände, Köln
7.   Geschäftsführer                      Rösner, Burkhard                                      Abfall- Sammel- und Transportverband Oberberg (ASTO)
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Präsident Bürgermeister Dr. Eckhard Ruthemeyer, Soest
Erster Vizepräsident Bürgermeister Roland Schäfer, Bergkamen 
Vizepräsident Bürgermeister Dietmar Heß, Finnentrop
Vizepräsidentin Bürgermeisterin Marion Weike, Werther
Vizepräsidentin Fraktionsvorsitzende Beate Schirrmeister-Heinen, Erkelenz
Mitglieder Stellvertretende Mitglieder

CDU CDU
1. Bürgermeister Heß, Finnentrop Bürgermeister Böckelühr, Schwerte
2. Bürgermeister Ruthemeyer, Dr., Soest Bürgermeister Schulz, Gütersloh

3. Bürgermeister Sommer, Lippstadt Bürgermeister Erichlandwehr, Schloß Holte-Stukenbrock

4. Bürgermeister Dreier, Paderborn Bürgermeister Austermann, Dr., Lemgo

5. Bürgermeister Heinisch, Dr., Heiligenhaus Bürgermeister Lüttmann, Dr., Rheine

6. Bürgermeister Zillikens, Jüchen Bürgermeister Gerwers, Rees

7. Bürgermeister Linkens, Prof. Dr., Baesweiler Bürgermeister Hürtgen, Zülpich

8. Bürgermeister Urbach, Bergisch Gladbach Bürgermeister Wagner, Nettetal

9. Fraktionsvorsitzender Kleerbaum, Dülmen Bürgermeister Stockhoff, Dorsten

10. Bürgermeister Strothmann, Dr., Beckum Bürgermeister Öhmann, Coesfeld

SPD SPD
11. Bürgermeister Schäfer, Bergkamen Bürgermeister Pospischil, Attendorn

12. Fraktionsvorsitzender Ehlert, Erkrath Bürgermeister Krützen, Grevenbroich

13. Bürgermeister Heller, Detmold Bürgermeister Sonders, Alsdorf

14. Bürgermeister Landscheidt, Prof. Dr., Kamp-Lintfort Bürgermeister Lierenfeld, Dormagen

15. Bürgermeister Bertram, Eschweiler Bürgermeisterin Amsbeck-Dopheide, Harsewinkel

16. Bürgermeister Freytag, Brühl Bürgermeister Stock, Wegberg

17. Bürgermeister Bergmann, Nordkirchen Stv. Bürgermeister Letzel, Herten

FDP FDP
18. Bürgermeister Abruszat, Stemwede Fraktionsvorsitzender Pitz, Brühl

Bd.90/Die Grünen Bd.90/Die Grünen
19. Fraktionsvorsitzender Held, Altena Fraktionsvorsitzender Gaumitz, Kaarst

20. Bürgermeister Pieper, Telgte 1. Beigeordneter Thormann, Dr., Warendorf

21. Fraktionsvorsitzende Schirrmeister-Heinen, Erkelenz Fraktionsvorsitzender Löhring, Ahaus

Im Übrigen setzt sich das Präsidium wie folgt zusammen:
Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaften Stellvertretende Vorsitzende der AG

22. Bürgermeister Jacobi, Gevelsberg (SPD) Bürgermeister Hollstein, Dr., Altena (CDU)

23. Bürgermeisterin Weike, Werther (SPD) Bürgermeister Stickeln, Warburg (CDU)

24. Bürgermeister Fleischhauer, Moers (CDU) Bürgermeister Landscheidt, Prof. Dr., Kamp-Lintfort (SPD)

25. Bürgermeister Raetz, Rheinbach (CDU) Bürgermeister Nelles, Würselen (SPD)

26. Bürgermeister Moenikes, Emsdetten  (CDU) Bürgermeister Bergmann, Nordkirchen (SPD)

Vorsitzender AK Mittelstadt Stellvertretender Vorsitzender AK Mittelstadt

27. Bürgermeister Friedl, Dr., Euskirchen (CDU) Bürgermeister Thomas, Bad Salzuflen (SPD)

Hauptgeschäftsführer Stellvertretende

28. Hauptgeschäftsführer Schneider, Dr., StGB NRW (CDU) Geschäftsführer Gerbrand, StGB NRW (SPD)

Kooptierte Mitglieder Stellvertretende Kooptierte Mitglieder

29. Abgeordneter Kuper MdL (CDU) Abgeordneter Haase MdB (CDU)

30. Abgeordneter Nettelstroth MdL (CDU) Bürgermeister Jansen, Erkelenz (CDU)

31. Abgeordnete Fasse MdL (CDU) Bürgermeister Lukrafka, Velbert (CDU)

32. Abgeordneter Kramer MdL (SPD) Abgeordneter Dahm MdL (SPD)

33. Abgeordnete Zentis MdL (Bd.90/Gr.) Abgeordneter Rüße MdL (Bd.90/Gr.)

Beratende Mitglieder Stellvertretende Beratende Mitglieder

34. Bürgermeister Grosche, Medebach (CDU) Bürgermeister von den Driesch, Herzogenrath (CDU)

35. Bürgermeister Vogel, Arnsberg (CDU) Bürgermeister Kellermeier, Recke (CDU)

36. Bürgermeister Weber, Uedem (CDU) Bürgermeister Ahls, Alpen (CDU)

37. Bürgermeister Heidinger, Dr., Dinslaken (SPD) Bürgermeister Streit, Tecklenburg (SPD)

38. Bürgermeisterin Westkamp, Wesel (SPD) Abgeordnete Hammelrath MdL (SPD)
39. Abgeordneter Höne MdL (FDP) N.N. (FDP)

Gast Bürgermeister                  Thegelkamp, Wadersloh Stellvertreter Bürgermeister Persian, Hückeswagen

Ständige Gäste Landesgeschäftsführer    Daldrup, SGK NRW, Düsseldorf

Geschäftsführer               vom Berg, VLK NRW, Düsseldorf

Geschäftsführer               Wilke, GAR NRW, Düsseldorf
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2. Ausschuss für Schule, Kultur und Sport
Vorsitzender: Bürgermeister Gerwers, Rees (CDU)

Stellv. Vorsitzender: 1. Beigeordneter Dr. Müllmann, Kamp-Lintfort

Mitglieder                                    AG       Stellvertreter                               AG
CDU                                                            CDU
HBM      Wessel, Erwitte                     Arn       HBM      Eickler, Winterberg             Arn

FV          Heckmann, Unna                  Arn       StvFV     Schmid, Werne                   Arn

HBM      Deppe, Bad Driburg              Det        RM        Wieners, Delbrück               Det

BG         Walter, Paderborn                 Det        1. BG       Gebauer, 

                                                                                     Schloß Holte-Stukenbr.       Det

HBM      Gerwers, Rees                      Düs       HBM      Schultz, Erkrath                  Düs

1. BG     Heesch, Grevenbroich           Düs       HBM      Kaiser, Geldern                   Düs

StvBM    Tondorf, Velbert                   Düs       1. BG     Schell, Wiehl                      Köln

HBM      Ritter, Monschau                 Köln       FBL        Mauermann, Much            Köln

1. BG     Knauber, Dr., Rheinbach      Köln       RM        Mahlberg, Königswinter    Köln

1. BG     Gotzen, Dr., Erkelenz          Köln       HBM      Jansen, Erkelenz                Köln

HBM      Borgmann, Lüdinghausen     Mün       FBL        Cappenberg, Beckum        Mün

HBM      Möllering, Neuenkirchen     Mün       HBM      Seidel, Everswinkel            Mün

SPD                                                            SPD
1. Ausschuss für Recht, Personal und

Organisation

Vorsitzender: Bürgermeister Bertram, Eschweiler (SPD)

Stellv. Vorsitzender: Bürgermeister Hollstein, Dr., Altena (CDU)

Mitglieder                                      AG       Stellvertreter                               AG

CDU                                                           CDU

HBM     Hollstein, Dr., Altena     Arn       HBM    Grossmann, Werl                 Arn

FV         Meiberg, Soest                                   Arn       HBM  Berger, Salzkotten      Det

HBM     Böckelühr, Schwerte        Arn       HBM    Bluhm, Willebadessen          Det

1. BG    Venherm, Paderborn        Det       HBM    Meyer-Hermann, Versmold  Det

HBM     Wagner, Nettetal             Düs       HBM     Grüttemeier, Dr., Stolberg    Düs

HBM     Heinisch, Dr., Heiligenhaus Düs        HBM     Gerwers, Rees                      Düs

HBM     Pracht, Nettersheim             Köln       HBM     Winkens, Wassenberg        Köln

HBM     von den Driesch,                                

            Herzogenrath                       Köln       
1. BG    Winckler, Euskirchen          Köln

HBM     Raetz, Rheinbach              Köln       1. BG    Lübken, Sankt Augustin      Köln

HBM     Dieder, Heinsberg             Köln       HBM     Caplan, Burscheid               Köln

BG        Robers, Dr., Coesfeld        Mün       FV         Kleerbaum, Dülmen           Mün

HBM     Holtwisch, Vreden            Mün       HBM     Risthaus, Dr., Ascheberg    Mün

SPD                                                            SPD

HBM     Jacobi, Gevelsberg                 Arn       HBM     Brosch, Halver                      Arn

HBM     Hupe, Kamen                         Arn       HBM     Gronau, Erndtebrück            Arn

HBM     Geise, Blomberg                     Det       HBM     Meyer, Enger                        Det

BG        Krumbein, Dormagen            Düs       FV         Angenendt, Kevelaer           Düs

StvBM   Gietemann, Kleve                  Düs       RM       Lorenz, Uedem                     Düs

HBM     Bertram, Eschweiler             Köln       HBM     Stock, Wegberg                  Köln

HBM     Henseler, Bornheim              Köln       RM       Bachmann, Rösrath            Köln

FBL       Urch-Sengen, Beckum          Mün       HBM     Dora, Datteln                       Mün

FDP                                                            FDP

FV         Pitz, Brühl                             Mün       FV         Ruppert, Haan                     Düs

Bündnis 90/Grüne                                      Bündnis 90/Grüne

FV         Held, Altena                           Arn       FV         Krüger, Neuenkirchen         Mün

FV         Löhring, Ahaus                     Mün       1. BG    Thormann, Warendorf        Mün

Mitglieder                                     AG       Stellvertreter                                  AG

RM       Kemmerling, Altena               Arn       BG        Busch, Bergkamen               Arn

1. BG    Hoffmann, Hilchenbach         Arn       RM       Posta, Arnsbergx                  Arn

RM       Eickmann, Lügde                    Det       HBM     Allerdissen, Borchen             Det

StvBMin Schwarz, Voerde                  Düs       1. BG    Jahnke-Horstmann, DinslakenDüs

1. BG    Müllmann, Dr., Kamp Lintfort  Düs       FV        Finke, Xanten                      Düs

1. BG    Ludes, Bergheim                   Köln       FV         Rocholl, Overath                 Köln

            N.N.                                      Köln       RM       Sünnen, Bad Honnef           Köln

            N.N.                                      Mün       FV         Dönnebrink, Ahaus             Mün

FDP                                                            FDP

RM       Engelking, Porta Westfalica     Det        FV         Hannen, Lage                       Det

Bündnis 90/Grüne                                      Bündnis 90/Grüne

RM       Küffner, Lohmar                   Köln       RM       Bay, Kleve                           Düs

RM       Honold-Ziegahn, Erkelenz    Köln       RM       Scheerer, Bergisch Gladbach Köln

            

                                                                                                                                      3. Ausschuss für Jugend, Soziales und Gesundheit
Vorsitzende: FV Schirrmeister-Heinen, Erkelenz (B90/Grüne)

Stellv. Vorsitzender: 1. Beigeordneter Eschbach, Troisdorf (CDU)

Mitglieder                                     AG       Stellvertreter                               AG

CDU                                                           CDU

1. BG    Winkler, Schwerte                  Arn       HBM     Fuhrmann, Bad Berleburg    Arn

HBM     Voßloh, Werdohl                   Arn       StvBM  Goldner, Arnsberg                Arn

RM       Stüwe-Kobusch,                                  FBL       Beckmann-Junge, 

            Bad Salzuflen                         Det                    Bad-Wünneberg                   Det

HBM     Koch, Bünde                           Det       HBM     Grüttemeier Dr., Stolberg   Köln

RM       Schwittay, Halle                     Det       HBM     Meier, Kirchlengern              Det

HBM     Kleinenkuhnen, Rheurdt        Düs       HBM     Gellen, Brüggen                   Düs

1. BG    Heesch, Grevenbroich            Düs       HBM     Möcking, Kerken                  Düs

HBM     Tholen, Gangelt                    Köln       RM       Krott, Herzogenrath            Köln

1. BG    Eschbach, Troisdorf              Köln       HBM     Frantzen, Titz                      Köln

HBM     Hermanns, Simmerath          Köln       FBL       Schlich, Bergisch Gladbach Köln

HBM     Könning, Stadtlohn              Mün       FBL       Essmeier, Beckum              Mün

HBMin  Große-Heitmeyer, 

            Westerkappeln                     Mün       HBM     Krabbe, Metelen                 Mün

SPD                                                            SPD

RM       Bauer, Welver                        Arn       RM       Zaremba, Lippstadt              Arn

RM       Stüttgen, Arnsberg                 Arn       RM       Knippschild, Sprockhövel     Arn

HBM     Schemmel, Leopoldshöhe          Det       FV         Böhler, Höxter                      Det

HBM     Haarmann, Voerde                Düs       FV         Röhrscheid, Willich              Düs

1. BG    Müllmann Dr., Kamp-Lintfort Düs       RM       Cikoglu, Moers                    Düs

BG        Uttecht, Frechen                   Köln       HBM     Solbach, Bedburg               Köln

HBMin  Sander, Neunkirchen-                         RM        Holz-Schöttler, 

            Seelscheid                            Köln                    Berg.Gladbach                      Köln

BG        Voigtsberger, Stolberg         Mün       RM       Reinert, Herten                   Mün

FDP                                                            FDP

FV         Frau Hannig, Ratingen          Düs       RM       Heimel, Wilnsdorf                Arn

Bündnis 90/Grüne                                      Bündnis 90/Grüne

RM       Reinert, Dülmen                   Mün       RM       Wolf-Sedlatschek, Lichtenau   Det

FV         Schirrmeister-Heinen,                                     N.N.                                    Mün

            Erkelenz                                Köln

▶
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Fortsetzung 

Fachausschüsse

Vorsitzender: Bürgermeister Raetz, Rheinbach (CDU)

Stellv. Vorsitzender: Bürgermeister Hutzenlaub, Ochtrup (SPD)
Mitglieder                                      AG       Stellvertreter                                  AG

CDU                                                           CDU

HBM     Hundt, Lennestadt                 Arn       HBM     van der Velden, Dr., Geseke    Arn

HBM     Mühling, Balve                       Arn       HBM     Berghof, Drolshagen              Arn

HBM     Schwuchow, Büren                Det       HBM     Temme, Brakel                       Det

TBG      Warnecke, Paderborn             Det       HBM     Mettenborg,Rheda-Wiedenbrück

                                                                                                                                 Det
HBM     Lenßen, Neukirchen-Vluyn     Düs       BM       Schulz, Gütersloh                  Düs

RM       Teigelkötter, Kleve                 Düs       TBG      Knaup, Euskirchen                Köln

HBM     Raetz, Rheinbach                 Köln       HBM     Hürtgen, Zülpich                   Köln

HBM     Stücker, Wiehl                      Köln       1. BG    Strauch, Baesweiler              Köln

1. BG    Flügge, Bergisch Gladbach   Köln       1. BG    Schier, Bornheim                  Köln

TBG      Lurweg, Erkelenz                  Köln       1. BG    Gleß, Sankt Augustin           Köln

BG        Leushacke, Dülmen              Mün       TBG      Vetter, Gronau                     Mün

HBM     Kellermeier, Recke                Mün       StvBM  Tranel, Coesfeld                   Mün

SPD                                                            SPD

HBM     Gronau, Erndtebrück              Arn       HBM     Reinéry, Kirchhundem            Arn

RM       Bruschke, Möhnesee              Arn       RM       Haarmann, Schwerte             Arn

HBM     Thomas, Bad Salzuflen           Det       FBL       Zirbel, Dr., Gütersloh              Det

1. BG    Limke, Voerde                       Düs       FV         Schiewer, Schermbeck           Düs

FV         Rosendahl, Moers                  Düs       FV         Schmitz, Kamp-Lintfort          Düs

TBG      Gödde, Eschweiler                Köln       RM       Bachmann, Rösrath              Köln

BM       Lehmann, Windeck               Köln       RM       Kleinekathöfer, Bornheim    Köln

HBM     Hutzenlaub, Ochtrup            Mün       StvBM  Grothues, Dr., Beckum         Mün

FDP                                                            FDP

FV         Walter, Nottuln                    Mün       FV         Rauw, Hellenthal                  Köln

Bündnis 90/Grüne                                      Bündnis 90/Grüne

FV         Niemann-Hollatz, Gütersloh   Det       RM       Lehmkuhl, Rhede                 Mün

FV         Windhuis, Alfter                   Köln       FV         Heinz-Fischer, Schwerte         Arn

5. Ausschuss für Strukturpolitik und Verkehr
Vorsitzender: Vorstand AöR, Rötters, Stadt Moers (SPD)

Stellv. Vorsitzender: Bürgermeister Zillikens, Jüchen (CDU)

Mitglieder                                     AG       Stellvertreter                                AG

CDU                                                           CDU

HBM     Kersting, Eslohe                     Arn       RM       Diederichs-Späh, Kamen       Arn

HBM     Dahlhoff, Bad Sassendorf          Arn       HBM     Weber, Olpe                         Arn

HBM     Stickeln, Warburg                  Det       HBM     Schulz, Gütersloh                  Det

HBM     Wulf, Dr., Augustdorf             Det       HBM     Rüther, Bad Wünnenberg     Det

HBM     Francken, Weeze                   Düs       HBM     Weber, Uedem                     Düs

HBM     Zillikens, Jüchen                    Düs       HBM     Steins, Kranenburg               Düs

HBM     Büscher, Much                     Köln       RM       Horst, Hückelhoven             Köln

HBM     Jansen, Hückelhoven            Köln       FBL       Schiffer, Brühl                      Köln

HBM     Caplan, Burscheid                Köln       HBM     Breuer, Hürth                      Köln

FVe       Bräutigam, Odenthal            Köln       FV         Breuer, Heimbach               Köln

HBM     Streffing, Sendenhorst          Mün       FBL       Wulf, Beckum                     Mün

HBM     Sendermann, Olfen              Mün       HBM     Deitert, Reken                     Mün

SPD                                                            SPD

RM       Frau Völkel, Erndtebrück        Arn       RM       Susel, Olpe                            Arn

StvBMin Frau Nick, Unna                     Arn       StvFV    Stötzel, Hilchenbach             Arn

StvBM   Pantke, Paderborn                 Det       HBM     Rolfsmeyer, Hiddenhausen    Det

VS AöR  Rötters, Moers                       Düs       FV         Frau Schiewer, Schermbeck   Düs

StvBM   Störmer, Hamminkeln            Düs       FV         Friedmann, Rees                   Düs

FV         Kronenberg, Waldbröl          Köln       RM       Frau Leonhardt, Eschweiler  Köln

RM       Reuschenbach, Rösrath        Köln       FV         Dreiner-Wirz, Lindlar           Köln

HBMin  Mahnke, Nottuln                  Mün       RM       Brüning, Südlohn                Mün

FDP                                                            FDP

1. BG    Sassenhof, Overath              Köln       FV         Wolf-Kluthausen, 

                                                                                    Korschenbroich                    Düs

Bündnis 90/Grüne                                      Bündnis 90/Grüne

RM       Lamprecht, Grefrath              Düs       RM       Henrichs, Stadtlohn             Mün

RM       Altenhein, Sprockhövel          Arn       RM       Messing, Rhede                  Mün

6. Ausschuss für Finanzen und Kommunalwirtschaft
Vorsitzender: Bürgermeister Dr. Strothmann, Beckum (CDU)
Stellv. Vorsitzender: Bürgermeister Freytag, Brühl (SPD)

Mitglieder                                     AG       Stellvertreter                                AG

CDU                                                           CDU

FV        Frau Scharrenbach MdL, Kamen Arn       1. BG    Bär, Olpe                               Arn

HBM     Grosche, Medebach               Arn       BG        König, Schmallenberg           Arn

HBM     Liebrecht, Lage                                   Det       HBM Esken, Verl                   Det

BG        Hartmann,  Delbrück              Det       HBM     Stickeln, Warburg                 Det

HBM     Lukrafka, Velbert                   Düs       HBM     Ahls, Alpen                           Düs

HBM     Weber, Uedem                      Düs       FBL       Meuser, Kaarst                     Düs

HBM     Grüttemeier, Dr., Stolberg    Köln       StK       Schmitz, Euskirchen             Köln

HBM     Wirtz, Königswinter              Köln       HBM     Jungnitsch, Übach-Palenberg  Köln

HBM     Frantzen, Titz                        Köln       HBM     Hermanns, Simmerath         Köln

BG        Halding-Hoppenheit,                           HBM     Gelhausen, Merzenich        Köln
             Gummersbach                      Köln                    

HBM     Öhmann, Coesfeld                Mün       HBM     Klimpel, Haltern                  Mün

HBM     Strothmann, Dr., Beckum        Mün       HBM     Kellermeier, Recke               Mün

4. Ausschuss für Städtebau, Bauwesen und 
Landesplanung
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8. Ausschuss für Gleichstellung
Vorsitzende: Bürgermeisterin Große-Heitmeyer, Westerkappeln (CDU)

Stellv. Vorsitzende: Ratsmitglied Frau Watermann-Krass MdL, Sendenhorst (SPD)

Mitglieder                                      AG       Stellvertreter                               AG

CDU                                                           CDU                                                   

StvBMin Gerling, Fröndenberg            Arn       StvBMin  Mackensen, Soest              Arn

RM       Frau Bender, Wilnsdorf         Arn       StvBMin  Goldner, Arnsberg             Arn

GB        Frau Drüke, Paderborn          Det       HBMin  Grollmann, Schwelm         Arn

RM       Frau Kappelmann, Verl          Det       StvBMin  Bolle, Dr.,Gevelsberg        Arn

HBMin  Horst, Weilerswist                Düs       StvFV    Frau Dausend, Schwerte    Arn

HBMin  Preiser-Marian,                  Köln                    N.N.                                  Düs
            Bad Münstereifel

RM       Steingießer, Erkelenz           Köln       HBM     Redenius, Nümbrecht      Köln

StvBMin Sobczyk, Herzogenrath        Köln       RM       Frau Pick, Euskirchen       Köln

HBMin  Ritter, Monschau                 Köln       HBMin  Kalkbrenner, Swisttal       Köln

BG        Frau Kaspar, Voerde            Köln       FBLtrin  Pauk, Rheinbach              Köln

RM       Frau Fascher, Coesfeld        Mün       HBMin  Schemmann, Nordwalde Mün

HBMin  Große-Heitmeyer,                                          N.N.                                 Mün
            Westerkappeln                    Mün                                                                      

SPD                                                            SPD                                                   

RM       Frau Jung, Kamen                  Arn       StvFV    Sieren, Marsberg               Arn

RM       Frau Ibrom, Altena                 Arn       RM       Frau Freudenreich, 

                                                                                    Meinerzhagen                      Arn

RM       Frau Dietz, Bad Oeynhausen  Det       GB        Frau Trame, Gütersloh       Det

BG        Frau Kaltenbach, Rheinberg  Düs       GB        Frau Brieden, Euskirchen  Düs

RM       Frau Ullrich, Kamp-Lintfort    Düs                    N.N.                                  Düs

RM       Frau Stegger, Bad Honnef    Köln       RM       Milewski, Bergheim         Köln

RM       Frau Holz-Schöttler, 

            Bergisch Gladbach               Köln       HBMin  Offergeld, Wachtberg        Köln

RM       Frau Watermann-Krass, 

            Sendenhorst                         Mün
       

HBMin  Stremlau, Dülmen            Mün

FDP                                                            FDP                                                   

FV         Frau Wolf-Kluthausen,                       
FV        Schiek-Hübenthal, Lemgo   Det

            Korschenbroich                      Düs
       

Bündnis 90/Grüne                                      Bündnis 90/Grüne                             

FV         Frau Herrmann, Herten         Mün       RM       Frau Wolf-Sedlatschek,     Det

RM       Frau Scheerer,                                                 Lichtenau

            Bergisch Gladbach               Köln       RM       Frau Banach, Dorsten        Mün

Fortsetzung:  Ausschuss für Finanzen und Kommunalwirtschaft

Arn

SPD                                                AG       SPD                                               AG

1. BG    Mölle, Unna                          Arn                    N.N.                                      Arn

1. BG    Hoffmann, Hilchenbach      Arn       StvFV    Sieren, Marsberg                  Arn

StK        Finke, Beverungen                 Det       HBM     Rolfsmeyer, Hiddenhausen   Det

StvBM   Schulz, Rees                           Düs       FV         Franken, Kranenburg           Düs

HBM     Alkenings, Hilden                  Düs       FV         Schmitz, Kamp-Lintfort        Düs

BM       Freytag, Brühl                       Köln       StvFV    Schlömer, Overath              Köln

1. BG    Ahrens-Salzsieder, Dr.,
            Hürth                                    Köln       RM       Bachmann, Rösrath            Köln

FV         Koch, Beckum                      Mün       HBM     Vennemeyer, Greven          Mün

FDP                                                                        FDP

BM       Abruszat, Stemwede              Det       FV         Krahe, Erkelenz                  Köln

Bündnis 90/Grüne                                                 Bündnis 90/Grüne

BG        Fritz, Wesel                                         Düs       FV Windhuis, Alfter            Köln

1. BG    Thormann, Dr., Warendorf    Mün       RM       Klünder, Telgte                   Mün

                                                                                                                                      

7. Ausschuss für Umwelt und Verbraucherschutz
Vorsitzender: Bürgermeister Dr. Karthaus, Engelskirchen (SPD)

Stellv. Vorsitzender: Bürgermeister Ewers, Burbach (CDU)

Mitglieder                                      AG       Stellvertreter                               AG
CDU                                                           CDU                                                   

HBM     van der Velden, Geseke         Arn       HBM     Grosche, Medebach           Arn

HBM     Ewers, Burbach                      Arn       RM       Diekmann, Selm                   Arn

HBM     Wulf, Dr., Augustdorf             Det       HBM     Meier, Kirchlengern              Det

HBM     Erichlandwehr,Schloß 
            Holte-Stukenbrock                 Det

       
HBM     Berens, Hövelhof                  Det

StvFV    Gardemann, Schermbeck      Düs       HBM     Rexforth, Schermbeck          Düs

HBM     Steins, Kranenburg                Düs       HBM     Pesch, Schwalmtal               Düs

HBM     Stücker, Wiehl                      Köln       FBL       Kremer, Bergisch Gladbach Köln

HBM     Pracht, Nettersheim             Köln       HBM     Ritter, Monschau                Köln

1. BG    Gleß, Sankt Augustin            Köln       HBM     Hermanns, Simmerath        Köln

BG        Schäfer, Much                      Köln       FV         Heinzel, Bergkamen             Arn

HBM     Kerkhoff, Gescher                 Mün       HBM     Schemmann, Nordwalde    Mün

HBM     Borgmann, Lüdinghausen    Mün       HBM     Risthaus, Dr., Ascheberg     Mün

SPD                                                            SPD                                                    

RM       Schmidt, Meinerzhagen         Arn       FV         Erling, Rüthen                      Arn

RM       Scheideler, Unna                    Arn       FV         Voswinkel, Kierspe               Arn

HBM     Schweiß, Hille                        Det       HBM     Hartmann, Lichtenau            Det

BG        Notthoff, Kamp-Lintfort         Düs       RM       Madry, Rheinberg                Düs

HBM     Alkenings, Hilden                  Düs       HBM     Haarmann, Voerde               Düs

HBM     Karthaus, Dr., Engelskirchen     Köln       GF        Rösner, Gummersbach        Köln

RM       Hanft, Bornheim                   Köln       HBM    Sander, Neunkirchen-                 
                                                                                    Seelscheid                           Köln
FV         Sundermann MdL,                              RM       Cosse, Rheine                     Mün

            Westerkappeln                     Mün

FDP                                                            FDP                                                     

RM       Mankau, Niederkrüchten       Düs       FV         Gerrath, Halver                     Arn

Bündnis 90/Grüne                                                 Bündnis 90/Grüne

FV         Pohl, Dr., Lemgo                    Det       RM       Brendieck, Goch                   Düs

RM       Blümer, Drensteinfurt       Mün       RM       Helmken, Kamen                       
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Dez. I
Europarecht, Staats- und Kommunal-
verfassung, Öffentl. Dienstrecht
Verwaltungsmodernisierung /
E-Government / IT
Ausländer- Asylrecht, Integration 
Feuerschutz, Rettungsdienst
Ordnungsrecht
Beigeordneter Wohland
✆ 223 / 227 Vertr.  IV

Referat  I / 1
Staatsverfassung / Europarecht
Allg. Rechtsangelegenheiten
Allg. Verwaltungsrecht
Öffentliches Dienstrecht
Verwaltungsmanagement der
Kommunen / Standards
Verwaltungsstrukturreform
Ausländerrecht / Aussiedler / Asyl

Hauptreferent Becker
✆ 246 

Referat  I / 2
Kommunalverfassung
Kommunalrecht, 
Wahlen und Statistik
Gleichstellung
Ordnungsrecht
Datenschutz 
Informationstechnologie
E-Government 
Kommunale Rechenzentren

Referentin Dr. Jäger
✆ 226  

Ausschuss für Recht, Personal
und Organisation  
Ausschuss für Gleichstellung
AK „Informationstechnologie“
AK „Feuerwehrwesen“

Mitgliederversammlung *)

Hauptausschuss
Präsidium
Kleine Kommission

Anhang F

Städte- und Gemeindebund          

Organigramm - Stand: 01.08. 2017

Kommunal–Stiftung NRW
mit Sitz in Düsseldorf

Erster Vorstand:

Hauptgeschäftsführer des StGB 
NRW Dr. Bernd Jürgen Schneider
Bürgermeister Christof Sommer, 
Stadt Lippstadt
Bürgermeister Rudi Bertram, 
Stadt Eschweiler

Kaiserswerther Str. 199-201 • 40474 Düsseldorf
Postfach 10 39 52 • 40030 Düsseldorf

Telefon:0211 / 45 87-1 Internet: www.kommunen-in-nrw.de
Telefax: 0211 / 45 87-211    E-Mail: info@kommunen-in nrw.de
PC-Fax:  0211 / 94 33 39

Anhang E  

Arbeitsgemeinschaften
Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaften des Städte- und 
Gemeindebundes NRW u.a. in den Regierungsbezirken

AG Düsseldorf
Vorsitzender:                                                                          
     Bürgermeister Christoph Fleischhauer, Moers (CDU)        ✆ 02841/201205
Stv. Vorsitzender: Bürgermeister 
     Prof. Dr. Christoph Landscheidt, Kamp-Lintfort (SPD)       ✆ 02842/912-357
Sprecher der polit. Gruppen:                                                  
     Bürgermeister Christoph Fleischhauer, Moers (CDU)        ✆ 02841/201205
     Bürgermeister Prof. Dr. Christoph Landscheidt, 
     Kamp-Lintfort (SPD)                                                         ✆ 02842/912-357
Betreuer im Haus:                                                                  
     Hauptreferent Michael Becker                                          ✆ 0211/4587-246
AG Köln
Vorsitzender:                                                                          
     Bürgermeister Stefan Raetz, Rheinbach (CDU)                 ✆ 02226/917-101 
Stv. Vorsitzender:                                                                   
     Bürgermeister Arno Nelles, Würselen (SPD)                     ✆ 02405/67-302
Sprecher der polit. Gruppen:                                                  
     Bürgermeister Stefan Raetz, Rheinbach (CDU)                 ✆ 02226/917-101
     Bürgermeister Dieter Freytag, Brühl (SPD)                        ✆ 02232/79-1000
Betreuer im Haus:                                                                  
     Referent Carl Georg Müller                                               ✆ 0211/4587-255
AG Münster
Vorsitzender:                                                                          
     Bürgermeister Georg Moenikes, Emsdetten (CDU)           ✆ 02572/922-0
Stv. Vorsitzender:                                                                   
     Bürgermeister Dietmar Bergmann, Nordkirchen (SPD)     ✆ 02596/4021
Sprecher der polit. Gruppen: 
     Bürgermeister Dr. Karl-Uwe Strothmann, Beckum (CDU)    ✆ 02521/29-100
Betreuer im Haus:                                                                  
     Hauptreferent Dr. Peter Queitsch                                      ✆ 0211/4587-237
AG Detmold
Vorsitzender:                                                                          
     Bürgermeisterin Marion Weike, Werther (SPD)                 ✆ 05203/70510
Stv. Vorsitzender:                                                                   
     Bürgermeister Michael Dreier, Paderborn (CDU)              ✆ 05251/88-1214
Sprecher der polit. Gruppen:                                                  
     Bürgermeisterin Marion Weike, Werther  (SPD)                ✆ 05203/70510
     Ratsmitglied Jochen Stoppenbrink, Halle 
     (Bd.90/Grüne)                                                                   ✆ 05201/73334
Betreuerin im Haus:                                                               
     Referentin Cora Ehlert                                                      ✆ 0211/4587-233
AG Arnsberg
Vorsitzender:                                                                          
     Bürgermeister Claus Jacobi, Gevelsberg (SPD)                 ✆ 02332/771-110
Stv. Vorsitzender:                                                                   
     Bürgermeister Dr. Andreas Hollstein, Altena (CDU)          ✆ 02352/209-208
Sprecher der polit. Gruppen:                                                  
     Bürgermeister Dietmar Heß, Finnentrop (CDU)                 ✆ 02721/512-0
     Bürgermeister Roland Schäfer, Bergkamen (SPD)             ✆ 02307/965-0
Betreuer im Haus:                                                                  
     Hauptreferent Dr. Matthias Menzel                                  ✆ 0211/4587-234
Arbeitskreis Mittelstadt
Vorsitzender:                                                                          
     Bürgermeister Dr. Uwe Friedl, Euskirchen (CDU)              ✆ 02251/14-213
Stv. Vorsitzender:                                                                   
     Bürgermeister Roland Thomas, Bad Salzuflen (SPD)         ✆ 05222/952-353 
Betreuer im Haus:                                                                  
     Hauptreferent Philipp Gilbert                                            ✆ 0211/4587-209

Kommunal Agentur NRW GmbH 
Cecilienallee 59, 
40474 Düsseldorf

✆ 0211 / 43077-0
4 0211 / 43077-22

Internet:
www.kommunalagenturnrw.de
E-Mail :
info@kommunalagenturnrw.de

Seminare 
Frau Matthews   ✆ 4587-248

(Stand: 01.08.2017)
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G/1, G/3  *)
Büro Hauptgeschäftsführer
Koord. von Grundsatzfragen
Dezernatsübergreifende Projekte
Allg. Verwaltungsangelegen-
heiten
Verbandsorgane / Satzung
Finanzen / Haushalt
Organisation und Personalien
Zentrale Dienste
AK Mittelstadt

Hauptreferent Gilbert ✆ 209

Hauptgeschäftsführer
Dr. Schneider
✆ 212 / 213

Allgemeiner Vertreter
Geschäftsführer 

Gerbrand
✆ 241 / 242

G/2 
Öffentlichkeitsarbeit
Schriftleitung StGRat
Mitteilungen
Schriftenreihe
Mediengestaltung
Internet (Konzeption)
Hauptredaktion
Medien-Anfragen, 
Betreuung von TV-/
Hörfunk-Interviews 

Hauptreferent 
Lehrer M.A. ✆ 230

Ausschuss für Städtebau, Bauwesen
und Landesplanung
Ausschuss für Umwelt und 
Verbraucherschutz

Ausschuss für Strukturpolitik und 
Verkehr
Ausschuss für Jugend, Soziales 
und Gesundheit

Ausschuss für Finanzen und 
Kommunalwirtschaft
Ausschuss für Schule, Kultur 
und Sport

Referat  II / 2
Allg. Umweltschutz
Altlasten / Abfallwirtschaft
Umweltverträglichkeitsprüfung
Wasser- u. Wasserverbandsrecht
Abwasserbeseitigung
Natur- u. Bodenschutz
Immissionsschutz
Land- u. Forstwirtschaft
Wasserversorgung

Hauptreferent Dr. Queitsch
✆ 237

Referat  III / 2
Arbeitsmarktpolitik
Soziales
Jugend- u. Familienhilfe
Altenhilfe / Pflegeversicherung
Hilfen für Behinderte u. Gefährdete
Gesundheitswesen
Krankenhäuser

Hauptreferent Dr. Menzel
✆ 234

Referat  II / 1
Landesplanung,
Gemeinde- u. Stadtentwicklung
Öffentliches Baurecht
Wohnungswesen
Architekten-, Ingenieur-,
Bauvertragsrecht
Vergabewesen
Erschließungsbeiträge
Städtebauförderung / Sanierung
Vermessung / Liegenschaft

Referent Dr. Osing
✆ 244

Referat  III / 1
Regional- und Strukturpolitik, 
Wirtschaftsförderung
Post / I+K-Infrastruktur
Telekommunikation
Verkehrswesen u. Finanzierung
Straßenbau / Ausbaubeiträge
Straßenrecht, -verkehrsrecht
Straßenreinigung / Winterdienst
Verkehrslärmschutz
Freizeit und Tourismus

Referentin Ehlert
✆ 233

Referat  IV / 1
Steuerrecht/Abgabenrecht
Gemeindefinanzen
Kommunaler Finanzausgleich
Haushalts- u. Kassenwesen
Versicherungen
Finanzierung Umlageverbände
Kommunale Steuern
Rechnungsprüfung

Referent Müller
✆ 255

Referat  II / 3
Gemeindewirtschaftsrecht
Daseinsvorsorge/Privatisierung
Energiewirtschaft
Konzessionsabgabenrecht
Eigenbetriebsrecht
Denkmalschutz

Hauptreferentin Wellmann
✆ 232 (Mo., Di., Do.)

Dez. II
Städtebau und Baurecht,
Landesplanung
Umweltschutz / Entsorgung 
Kommunalwirtschaft
Land- und Forstwirtschaft
Vergaberecht

Beigeordneter Graaff
✆ 239 / 240 Vertr.  III

Dez. III
Wirtschaft und Verkehr
Gesundheit, Jugend und Soziales
Tourismus / Freizeit
Telekommunikation

Geschäftsführer Gerbrand
✆ 241 / 242 Vertr.  II

Dez. IV
Finanzen 
Schule, Kultur und Sport
Sparkassen

Beigeordneter Hamacher
✆ 220 / 221 Vertr.  I

 

        Nordrhein-Westfalen  –  Geschäftsstelle
G/2 
Portal Integration
Redaktion Online-Medien
Berichterstattung Verband

Referent Stempel
225 (Mo., Di., Do.)

Referat  IV / 2
Schulrecht / Schulverwaltung
Kommunale Kulturpolitik
Weiterbildung
Sport
Urheberrecht
Medien / Rundfunkwesen
Friedhofswesen

Referent Dr. Fallack
✆ 236

✆
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AAV - Verband für Flächenrecycling
und Altlastensanierung
Delegiertenversammlung:

       Hauptreferent Dr. Queitsch, StGB NRW

Ersatzdelegierter:

       Referent Dr. Osing, StGB NRW

Mitglied im Vorstand:

       Beigeordneter Graaff, StGB NRW

Fachkommission für Altlasten

       Hauptreferent Dr. Queitsch, StGB NRW

Satzungskommission

       Hauptreferent Dr. Queitsch, StGB NRW

Rechnungsprüferkommission:

       Hauptreferent Dr. Queitsch, StGB NRW

Allianz für die Fläche
Trägerkreis:

       Beigeordneter Graaff, StGB NRW

Arbeitsgemeinschaft der kommunalen
Spitzenverbände NRW
Gesamtvorstand

Mitglieder

       Bürgermeister Dr. Ruthemeyer, Soest

       Bürgermeister Schäfer, Bergkamen

       Hauptgeschäftsführer Dr. Schneider, StGB NRW

       Geschäftsführer Gerbrand, StGB NRW

Arbeitsgemeinschaft Haus der 
offenen Tür
Mitglied:

       N.N.

Arbeitsgemeinschaft kommunale 
Wirtschaftsförderung NW
Vorstand:

       Geschäftsführer Gerbrand, StGB NRW

Arbeitskreis:

       Christoph Gutzeit, Schwerte

       Stadtbaudirektor Dr. Risthaus, Erftstadt

       Geschäftsführer Dr. Janssen, Rheine

       Hans-Josef Bruns, Stadt Kevelaer

       Prof. Dr. Monika Dobberstein, Soest

       Bürgermeister Thomas, Bad Salzuflen

       Geschäftsführer Lepski, GfW, Arnsberg

       StvBM Keil, Halle

       Referentin Ehlert, StGB NRW

Arbeitsgruppe Verkehr des Rates der
Gemeinden und Regionen Europas
Mitglieder
       Geschäftsführer Gerbrand, StGB NRW
       Jörg Hakenesch, Ahlen
       

Arbeitsmarktpolitischer Beirat 
der Regionaldirektion NRW
Mitglied:

       Geschäftsführer Gerbrand, StGB NRW

Aufsichtsrat des Bildungszentrums für
die Entsorgungs- und Wasserwirtschaft
(BEW GmbH)
Mitglied:

       Hauptreferent Dr. Queitsch, StGB NRW

Beirat der Natur- und Umweltschutz-
akademie des Landes NRW (NUA) 
Mitglied:

       Hauptreferent Dr. Queitsch, StGB NRW

Berufsbildungs- u. Prüfungsausschüsse
Berufsbildungsausschuss Straßenwärter
Mitglied:

       Stadtbaudirektor Veen, Dinslaken

Stellvertreter:

       Techn. Beigeordneter a.D. Joswig, Lemgo

Prüfungsausschuss I Straßenwärter Bielefeld/

Münster

Mitglied:

       Techn. Beigeordneter a.D. Joswig, Lemgo

Stellvertreter:

        Fachbereichsleiter a.D. Schirdewahn,Rheine

Prüfungsausschuss III Straßenwärter Köln/Siegen

Mitglied:

       Amtsleiter Marner, Troisdorf

Stellvertreter:

       Bauhofleiter Kappenstein, Waldbröl

Prüfungsausschuss Straßenwärtermeister

Stellvertreter:

       Fachbereichsleiter a.D. Schirdewahn, Rheine

Berufsbildungsausschuss 
Verwaltungsberufe 
Mitglied:

       Beigeordneter Wohland, StGB NRW

Stellvertreter:

       Hauptreferent Becker, StGB NRW

Deutsche Vereinigung für Wasserwirt-
schaft, Abwasser und Abfall e.V. (DWA)
Mitglied des Beirates der Landesgruppe NW

       Beigeordneter Graaff, StGB NRW

Deutscher Städte- und Gemeindebund
       Separate Liste

Deutscher Verein für öffentliche 
und private Fürsorge
Präsidium

Mitglied:

       Geschäftsführer Gerbrand, StGB NRW

Hauptausschuss

Mitglied:

       Geschäftsführer Gerbrand, StGB NRW

Fachausschuss für Jugend und Familie

Mitglied:

       Hauptreferent Dr. Menzel, StGB NRW

Deutsches Jugendherbergswerk 
Mitglied in der Mitgliederversammlung:

Landesverband Rheinland

       Hauptreferent Dr. Menzel

Landesverband Westfalen-Lippe

       Bürgermeister Heller, Detmold

d-NRW AöR
Verwaltungsrat:

Mitglieder:

       Bürgermeister Zillikens, Jüchen

       Bürgermeister Heller, Detmold

Stellvertreter:

       Bürgermeister Baumann, Neunkirchen

       Beigeordneter Wohland, StGB NRW

ESF-Begleitausschuss 
Mitglied:

       Geschäftsführer Gerbrand, StGB NRW

Stellvertreter:

       Hauptreferent Dr. Menzel, StGB NRW

Fachagentur Windenergie an Land
Mitglied des Beirates:

       Beigeordneter Graaff, StGB NRW

Anhang G  

Verbände und Organisationen, in denen 
der StGB NRW vertreten ist (Stand: 01.08.2017)

Kursivdruck bedeutet: Mitglieder
sind bereits ausgeschieden und 
wurden noch nicht nachbenannt
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Fachhochschule für öffentliche 
Verwaltung 
Beirat

Mitglieder:

       Fraktionsvorsitzender Löhring, Ahaus

       Beigeordneter Wohland, StGB NRW

Stellvertreter:

       Bürgermeister Urbach, Bergisch Gladbach

      Hauptreferent Becker, StGB NRW

Mitglied Senat:

       Hauptreferent Becker, StGB NRW

Flächenpool NRW
Mitglieder des Beirates:

       Bürgermeister Raetz, Rheinbach

       Beigeordneter Graaff, StGB NRW

Förderverein für das Baukunstarchiv NRW
ideelle Mitgliedschaft:

       Beigeordneter Graaff, StGB NRW

Forum Baulandmanagement NRW
Vorsitzender:

       Bürgermeister Raetz, Rheinbach

Lenkungskreis Vorsitzender:

       Bürgermeister Raetz, Rheinbach

Mitglied:

       Beigeordneter Graaff, StGB NRW

Gemeindeprüfungsanstalt NRW (GPA)
Verwaltungsrat 

Mitglieder:

       Bürgermeister Dr. Strothmann, Beckum

       Bürgermeister Freytag, Brühl

       Beigeordneter Hamacher, StGB NRW

Stellvertreter:

       Bürgermeister Sonders, Alsdorf

       Beigeordneter u. Kämmerer Dr. Thormann, 

       Warendorf

       Referent Müller, StGB NRW

Gemeinsame Kommission 
gem. § 79 SGB XII
Mitglieder:

       Leiterin Sozialamt Hanke, Stadt Troisdorf

       N.N.

GVV-Kommunalversicherung
Vorstandsbeirat

Mitglied:

       Bürgermeister Urbach, Bergisch Gladbach

Vorstand Mitglied:

       Hauptgeschäftsführer Dr. Schneider, StGB NRW

Aufsichtsrat Mitglieder:

       Bürgermeister Sommer, Lippstadt

       Bürgermeister Halbe, Schmallenberg

       Bürgermeister Dr. Friedl, Euskirchen

       Bürgermeister Dreier, Paderborn

       Bürgermeister Freytag, Brühl

       Bürgermeister Prof. Dr. Landscheidt,

       Kamp-Lintfort

       Bürgermeister Bertram, Eschweiler

Historische Stadt- und Ortskerne des
Landes NRW
Auswahl- und Beratungskommission

Mitglied:

       Beigeordneter Wohland, StGB NRW

Stellvertreter:

       Hauptreferentin Wellmann, StGB NRW

Inklusionsbeirat
Mitglied:

       Geschäftsführer Gerbrand, StGB NRW

Fachbeirat „Jugend und Familie“

Mitglied:

       Hauptreferent Dr. Menzel, StGB NRW

Fachbeirat „Partizipation“

Stellvertreter:

       Hauptreferent Dr. Menzel, StGB NRW

Fachbeirat „Barrierefreiheit, Zugänglichkeit 

und Wohnen“

Mitglied:

       Referentin Ehlert, StGB NRW

Institut für Landes- und 
Stadtentwicklungsforschung gGmbH
Nutzerbeirat 

Mitglied:

       Beigeordneter Graaff, StGB NRW

Interministerieller Ausschuss GDI.NRW
Gast:

       Referent Dr. Osing, StGB NRW

Stellvertreter:

       Beigeordneter Graaff, StGB NRW

IT-Kooperationsrat
Mitglieder:

       Bürgermeister Zillikens, Jüchen

       Beigeordneter Wohland, StGB NRW

Stellvertreter:

       Bürgermeister Heller, Detmold

       Referentin Dr. Jäger, StGB NRW

IT-Lenkungsausschuss
Mitglieder:

       Bürgermeister Lierenfeld, Dormagen

       Bürgermeister Blume, Petershagen

       Bürgermeister Kaiser, Geldern

       Beigeordneter Wohland, StGB NRW

JeKiTS-Stiftung, Stiftungsrat
Mitglied:

       Beigeordneter Hamacher, StGB NRW

Kommunal Agentur NRW GmbH
Beirat

       Vorstand Dr. Ahrens-Salzsieder, Stadtwerke Hürth

       Betriebsleiter Carl, Abfallwirtschaftsbetrieb der 

       Stadt Bergisch Gladbach

       Beigeordneter Graaff, StGB NRW 

       Kämmerer Meuser, Stadt Kaarst

       Techn. Betriebsleiter Noppen, Stadtent-

       wässerungsbetrieb Düsseldorf

       Referatsleiter Odenkirchen, umwelt.nrw, 

       Düsseldorf

       Betriebsleiter Prenger, Stadtentwässerungs-

       betrieb Paderborn

       Hauptgeschäftsführer Dr. Schneider, StGB NRW

       Techn. Vorstand Dr. Vennekötter, Techn. Betriebe 

       Rheine AöR

Kommunale Versorgungskassen 
Westfalen-Lippe (kvw)
Kassenausschuss Mitglieder:

       Bürgermeister Böckelühr, Schwerte

       Bürgermeister Pohlmann, Hopsten

Stellvertretende Mitglieder:

      Bürgermeister van der Velden, Dr., Geseke

       Bürgermeister Meyer, Enger

Verwaltungsrat Mitglieder:

       Bürgermeister Böckelühr, Schwerte

       Bürgermeister Kellermeier, Recke

       Bürgermeister Hasenberg, Wetter/Ruhr

       Bürgermeister Jacobi, Gevelsberg

Stellvertretende Mitglieder:

      Bürgermeister Ewers, Burbach

       Fraktionsvorsitzender Kleerbaum, Dülmen

       Bürgermeister Bergmann, Nordkirchen

       Bürgermeister Schemmel, Gemeinde Leopoldshöhe

Kommunaler Arbeitgeberverband NW
(KAV NW)
Vorstand Mitglied: 

       Bürgermeister Heller, Detmold

Gruppenausschuss „Verwaltung“

Mitglieder:

       Bürgermeister Heß, Finnentrop

       Bürgermeister Dahlhoff, Bad Sassendorf

       Bürgermeister Jansen, Erkelenz

       Bürgermeister Kaiser, Geldern

       1. Beigeordneter Winckler, Euskirchen

       1. Beigeordneter Wapelhorst, Soest

       Bürgermeister Heller, Detmold

       Bürgermeister Henseler, Bornheim

       Bürgermeister Prof. Dr. Landscheidt, Kamp-Lintfort
▶
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       Bürgermeister Lierenfeld, Dormagen

       Bürgermeister Stock, Wegberg

       Beigeordneter Wohland, StGB NRW

Ersatzmitglieder:

       Bürgermeister Deppe, Bad Driburg

       Bürgermeister van den Driesch, Herzogenrath

       Bürgermeister Grossmann, Werl

       Beigeordneter König, Schmallenberg

       Stadtkämmerer Clemens, Wenden

       Bürgermeister Rübo, Kempen

       Bürgermeister Bertram, Eschweiler

       Bürgermeister Jacobi, Gevelsberg

       Beigeordneter Lindemann, Velbert

       Bürgermeister Streit, Tecklenburg

       Beigeordneter Zaar, Pulheim

       Bürgermeisterin Tupat, Nachrodt-Wiblingwerde

       

Kommunal-Stiftung NRW
Erster Vorstand:

       Hauptgeschäftsführer Dr. Schneider, StGB NRW

       Bürgermeister Sommer, Lippstadt

       Bürgermeister Bertram, Eschweiler

       

KoPart eG
Aufsichtsrat 

Vorsitzender:

      Hauptgeschäftsführer Dr. Schneider, StGB NRW

Stellvertreter:

       Kämmerin Noll, Monheim am Rhein

Mitglieder:

       Bürgermeister Goßen, Tönisvorst

       Bürgermeister Jacobi, Gevelsberg

       Bürgermeister Lierenfeld, Dormagen

Vorstand 

Vorsitzender:

      Geschäftsführer Lange, Kommunal Agentur NRW 

Stellvertreter:

       Hauptreferent Dr. Queitsch, StGB NRW,  

       Gf. Kommunal Agentur NRW

Mitglieder:

       Sachgebietsleiterin Koll-Sarfeld, 

       Kommunal Agentur NRW 

       Projektleiter Siedenberg, Kommunal Agentur NRW

       Hauptreferent Gilbert, StGB NRW

     
Koordinierungskreis 
„Schwimmen und Bäder in NRW“ 
Mitglied:

       Referent Dr. Fallack, StGB NRW

Krankenhausgesellschaft NW
Vorstand/Hauptausschuss

Mitglied:

       Hauptreferent Dr. Menzel, StGB NRW

Fachausschuss für Planung und Förderung

Mitglied:

       Geschäftsführer Vongehr, Kamen

Stellvertreter:

       Hauptreferent Dr. Matthias Menzel

     
Kulturamtsleiterkonferenz NW
Mitglied:

       Referent Dr. Fallack, StGB NRW

Kuratorium für vergleichende 
Städtegeschichte
Mitglied:

       Hauptreferent Lehrer, StGB NRW

Landesarbeitsgemeinschaft der 
kommunalen Krankenhäuser NRW
Stellvertretender Vorsitzender:

       Geschäftsführer Vongehr, Kamen

Landesarbeitsgemeinschaft 
der öffentlichen und freien 
Wohlfahrtspflege NRW
Mitglieder:

       Geschäftsführer Gerbrand, StGB NRW

       Hauptreferent Dr. Menzel, StGB NRW

Arbeitsgruppe Controlling und Berichtswesen

       Hauptreferent Dr. Menzel, StGB NRW

       Geschäftsführer Gerbrand, StGB NRW

Arbeitskreis Flexible Erzieherische Hilfen

       N.N.

Arbeitskreis Tageseinrichtungen für Kinder

Vorsitzender:

       Hauptreferent Dr. Menzel, StGB NRW

Landesarbeitskreis Ehe-, Familien- 
und Lebensberatung in NRW
Gast:

       Jugendamtsleiterin Gittner, Emsdetten

Landesausschuss für Krankenhausplanung 
Mitglied:

       Geschäftsführer Gerbrand, StGB NRW

Stellvertreter:

       Geschäftsführer Vongehr, Kamen

Landesbehindertenbeirat
Stellvertreter:

       Stadtverordneter Hörbelt, Dülmen

Landesbeirat für Immissionsschutz 
Mitglied:

       Beigeordneter Graaff, StGB NRW

Stellvertreter:

       Hauptreferent Dr. Queitsch, StGB NRW

Landesfachbeirat für Kurorte 
Mitglied:

       Bürgermeister Thomas, Bad Salzuflen

Stellvertretendes Mitglied:

       Ratsmitglied Dr. Honsdorf, Bad Salzuflen

Landesfachbeirat für den Rettungsdienst 
Mitglied:

       Beigeordneter Wohland, StGB NRW

Stellvertretendes Mitglied:

       Beigeordneter Lindemann, Velbert

Landesgesundheitskonferenz 
Mitglied:

       Geschäftsführer Gerbrand, StGB NRW

Vorbereitender Ausschuss

       Hauptreferent Dr. Menzel, StGB NRW

Landespersonalausschuss 
Mitglied:

       Bürgermeister Raetz, Rheinbach

Stellvertretendes Mitglied:

       Fraktionsvorsitzender Löhring, Ahaus

Landesausschuss für Alter und Pflege 
Mitglied:

      Geschäftsführer Gerbrand, StGB NRW

Stellvertreter:

       Hauptreferent Dr. Matthias Menzel

Landesverband der Bibliotheken NW
Mitglied des Vorstandes:

       Referent Dr. Fallack, StGB NRW

Landesverband der Musikschulen NRW
Mitglied des Vorstandes:

       Referent Dr. Fallack, StGB NRW

       Bürgermeister Wessel, Erwitte

     
Landesverband der Volkshochschulen
von NRW
Mitglied des Vorstandes:

       Referent Dr. Fallack, StGB NRW

Landschaftsverband Westfalen-Lippe (LWL) 
Steuerungsgruppe „Kulturagenda Westfalen“
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Mitglied:

       Referent Dr. Fallack, StGB NRW

Ministerium für Kinder, Jugend, Kultur
und Sport
Lenkungskreis „Digitales Archiv NRW“ 

Mitglied:

       Referent Dr. Fallack, StGB NRW

Ministerium für Schule und Bildung
Fachbeirat „Schulische Inklusion“

Mitglied:

       Referent Dr. Fallack, StGB NRW

Fachbeirat „Gemeinwohlorientierte
Weiterbildung“
Mitglied:

       Referent Dr. Fallack, StGB NRW

Mittelstandsbeirat 
Mitglied des Vorstandes:

       Bürgermeister Thomas, Bad Salzuflen

Stellvertreter:

       1. Beigeordneter Rötters, Moers

     
Netzwerk Innenstadt
Fachbeirat

Mitglied:

       Beigeordneter Graaff, StGB NRW

Stellvertreter:

       Referent Dr. Osing, StGB NRW

     
Nordrhein-Westfalen-Stiftung 
Naturschutz, Heimat- und Kulturpflege
Mitglied des Stiftungsrats:

       Bürgermeister a.D. Moormann, Kaarst

     
Nordrhein-Westfalen Tourismus e.V.
Mitglied des Beirates:

       Bürgermeister Thomas, Bad Salzuflen

NRW.BANK
Beirat für Wohnraumförderung

Mitglieder:

       Bürgermeister Raetz, Rheinbach

       Beigeordneter Graaff, StGB NRW

     
Provinzial Rheinland Holding, 
Düsseldorf
Kommunalbeirat

Mitglieder:

       Bürgermeister Dieder, Heinsberg

       Bürgermeister Görtz, Xanten

       Bürgermeister a.D. Dr. Heinisch, Heiligenhaus

       Bürgermeister Helmenstein, Gummersbach

       Bürgermeister Prof. Dr. Linkens, Baesweiler

       Bürgermeister Pipke, Hennef

       Bürgermeister Raetz, Rheinbach

       Bürgermeister Geise, Blomberg

       Bürgermeister Klauss, Roetgen

       Bürgermeisterin Westkamp, Wesel

       Fraktionsvorsitzende Schiek-Hübental, Lemgo

       Ratsmitglied Zentis MdL, Nideggen

       Bürgermeister Driessen, Bedburg-Hau

       Beigeordneter Wohland, StGB NRW

Quartiersakademie NRW
Koordinierungskreis
Mitglied:

       Referent Dr. Osing, StGB NRW

Stellvertreter:

       Beigeordneter Graaff, StGB NRW

Rheinische Versorgungskasse
Verwaltungsrat
Ordentliche Mitglieder:

       Bürgermeister Schultz, Erkrath

       Bürgermeister Dr. Schumacher, Alfter

       Bürgermeister Zillekens, Jüchen

       Bürgermeister Prof. Dr. Landscheidt, 

       Kamp-Lintfort

       Beigeordneter Wohland, StGB NRW

Stellvertretende Mitglieder:

       Bürgermeister Freytag, Brühl

       Bürgermeister Henseler, Bornheim

       Bürgermeister Vehreschild, Niederkassel

       Bürgermeister Wagner, Nettetal

       Beigeordneter Kahlen, Alsdorf

Rheinische Zusatzversorgungskasse
Kassenausschuss

Mitglied:

       Bürgermeister Raetz, Rheinbach

Stellvertreter:

       Bürgermeister Nelles, Würselen

Rheinischer Sparkassen- und 
Giroverband (RSGV)
Verbandsvorstand

Vorsitzender:

       Bürgermeister Prof. Dr. Landscheidt,

       Kamp-Lintfort

Mitglieder:

       Bürgermeisterin Westkamp, Wesel

       Bürgermeister Schneider, Langenfeld

       Bürgermeister Helmenstein, Gummersbach

Stellvertreter:
       Bürgermeister Francken, Weeze

       Bürgermeisterin Alkenings, Hilden

       Bürgermeister Jansen, Erkelenz

       Bürgermeister Bleek, Wermelskirchen

Schiedsstelle nach § 18 a 
Krankenhausfinanzierungsgesetz
Rheinland

Stellvertreter:

       N.N.

Westfalen-Lippe

Stellvertreter:

       Geschäftsführer Vonhehr, Kamen

       Geschäftsführer Lehnert, Soest

Schiedsstelle nach § 78 g SGB VIII
Rheinland

Mitglied:

       Amtsleiter Schwarzenberg, Hückelhoven

Stellvertreter:

       Amtsleiterin Garbes, Bornheim

       Fachbereichsleiterin Römmler, Meerbusch

Westfalen-Lippe

Mitglied:

       Jugendamtsleiterin Gittner, Emsdetten

       Jugendamtsleiter Welslau, Bad Salzuflen

Stellvertreter:

       Bürgermeister Rebbe, Fröndenberg

Schlichtungsstelle bei der 
Architektenkammer NRW 
Beisitzer:

       Referent Dr. Osing, StGB NRW

Schulentwicklungskonferenzen
Mitglied:

       Referent Dr. Fallack, StGB NRW

Sozialpädagogisches Institut des 
Landes NRW
Stellvertretendes Mitglied des Beirates:

       Geschäftsführer Gerbrand, StGB NRW

Sparkassenverband Westfalen-Lippe
(SVWL)
Verbandsverwaltungsrat

Vorsitzender:

       Landrat Dr. h. c. Adenauer, Gütersloh

Mitglieder:

       Bürgermeister Dr. Ruthemeyer, Soest

       Bürgermeister Moenikes, Emsdetten

       Bürgermeister Schäfer, Bergkamen

       Bürgermeister Jacobi, Gevelsberg

Stellvertreter:

       Bürgermeister Heß, Finnentrop

       Bürgermeister Dr. Hollstein, Altena

       Bürgermeister Geise, Blomberg

       Bürgermeister Kolter, Unna

▶
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Sportpolitischer Beirat des LSB
Mitglied:

       Beigeordneter Hamacher, StGB NRW

StadtBauKultur NRW e.V.
Mitglied:

       Beigeordneter Graaff, StGB NRW

Stellvertreter:

       Referent Dr. Osing, StGB NRW

Ständige Schiedsstelle, Gelsenwasser
Mitglied:

       Hauptreferentin Wellmann, StGB NRW

Ständiger Arbeitskreis KiBiz
Mitglied:

       Geschäftsführer Gerbrand, StGB NRW

Stellvertreter:

       Hauptreferent Dr. Menzel, StGB NRW

START Zeitarbeit NRW
Mitglied in der Gesellschafterversammlung:

       N.N.

Unfallkasse NRW
Vorstand

Mitglied:

     Bürgermeister Schemmel, Leopoldshöhe

Stellvertreter:

       Bürgermeister Schneider, Langenfeld

Vertreterversammlung

Mitglieder:

       Bürgermeister Dicke, Möhnesee

       Beigeordneter Wohland, StGB NRW

Stellvertreter:

       Bürgermeister Krabbe, Metelen

       Bürgermeister Stock, Wegberg

Verband kommunaler Unternehmen -
Landesgruppe NRW (VKU)
Mitglieder im Vorstand:

       1. Beig. Dr. Ahrens-Salzsieder, Hürth

       Bürgermeister Schneider, Langenfeld

       Bürgermeister Sommer, Lippstadt

       Stadtkämmerer Mölle, Unna

       Bürgermeister Öhmann, Coesfeld

       Beigeordneter Graaff, StGB NRW

Waldbesitzerverband NRW
Vorstand:

       Beigeordneter Graaff, StGB NRW

WDR-Rundfunkrat
Mitglied:

       Hauptgeschäftsführer Dr. Schneider, StGB NRW

Westfälische Provinzial
Mitglied:

       Hauptgeschäftsführer Dr. Schneider, StGB NRW

Westfälische Verwaltungsakademie Münster
Mitglied des Kuratoriums:

       Bürgermeister a.D. Ruhmöller, Ahlen

Westfälisches Landestheater
Mitglied im Verwaltungsrat:

       Bürgermeister Stockhoff, Dorsten

Wettbewerbe
„Unser Dorf hat Zukunft“

Landesbewertungskommission

Mitglieder Rheinland:

       Bürgermeister Müller, Dahlem

       Bürgermeister Tholen, Gangelt

Mitglieder Westfalen:

       Bürgermeister Fuhrmann, Bad Berleburg

       Bürgermeister Vidal-Garcia, Nieheim

   
      

          
  

      
    

einrich Böckelühr (2.v.rechts), bisher
Bürgermeister der Stadt Schwerte,

wurde Anfang Oktober 2017 von Ina
Scharrenbach, NRW-Ministerin für Hei-
mat, Kommunales, Bau und Gleichstellung,
in sein neues Amt als Präsident der Gemein-
deprüfungsanstalt (GPA) NRW in Herne ein-
geführt. Der 55-Jährige, der seine Tätigkeit
am 16. Oktober aufnahm, ist Nachfolger
von Werner Haßenkamp (links), der in
den Ruhestand gegangen ist. Böckelühr

NEUER PRÄSIDENT DER GPA NRW
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war zuvor seit 1999 hauptamtlicher Bür-
germeister in Schwerte gewesen. In sei-
ner neuen Funktion will er die langjährige
Erfahrung in der Kommunalpolitik nutzen
sowie die „Gemeindeprüfungsanstalt
NRW als Ansprechpartner der Kommu-
nen weiter stärken und an den Bedürfnis-
sen der Gemeinden, Städte und Kreise
ausrichten.“ Rechts im Bild Dr. Martin
Klein, Hauptgeschäftsführer des Land-
kreistages NRW.



Wir machen es möglich.
Mit unserer kommunalen Förderung für investive 
Klimaschutz-Modellprojekte.

Jetzt informieren und zwischen 1. Januar und 15. April 2018 
Förderung beantragen. www.klimaschutz.de/modellprojekte

Mit persönlicher Beratung vom Projektträger Jülich: 
(030) 20199 – 35 10
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BÜCHER

Praxis der Kommunal-
Verwaltung
Ratgeber für die tägliche Arbeit aller Kommu-
nalpolitiker und der Bediensteten in Gemein-
den, Städten und Landkreisen (Loseblattsamm-
lung inkl. 3 Online-Zugänge / auch auf DVD-
ROM erhältlich). Herausgegeben von: Jörg Bü-
low, Dr. Jürgen Busse, Dr. Jürgen Dieter, Werner
Haßenkamp, Prof. Dr. Hans-Günter Henneke,
Dr. Klaus Klang, Prof. Dr. Hubert Meyer, Prof.
Dr. Utz Schliesky, Prof. Dr. Gunnar Schwarting,
Prof. Dr. Christian O. Steger, Hubert Stuben-
rauch, Prof. Dr. Wolf-Uwe Sponer, Johannes
Winkel und Uwe Zimmermann. KOMMUNAL-
UND SCHUL-VERLAG, 65026 Wiesbaden, Post-
fach 3629, Tel. 0611-88086-10, Telefax 0611-
88086-77, www.kommunalpraxis.de, E-Mail:
info@kommunalpraxis.de

532. Nachlieferung | Juli 20�7 | 79,90 Euro

Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) Lie-
ferung enthält:

A �7 - Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) -
begründet von Dr. Ernst Oestreicher, Verwal-
tungsgerichtspräsident a. D., fortgeführt von
Dr. Andreas Decker, Vors. Richter am Bayeri-
schen Verwaltungsgerichtshof und Lehrbe-
auftragter an der LMU München, und Christi-
an Konrad, Regierungsdirektor als Landesan-
walt bei der Regierung von Oberbayern: Diese
Lieferung beinhaltet die Überarbeitungen der
Kommentierungen zu den §§ 68 (Vorverfah-
ren), 69 (Widerspruch) und 70 (Widerspruchs-
frist und -form).

B 9a NW - Gemeindehaushaltsrecht Nord-
rhein-Westfalen - von Sandra Rettler, Dipl.-
Verwaltungsbetriebswirtin (FH), Dipl.-Kauf-
frau, Lutz Kummer, Dipl.-Verwaltungswirt
(FH), Dipl.-Betriebswirt (FH), Sandra Diebel,
Dipl.-Verwaltungswirtin (FH), Dipl.-Betriebs-
wirtin (FH), Silke Ehrbar-Wulfen, Dipl.-Verwal-
tungswirtin (FH), Dipl.-Betriebswirtin (FH),
Sandra Heß, Verwaltungsfachwirtin, Komm.-
Dipl. (VWA), Bettina Brennenstuhl, Dipl.-Ver-
waltungsbetriebswirtin (FH), Dipl.-Kauffrau
(FH), MPA, Uwe Siemonsmeier, Stadtkämme-
rer der Stadt Menden, Michael Rothermel, De-
zernent Finanzmanagement der Ruhr-Univer-
sität Bochum, Lars Martin Klieve, Beigeordne-
ter und Stadtkämmerer, Jörg Sennewald,
Stellvertreter des Präsidenten der Gemeinde-
prüfungsanstalt NRW a. D., und Werner Ha-
ßenkamp, Präsident der Gemeindeprüfungs-
anstalt Nordrhein-Westfalen: Diese Lieferung
beinhaltet die Überarbeitungen der Kommen-
tierungen zu den§§ �, 3, 6, 9, �0, �6, �8, 43, 50,

rechtlichen Höchstsätze wurden in das beste-
hende Hebammen-Vergütungsverzeichnis
eingearbeitet.
Auf den Runderlass des Ministeriums der Fi-
nanzen vom 1. Juli 2017 zu verschiedenen bei-
hilfe- und gebührenrechtlichen Themen wird
hingewiesen. An entsprechender Stelle wurde
jeweils ein Hinweis auf die durch den Runder-
lass erfolgten Änderungen aufgenommen. Die
Aktualisierung des Fallpauschalen-Katalogs
wird mit dieser Ergänzungslieferung abge-
schlossen.

Az.: �4.5.�-00�

Professionelle 
Aktenführung in der
Kommunalverwaltung
Digitale und analoge Schriftgutverwaltung nach
dem Kommunalen Aktenplan 21. Von Dr. Wolf-
gang Sannwald, Projektleiter des „Kommunalen
Aktenplans 21“ im Auftrag der Herausgeber.
Richard Boorberg Verlag GmbH & Co KG; 
E-Mail: bestellung@boorberg.de ; Internet
www.boorberg.de , 2017, 120 Seiten, 29,90
Euro, ISBN 978-3-415-06099-9

Das Praxishandbuch vermittelt anschaulich
die Standards der Aktenführung für das 21.
Jahrhundert. Das Buch ist eine Praxisanlei-
tung für den kompletten Zyklus analoger und
elektronischer Akten in der öffentlichen Kom-
munalverwaltung, vom Anlegen der Akten
über deren Ordnung und Ablage mit Hilfe des
Kommunalen Aktenplans 21 bis hin zur Aus-
sonderung und Archivierung. Es beschreibt die
seit Jahrhunderten bewährten Erkenntnisse
der analogen Aktenlehre. Gleichzeitig leistet
es auch den bisher fehlenden Know-how-
Transfer zwischen Schriftgutlehre und dem
modernen, digitalen Dokumentenmanage-
mentsystem (DMS). 
Das Buch vermittelt, warum Aktenführung in
den Kommunalverwaltungen wichtig ist und
wozu Landeseinheitlichkeit hergestellt wer-
den soll. Der Autor zeigt auf, wie die Kommu-
nalverwaltung von den Vorzügen der korrek-
ten Aktenführung profitieren kann. Das Hand-
buch bietet eine praxisnahe und übersichtli-
che Einführung in die richtige Aktenverwal-
tung und in die rechtskonforme Aktenfüh-
rung. Die wesentlichen Grundlagen und Re-
geln der Aktenführung werden ausführlich er-
läutert: von der Pflicht zur vollständigen Ak-
tenführung, dem Entstehen und Anlegen ei-
ner Akte über ihre Ordnung und Ablage bis hin
zum Verbot der willkürlichen Aussonderung.
Der Autor geht dabei auf diverse Aktenaus-
prägungen ein und beschreibt die unter-

55, 57 GemHVO NRW sowie die §§ �0�-�06 GO
NRW.

J 6b - Berufsbildungsgesetz (BBiG) - von Prof.
Dr. iur. habil. Jens M. Schubert, Leiter des Be-
reichs Recht und Rechtspolitik der Bundesver-
waltung der Gewerkschaft ver.di, sowie apl.
Professor für Arbeitsrecht und Europäisches
Recht, Leuphana Universität Lüneburg, und
Prof. Dr. rer. publ. Torsten Schaumberg, Pro-
fessor für Sozialrecht, Hochschule Nordhau-
sen: Diese Lieferung berücksichtigt die letzte
Gesetzesänderung in Text und Kommentie-
rung; dazu wurde umfassend neue Rechtspre-
chung eingefügt.

K 4c - Gesetz über die Vermeidung und Sanie-
rung von Umweltschäden (Umweltschadens-
gesetz- USchadG) - von Dr. jur. Erich Gassner,
Ministerialrat a. D., Rechtsanwalt, und Dr.-lng.
Hans-Joachim Schemel, öffentlich bestellter
und beeidigter Sachverständiger für Fachfra-
gen der Eingriffsregelung und der Umweltver-
träglichkeitsprüfung: Die Ausführungen zum
USchadG wurden nahezu komplett überarbei-
tet, aktuelle Urteile wurden berücksichtigt.

Az.: �3.0.�-002/00�

Beihilfenrecht 
Nordrhein-Westfalen
Unterstützungsgrundsätze, Vorschussrichtlinien.
Kommentar von Karl-Heinz Mohr, Ministerialrat
a. D., und Horst Sabolewski, Regierungsdirektor
im Finanzministerium des Landes NRW. 109. Er-
gänzungslieferung, Stand August 2017, 324 Sei-
ten, 83,90 Euro. Loseblattausgabe: Grundwerk
3.928 Seiten, DIN A5, in drei Ordnern, 139 Euro
bei Fortsetzungsbezug, zzgl. Ergänzungsliefe-
rungen (299 Euro bei Einzelbezug). Digitalaus-
gabe: Lizenz für 1 Nutzer 399 Euro, 2 Nutzer
690 Euro, 3 Nutzer 1.035 Euro (jeweils im Jah-
resabonnement, inkl. Updates), weitere Preise
auf Anfrage. ISBN 978-3-7922-0153-4 (Print),
ISBN 978-3-7922-0204-3 (Digital), Verlag W. Re-
ckinger, Siegburg

Mit der 109. Ergänzungslieferung (Stand Au-
gust 2017) werden u. a. die durch die Siebte
Änderungsverordnung vom 16. Dezember
2016 erfolgten Änderungen im Verordnungs-
text sowie die zum 15. September 2016 er-
folgten Änderungen der Verwaltungsvor-
schriften in das Werk aufgenommen.
Ferner werden das aktuelle Hebammen-Ver-
gütungsverzeichnis sowie die aktuelle Heb-
ammengebührenordnung NRW abgedruckt.
Die ab 6. April 2017 geltenden neuen beihilfe-
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schiedlichen Eigenschaften verschiedener Ak-
tenarten. Die Erfordernisse elektronischer Ak-
tenführung werden dabei durchgängig be-
rücksichtigt. Der Inhalt des handlichen und
übersichtlichen Nachschlagewerks ist klar ge-
gliedert und beschränkt sich auf das Wesent-
liche. Eine vertiefende Inhaltsangabe und ein
lexikalisches Register runden das Werk ab. Der
kompakte Leitfaden besticht durch seine Pra-
xisnähe. Ein Spezialteil widmet sich dem Kom-
munalen Aktenplan 21. Das Praxishandbuch
richtet sich an alle Beschäftigten in Verwal-
tungen, die mit Akten arbeiten. Es ist auch in
der Ausbildung einsetzbar.

Az.: �7.0.5

Kommunales Personal-
und Organisations-
management
Böhle, Handbuch, 2017. Buch. LVI, 1.624 S., mit
zahlreichen Abbildungen. Hardcover (in Leinen),
149 Euro, ISBN 978-3-406-68460-9, Format (B
x L): 16,0 x 24,0 cm, C.H.BECK München

Das Buch fasst das erforderliche Wissen für
ein professionelles Personal- und Organisa-
tionsmanagement zusammen. Das Werk
erläutert sämtliche Facetten erfolgreicher
Personalwirtschaft und gibt praxistaugli-
che Antworten auf alle wichtigen Fragen.
Zahlreiche Arbeitshilfen und Checklisten er-
leichtern die Umsetzung. Das Handbuch
zeigt, wie zukunftsorientiertes Personalma-
nagement in Kommunen aussehen kann,
um erfolgreich qualifizierten Nachwuchs zu
gewinnen. Behandelt werden folgende
Themen:
• Personalgewinnung, Marketing und Em-

ployer Branding
• Controlling, Kompetenzmanagement und

Diversity
• Bildungsmanagement und Personalent-

wicklung
• Interne Kommunikation und Mitarbeiter-

befragungen
• Betriebliches Gesundheitsmanagement
• Organisationsmanagement und Wissens-

management
• Stellenbemessung und Stellenbewertung
• Arbeitsbedingungen - mit der neuen Ent-

geltordnung TVöD
• Dienstaufsicht/Disziplinarrecht und Um-

gang mit 
• Korruption
• Haftung des Arbeitgebers/Dienstherrn
• Beendigung des Arbeits- oder Dienstver-

hältnisses

Az.: �4.0.5

Schwerpunkte des neuen
NRW-Europaministers

Der neue NRW-Europaminister Stephan Holt-
hoff-Pförtner will die grenzüberschreitende
Zusammenarbeit insbesondere mit den Bene-
lux-Staaten weiter ausbauen. „Wir sollten
künftig Einrichtungen des Nachbarlandes wie
selbstverständlich nutzen“, sagte der Minister
Ende September 2017 bei der Vorstellung sei-
ner Arbeitsschwerpunkte im Europaausschuss
des Düsseldorfer Landtags. Kita- und Schulbe-
suche diesseits wie jenseits der Grenzen oder
grenzübergreifende Studiengänge müssten
Teil des Alltags werden. Zudem müsse die ge-
genseitige Anerkennung von Berufsabschlüs-
sen vereinfacht und grenzüberschreitende
Kriminalität besser bekämpft werden. Holt-
hoff-Pförtner versprach, auch Kommunen und
Zivilgesellschaft in ihrem Engagement für
Europa zu unterstützen.

Grundsatzrede von 
Emmanuel Macron

Der französische Staatspräsident Emmanuel
Macron hat in einer Rede Ende September
2017 Visionen zur Weiterentwicklung der Uni-
on vorgestellt. Da die EU gegenwärtig zu lang-
sam, zu schwach und zu ineffizient sei, plä-
dierte er für einen umfassenden Umbau bis
2024. Dabei warb er erneut für die Schaffung
eines EU-Finanzministeriums und für ein ei-
genes Budget des Euro-Raums. Weitere Kern-
punkte der Rede waren die Einrichtung einer
europäischen Staatsanwaltschaft, eine ge-
meinsame europäische Verteidigungsstrate-
gie, die Einführung einer Finanztransaktions-
steuer und eine EU-Steuer auf den Ausstoß
von CO2. Zudem will Macron die EU-
Bürger/innen künftig über demokratische
Konvente in den Mitgliedstaaten stärker an
der Gestaltung der EU beteiligen.

Portal zu deutsch-
russischen 
Partnerschaften
Die Online-Plattform zum Deutsch-Russi-
schen Jahr der kommunalen und regionalen
Partnerschaften 2017/2018 ist online. Ziel des
von den Außenministerien beider Länder aus-
gerufenen „Kreuzjahres“ ist es, die sozialen,
wirtschaftlichen und kulturellen Beziehungen
zwischen den Kommunen beider Länder aus-
zubauen. Unter www.russlandpartner.de

werden mehr als 100 deutsch-russische Kom-
munal- und Regionalpartnerschaften und -ko-
operationen vorgestellt. Zudem gibt es Infor-
mationen zu bilateralen Projekten und Veran-
staltungen im Bereich Wirtschaft und Kom-
munales, Soziales und Gesundheit, Kultur, Ju-
gend und Bildung sowie Sport. 

Woche der 
Abfallvermeidung 
Die achte Europäische Woche der Abfallver-
meidung findet vom 18. bis 26. November
2017 in Deutschland sowie in mehr als 30 wei-
teren Ländern in Europa statt. Unter dem Mot-
to „Gib den Dingen ein zweites Leben“ widmet
sich die diesjährige Woche den Themen Repa-
ratur und nachhaltiges Produktdesign. Dabei
sollen Menschen sensibilisiert werden, Abfall
nicht mehr als Müll anzusehen, sondern als
Ressource, die wiederverwendet werden
kann. Zur Teilnahme aufgerufen sind neben
Vereinen und Einzelpersonen auch Kommu-
nen, Schulen, Unternehmen und andere Insti-
tutionen. Anmeldungen sind bis 10. Novem-
ber 2017 möglich. Mehr Informationen im In-
ternet unter https://www.wochederabfall-
vermeidung.de/home/ .

Europäischer 
Bürgerpreis 2017
Unter den europaweit 50 Projekten, Initiati-
ven und Einzelpersonen, die mit dem Europäi-
schen Bürgerpreis 2017 des Europäischen Par-
laments ausgezeichnet wurden, sind auch vier
aus Deutschland: die Bürgerinitiative „Pulse
of Europe“, der Verein Bürger Europas, die
ehemalige Lehrerin Herta Hoffmann und die
Junge Aktion der Ackermann-Gemeinde. Mit
dem Europäischen Bürgerpreis soll außerge-
wöhnliches Engagement von Einzelpersonen
oder Projekten geehrt werden, die das gegen-
seitige Verständnis und die Integration inner-
halb Europas fördern. Ausgezeichnet werden
Projekte, die sich für europäische Zusammen-
arbeit, Solidarität und Toleranz innerhalb der
Europäischen Union und darüber hinaus en-
gagieren. ◼

E U R O PA -
N E W S

zusammengestellt von 
Barbara Baltsch, 

Europa-Journalistin, 
E-Mail: barbara.baltsch@

kommunen-in-nrw.de
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NEUES AUS DEM 
PORTAL INTEGRATION

Konzept angepasst mit 
externer Unterstützung

Seit dem Dezember 2016 greift die Stadt
Monheim am Rhein auf ein fortgeschriebenes
Integrationskonzept zurück, das aus dem Jahr
2012 stammt. Entwickelt wurde die Neufas-
sung mithilfe externer Begleitung. Für die
Neufassung wurden neben den Mitgliedern
des Integrationsrates und Beschäftigten der
Verwaltung gezielt Bürgerinnen und Bürger
befragt, um auch die Sichtweise operativ und
bürgerschaftlich engagierter Akteure in das
neue Konzept aufzunehmen.

Starterset für Deutschkurse

Das Bildungswerk der Erzdiözese Köln hat ein
Programm namens „Sprachanker“ entwi-
ckelt, um ehrenamtliche Lehrkräfte zu unter-
stützen. Das Starterset führt Kursleitungen
durch die ersten Wochen. Enthalten sind 
praxisnahe Anregungen, und ein Basis-Wort-
schatz sowie grundlegende Grammatikthe-
men werden anhand von alltagsrelevanten
Themen aufbereitet. Alle Materialien lassen
sich kostenfrei auf der Webseite des Bildungs-
werks unter www.bildung.erzbistum-koeln.
de/bw-erzdioezese-koeln-ev/sprachanker 
herunterladen.

Regionale Integration in Sport 
und Grünen Berufen

Die LEADER-Region „Leistende Landschaft“,
bestehend aus den Kommunen Geldern, 
Kevelaer, Nettetal und Straelen, hat mit dem
Kreissportbund Kleve die Plattform „Zuwan-
derer willkommen - Integration und Qualifi-
kation in Sport und Grünen Berufen“ geschaf-
fen. Rund 40 Vertreter/innen aus Verbänden
und Verwaltung tauschten sich bei einem 
ersten Treffen über Integrationschancen im
Sport sowie Bildungsangebote für landwirt-
schaftliche Berufsfelder aus. Mit dem Pro-
gramm LEADER unterstützt die EU seit 1991
Aktionen für den ländlichen Raum und die
dortigen Kommunen.

Im Online-Portal Integration des Städte-
und Gemeindebundes NRW unter 
www.kommunen.nrw/integration tauschen
sich die 359 Mitgliedskommunen des 
Verbandes über ihre Integrations- und
Flüchtlingsarbeit aus.  

Voraussetzungen einer 
Veränderungssperre
1.Eine nach § 17 Abs. 1 BauGB zu beurteilen-

de selbstständige andere (= neue) Verän-
derungssperre setzt jedenfalls voraus, dass
die Sperranordnung auf verschiedenen, in-
haltlich in keinem Zusammenhang stehen-
den Planaufstellungsbeschlüssen beruht,
sich also auf formell und materiell unter-
schiedliche Planungen bezieht.

2.Für eine neue Veränderungssperre muss
verfahrensmäßig ein neuer Aufstellungsbe-
schluss gefasst und damit ein neues Bebau-
ungsplanverfahren eingeleitet worden sein,
das in materiell-rechtlicher Hinsicht eine
völlig neue Planungskonzeption verfolgt.

3.Wann inhaltliche Modifikationen qualitativ
und/oder quantitativ so gewichtig sind, dass
sie bei verständiger Würdigung in eine fak-
tische Neuplanung umschlagen, ist einer
abstrakten Betrachtung entzogen und nur
nach Maßgabe der je besonderen Umstände
des Einzelfalles zu entscheiden. Einer (feh-
lenden) zeitlichen Zäsur kann dabei zumin-
dest indizielle Bedeutung zukommen. 

4.Die zur Neuplanung nach gerichtlicher Auf-
hebung eines Bebauungsplans entwickelten
Grundsätze für die Abgrenzung zwischen
einer neuen und einer erneuerten Verände-
rungssperre sind auf den Fall, dass die frü-
here Planung (noch) nicht formell abge-
schlossen wurde, nicht ohne weiteres zu
übertragen. Im Einzelfall hindert der Neu-
zuschnitt des Plangebiets die Annahme ei-
ner Planungskontinuität auch dann nicht,
wenn er zu dessen partieller Erweiterung
führt. (Amtliche Leitsätze)

OVG NRW, Beschluss vom 7. Februar 20�7
- Az.: 2 B 994/�6.NE -

Der Antragsteller wandte sich gegen eine
von der Antragsgegnerin beschlossene Ver-
änderungssperre für den Teilbereich des Be-
bauungsplans B, in dessen Bereich sich ihm
gehörende Grundstücke befinden. Diese
Grundstücke wurden zudem von einem be-
reits Ende 1999 erstmals aufgestellten, auf
Festsetzungen nach § 9 Abs. 2a BauGB ge-
richteten weiteren einfachen Bebauungs-
plan A erfasst und unterlagen seit dem
12.07.2012 einer für diesen Bebauungsplan
beschlossenen Veränderungssperre, die
letztmals am 01.03.2016 in derselben Rats-
sitzung verlängert worden war, in der auch
der Aufstellungsbeschluss über den Bebau-
ungsplan B gefasst wurde. 

Dieser bezieht neben den Flächen des An-
tragstellers auch weitere, vom Bebauungs-
plan A nicht erfasste Bereiche ein, auf die
sich die im vorliegenden Verfahren ange-
griffene Veränderungssperre allerdings nicht
erstreckt. Nachdem das OVG die Verände-
rungssperre vom 1./3. März 2016 mit Be-
schluss vom 18.05.2016 (Az. 2 B 282/16.NE)
wegen Verstoßes gegen § 17 Abs. 2 und 3
BauGB vorläufig außer Vollzug gesetzt hatte,
beschloss der Rat der Antragsgegnerin am
19.05.2016 die im vorliegenden Verfahren
gegenständliche Veränderungssperre, nun-
mehr für einen Teilbereich des (qualifizier-
ten) Bebauungsplans B. Der Antrag, auch
diese Veränderungssperre vorläufig außer
Vollzug zu setzen, hatte ebenfalls Erfolg.
Das Gericht umschreibt in seiner Begrün-
dung zunächst die strengen Maßstäbe für
die Außervollzugsetzung einer Verände-
rungssperre und stellt fest, dass dies pro-
zessrechtlich dann „aus anderen wichtigen
Gründen dringend geboten“ (§ 47 Abs. 6
VwGO) sein könne, wenn die Sperre sich bei
der im Verfahren des einstweiligen Rechts-
schutzes nur möglichen und gebotenen
summarischen Prüfung als bereits im jetzi-
gen Verfahrensstadium offensichtlich
rechtsfehlerhaft erweise, was hier der Fall
sei. Offen bleiben könne, ob die Verände-
rungssperre an durchgreifenden formellen
Fehlern leide. 
Denn die angegriffene Veränderungssperre
erweise sich als materiell rechtswidrig, weil
es sich um eine nach § 17 Abs. 3 BauGB zu
beurteilende und danach rechtswidrige er-
neute Veränderungssperre handele und
nicht - wie die Antragsgegnerin annahm -
um eine neue Veränderungssperre, für die
§§ 16, 17 Abs. 1 BauGB gälten. Jedenfalls im
Hinblick auf das von der Veränderungssperre
erfasste Teilgebiet des Bebauungsplans B
stelle sich der Bebauungsplan nicht als die
für eine eigenständige neue Veränderungs-
sperre erforderliche „neue“ Planung im Ver-
gleich zu dem ursprünglich für dieses Gebiet
aufgestellten Bebauungsplan A dar, sondern
lediglich als eine Konkretisierung der (be-
reits) dort verfolgten Planungsabsichten. 
Eine selbstständige andere Veränderungs-
sperre setze jedenfalls voraus, dass die
Sperranordnung auf verschiedenen, inhalt-
lich in keinem Zusammenhang stehenden
Planaufstellungsbeschlüssen beruhe, sich
also auf formell und materiell unterschied-
liche Planungen beziehe. Demnach sei zu-
nächst verfahrensmäßig zu fordern, dass ein
neuer Aufstellungsbeschluss gefasst und da-
mit ein neues Bebauungsplanverfahren ein-
geleitet werde. In materiell-rechtlicher Hin-
sicht müsse die Gemeinde mit der neuen
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Bauleitplanung
eine völlig neue
P l a n u n g s k o n -
zeption verfol-
gen. Sie müsse
demnach zumin-
dest entweder
ein völlig neues
städtebauliches
Ziel verfolgen
oder unter Be-
rücksichtigung
d e s s e l b e n
städtebaulichen
Ziels jedenfalls
andere und ih-
rerseits hinrei-
chend gewichti-
ge Festsetzun-

gen in den Blick nehmen. 
Im Grundsatz sei davon auszugehen, dass
bei einer bloßen Konkretisierung der ur-
sprünglichen Planungsabsichten keine im
vorgenannten Sinne „neue“ Planung vorlie-
ge, die durch eine selbstständige neue Ver-
änderungssperre gesichert werden könnte.
Um keine neue Planungskonzeption handele
es sich, wenn sich die neue Planung lediglich
als ein Vorgang der Konkretisierung, Fort-
schreibung oder auch Weiterentwicklung
der ursprünglichen, nicht durch einen Sat-
zungsbeschluss abgeschlossenen Gestal-
tungsabsichten darstelle, wie er im Grunde
genommen für jedes Verfahren der Bauleit-
planung als einer dynamischen, nicht von
vornherein auf bestimmte Inhalte festge-
legten Tätigkeit mehr oder minder kenn-
zeichnend sei. 
Insofern stellten sich diese Kriterien gewis-
sermaßen als Spiegelbild der grundsätzlich
geringen inhaltlichen Anforderungen an die
Konkretisierung der Planungsabsichten als
Voraussetzung für eine rechtmäßige Verän-
derungssperre dar. Gerade deshalb seien
weitreichendere Modifikationen der Pla-
nung in diesem weiten Rahmen der durch
eine Veränderungssperre gesicherten Pla-
nung immanent. In diesen Fällen stets eine
neue Planung anzunehmen, überdehne die
Verpflichtung des Eigentümers, planbeding-
te Nutzungsbeschränkungen seines Grund-
stücks vorübergehend hinnehmen zu müs-
sen. 
Deshalb ändere es grundsätzlich nichts an
der weiterverfolgten Planungskonzeption,
wenn der ursprüngliche Planentwurf für den
von der Veränderungssperre erfassten Teil-
bereich zwischenzeitlich durch räumliche
Veränderungen, insbesondere Verkleinerun-
gen des Gebietszuschnitts, und Änderung
einzelner Festsetzungen über das bauliche

G E R I C H T
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zusammengestellt 
von Referent 

Carl Georg Müller, 
StGB NRW

Nutzungsmaß, die Stellung der Baukörper,
die überbaubaren Grundstücksflächen, die
Verkehrsflächen usw. nicht unerheblich mo-
difiziert werde. Wann dabei die Modifika-
tionen qualitativ und/oder quantitativ so
gewichtig seien, dass sie bei verständiger
Würdigung in eine faktische Neuplanung
umschlagen, sei einer abstrakten Betrach-
tung allerdings entzogen und stets nur nach
Maßgabe der je besonderen Umstände des
Einzelfalls zu entscheiden. 
Nach diesen Grundsätzen sei hier bereits
nach summarischer Prüfung aufgrund der
konkreten Sachverhaltsumstände nicht von
einer eigenständigen neuen Veränderungs-
sperre auszugehen. Vielmehr liege in der Sa-
che eine erneute Veränderungssperre vor.
Dies gelte bezogen auf das Grundstück des
Antragstellers schon deshalb, weil der Rat
der Antragsgegnerin zeitgleich mit dem Auf-
stellungsbeschluss für den Bebauungsplan
B die Veränderungssperre für den Bebau-
ungsplan A auch für das Grundstück des An-
tragstellers erneuert hat. 
Damit habe die Antragsgegnerin klargestellt,
dass aus ihrer Sicht die Weiterverfolgung
der „alten Planidee“ durch den neuen Auf-
stellungsbeschluss in keiner Weise beein-
trächtigt wird. Diese zunächst wiederum for-
malen Anhaltspunkte fänden ihre inhaltliche
Bestätigung in dem Umstand, dass auch der
neue Bebauungsplan B die tragende Pla-
nungsleitlinie weiterverfolge, in dem hier in
Rede stehenden Gebiet (nahversorgungs-
und zentrenrelevanten) Einzelhandel zu ver-
hindern, wie insbesondere in den Ratsdoku-
menten zum Beschluss über die Verände-
rungssperre vom 19.05.2016 klar zum Aus-
druck gebracht werde. Die Annahme einer
vollständig neuen Planungskonzeption sei
mit dieser von der Antragsgegnerin selbst
herausgestellten Kontinuität des Hauptpla-
nungsanliegens und -ziels von vornherein
nicht zu vereinbaren. 
Angesichts dessen führe schließlich auch die
Tatsache, dass das Plangebiet des Bebau-
ungsplans B nicht lediglich einen Teilbereich
des Bebauungsplans A umfasse, sondern in
Teilen auch Erweiterungen, nicht ausschlag-
gebend auf eine neue Plankonzeption für
das von der hier in Rede stehenden Verän-
derungssperre allein umfasste Gebiet, für
das seit mehr als 15 Jahren der Bebauungs-
plan A vorgesehen war. Dieses Plangebiet
trete auch nach den Vorstellungen der An-
tragsgegnerin eigenständig den übrigen
Baugebieten des Bebauungsplans B als Ge-
werbegebiet im Verhältnis zu Misch- und
Wohngebieten gegenüber. Deren planeri-
sche Zusammenfassung erscheine auch ob-
jektiv nicht als zwingend.                               ◼
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